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Beginn: 10:02 Uhr 

Präsident André Kuper: Meine Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich heiße Sie alle 
sehr herzlich willkommen zu unserer heutigen, 41. 
Sitzung des Landtags von Nordrhein-Westfalen. 
Mein Gruß gilt wie immer auch den Gästen oben auf 
der Gästetribüne, den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Medien sowie den Zuschauerinnen und Zu-
schauern an den Bildschirmen.  

Für die heutige Sitzung haben sich 15 Abgeordnete 
entschuldigt; die Namen werden in das Protokoll 
aufgenommen.  

Vor Eintritt in die Tagesordnung: Mit Schreiben 
vom 23. August haben die Fraktionen von CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen die dritte Lesung des Ge-
setzentwurfs des Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuches 
in Nordrhein-Westfalen Drucksache 18/4567 als 
neuen Tagesordnungspunkt 2 für die heutige Sitzung 
beantragt.  

Gemäß § 20 Abs. 3 Satz 1 unserer Geschäftsord-
nung kann der Landtag vor Eintritt in die Tagesord-
nung beschließen, diese zu ergänzen. Hierbei han-
delt es sich grundsätzlich um eine Entscheidung, die 
der Landtag mit Mehrheit trifft. Vor diesem Hinter-
grund frage ich, ob zu dem Antrag auf Ergänzung der 
Tagesordnung das Wort gewünscht wird. – Bitte, 
Herr Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir würden in Er-
gänzung des eben vorgetragenen Vorschlags vor-
schlagen, den Tagesordnungspunkt 2 alt als TOP 5 
neu zu behandeln und die Tagesordnungspunkte 5 
und 6 alt um einen Punkt nach hinten zu schieben.  

Hintergrund der Überlegung ist eine Bitte einer ande-
ren Fraktion, dass nicht zwei Tagesordnungspunkte, 
bei denen die Koalitionsfraktionen Antragstellerinnen 
sind, hintereinanderlaufen zu lassen. Sie wissen alle, 
wir hätten auch gerne das Gesetz in der zweiten Le-
sung verabschiedet. Heute ist das ja im Prinzip ein 
Nachklapp nach dem Antrag einer Fraktion, eine 
dritte Lesung durchzuführen.  

Deswegen wäre der Vorschlag: TOP 1 Aktuelle 
Stunde, TOP 2 das Fünfte Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuches und 
dann, wie eben vorgetragen, den TOP 2 alt als TOP 
5 neu und die TOP 5 und 6 nach hinten rutschen zu 
lassen. Ich hoffe, die Kolleginnen und Kollegen sind 
damit einverstanden, und wir können das im Einver-
nehmen heute verabschieden. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Mostofizadeh. – Gibt es noch weitere Wortmeldun-
gen zur Geschäftsordnung? – Das ist nicht der Fall.  

Wer dann der Ergänzung der heutigen Tagesord-
nung, wie gerade vorgeschlagen, zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, AfD 
und der fraktionslose Abgeordnete. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist niemand. Wer enthält sich? – Das 
ist auch niemand. Damit ist die Tagesordnung dem-
entsprechend ergänzt, und die übrigen Tagesord-
nungspunkte verschieben sich wie gerade vorge-
schlagen.  

Ich rufe auf: 

1 Absage von Bundeskanzler Scholz an die Einfüh-
rung eines Industriestrompreises gefährdet den 
Industriestandort Nordrhein-Westfalen 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/5508 

Die Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
haben mit Schreiben vom 21. August gemäß § 95 
Abs. 1 der Geschäftsordnung zu einer aktuellen 
Frage der Landespolitik eine Aussprache beantragt.  

Damit eröffne ich die Aussprache. Für die CDU 
spricht als Erster ihr Abgeordneter Dr. Heinisch. 

Dr. Jan Heinisch*) (CDU): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! 4 Cent: Diese Zahl 
möchte ich gerne an den Anfang dieser Aktuellen 
Stunde stellen, weil sie sich ja so sehr in unser Ge-
dächtnis eingebrannt hat, aber nicht nur in unser Ge-
dächtnis, sondern auch in das Gedächtnis von Wirt-
schaftsvertretern und Gewerkschaften sowie in das 
Gedächtnis von Wählerinnen und Wählern vor der 
letzten Bundestagswahl, denn das war ja letztlich 
das konkrete Versprechen von Kanzlerkandidat Olaf 
Scholz für einen Industriestrompreis in Deutschland. 
So ist das alles nachzulesen, auch in der SPD-
Parteizeitung „Vorwärts“ vom 22. Juni 2021.  

(Sarah Philipp [SPD]: Gut, dass Sie die lesen! – 
Gegenruf von Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Wenn ihr die schon nicht mehr lest!) 

Es war, so wird da zitiert, ein klares Angebot an die 
Industrie, auf dem Jahrestreffen des BDI entspre-
chend geäußert. Insofern ist es sehr wichtig, dass wir 
uns heute auch hier in Nordrhein-Westfalen über 
diese Frage unterhalten, denn unser Bundesland ist 
ja der Motor der deutschen Wirtschaft: Hier wurde 
2022 ein Bruttoinlandsprodukt von rund 794 Milliar-
den Euro erwirtschaftet, das höchste aller deutschen 
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Bundesländer mit einem Anteil von ungefähr einem 
Fünftel des Bruttoinlandsprodukts.  

Das kommt ja nicht von ungefähr, denn wir haben ei-
nen historisch starken Industriesektor, der mit einem 
großen Mix von Konzernen bis hin zu mittelständi-
schen und kleinen Unternehmen aufgestellt ist. Die 
Zukunftskoalition aus CDU und Grünen tut seit ihrem 
Amtsantritt alles, um diesen einmaligen Wert für un-
seren Wohlstand zu erhalten und weiterzuentwi-
ckeln. Zum Beispiel fördern wir mit bis zu 700 Millio-
nen Euro den Weg für grünen Stahl aus dem Ruhr-
gebiet, weil er die Basis für die Wirtschaft in unserem 
Bundesland bildet. Wir haben einen neuen Revier-
vertrag im Rheinischen Revier, der mit großer Ver-
lässlichkeit den Wandel von einer Braunkohleregion 
in die Zukunft gestaltet, und wir treiben, so auch 
heute, den Ausbau erneuerbarer Energien massiv 
voran, und wir liegen damit an der Spitze in Deutsch-
land. 

Wir wollen nicht erst 2032, wie der Bund es von uns 
fordert, sondern schon 2025 entsprechend Klarheit 
haben, wo im großen Stil Windenergieanlagen ge-
baut werden können.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Warum machen wir das alles? Nicht nur, weil wir die 
Frage eines Morgens an uns gestellt sehen, sondern 
auch, weil wir wissen, wie wichtig in einer Zeit von 
Umbrüchen Klarheit und Verlässlichkeit sind. Die Zu-
kunftskoalition ist ein Partner unserer Wirtschaft, auf 
die sie sich auf diesem Weg ihrer tiefgreifenden Ver-
änderung verlassen kann.  

Unser Industriestandort muss sich nämlich nicht nur 
vor sich selbst beweisen, sondern er muss sich auch 
international beweisen. Die USA haben einen Infla-
tion Reduction Act entsprechend verabschiedet. Der 
ist nicht nur eine weltweite Einkaufstour nach Schlüs-
selbranchen und Start-ups, sondern jeder Mensch 
und jedes Unternehmen weiß, egal, wer da regiert, 
die US-Regierung wird alles dafür tun, manchmal 
auch mit Maßnahmen, die wir nicht machen würden, 
dass Energiepreise stabil bleiben. Da ist die Frage: 
Wie unterstützen wir an dieser Stelle in Deutschland 
unsere Wirtschaft?  

Diese Frage wurde auch vergangene Woche ge-
stellt, als man den deutschen Kanzler hier nach 
Nordrhein-Westfalen und zu unternehmer.nrw ein-
lud. Anders als vor der Wahl beim BDI gingen die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer doch sehr desillu-
sioniert aus dem Saal. Mancher Anwesender hat den 
Auftritt auch als süffisant und schmunzelnd empfun-
den, denn die führenden Köpfe unserer Wirtschaft, 
die dort versammelt waren, konnten kaum glauben, 
dass man einen schlechten, einen mehr Schaden 
verursachenden Moment und dieses Publikum 
nimmt, um eine Absage an das große Versprechen 
des Industriestrompreises zu formulieren.  

Vage Durchhalteparolen, wie wir sie dort vernommen 
haben – für ein besseres Morgen macht man keine 
Wirtschaftspolitik –, reichen nicht aus, sondern es 
braucht verlässliche Konzepte. Wir wissen, dass es 
da mehr gibt als nur den Industriestrompreis, aber 
wer den verspricht, muss ihn dann auch liefern.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Denn Investitionen werden immer in eine Erwartung 
hinein getätigt. Deswegen brauchen Investitionen, 
deswegen braucht Wirtschaftstätigkeit immer Ver-
lässlichkeit, damit entsprechend investiert wird. Allen 
voran haben das die Gewerkschaften dieser Tage 
noch einmal neu eingefordert.  

Wir erinnern uns: Vor einem Jahr gab es eine ähnli-
che Situation rund um den Kanzler, nämlich die 
Frage der Gasumlage. Da sollten Stromkunden, wir 
alle sollten eine Gasumlage bezahlen, um Konzerne 
wie Uniper zu unterstützen. Am Donnerstag, 22.09., 
ließ er sich in der Presse – es tobte eine intensive 
Debatte in der Regierung – mit der Aussage zitieren: 
Die Gasumlage werde kommen, und seine Minister 
Habeck und Lindner seien in der Sache beide der 
gleichen Meinung. – Diese Meinung hatte er, alle an-
deren Beobachter eher eine andere. Dann stieg er 
ins Flugzeug auf Auslandsreise. Am Sonntag sagte 
dann Saskia Esken, die SPD-Vorsitzende – ich darf 
das mit Erlaubnis zitieren –: Ich bin der festen Über-
zeugung, dass wir diese Woche – sie meinte die fol-
gende – zum Ende der Gasumlage kommen werden.  

Genauso kam es dann auch. Insofern haben wir nun 
große Erwartungen an unserer Kolleginnen und Kol-
legen von der SPD-Fraktion, dass sie einmal mehr 
innerparteilich ihren Kanzler zu Fall bringen und ihn 
auf den richtigen Weg zurückführen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der SPD: Oh!) 

Erste Ansätze sind da ja schon erkennbar, denn nicht 
nur aus dem Saal heraus haben sich einige – inklu-
sive der Bundestagsfraktion – in dieser Richtung ge-
äußert, auch Saskia Esken hat sich zwischenzeitlich 
für einen Industriestrompreis ausgesprochen.  

(Jochen Ott [SPD]: Saskia, komm raus! Wo 
bist du?) 

Insofern besteht Hoffnung, dass wir am Ende bei die-
sem Ergebnis ankommen werden. Ansonsten stünde 
man ja, um mit dem Vorsitzenden der SPD, Herrn 
Klingbeil, zu sprechen, fassungslos über den Zu-
stand der Regierung da; denn die Aufgabe – so for-
mulierte er es – einer Regierung sei es in der aktuel-
len Situation, Sicherheit, Orientierung und Stabilität 
zu geben. Dazu ist man nun einmal mehr aufgerufen, 
auch im Sinne des Industriestandorts Nordrhein-
Westfalen.  

Zurückbleibt dann sicherlich ein Kanzler, auf dessen 
Aussagen sich gar keiner mehr verlässt, weder vor 
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Wahlen noch nach Wahlen noch innerhalb der eige-
nen Partei.  

Wir jedenfalls in Nordrhein-Westfalen als Zukunfts-
koalition lassen uns davon nicht beirren. Wir handeln 
weiter, und das verlässlich für unseren Industrie-
standort. – Danke schön.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Heinisch. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht die Abgeordnete Frau Brems.  

Wibke Brems*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Nordrhein-
Westfalen ohne Industrie? Industrie ohne NRW? Bei-
des ist doch einfach unvorstellbar, schließlich ist 
NRW die Herzkammer der deutschen Industrie, und 
die Industrie ist die Lebensader unserer Wirtschaft. 
Die Industrie in NRW ist quasi der Ursprung des 
deutschen Wirtschaftswunders und damit die Grund-
lage unseres Wohlstands. Geht es der deutschen In-
dustrie schlecht, hat dies auch unmittelbar Auswir-
kung auf kleine und mittlere Unternehmen.  

Damit unsere Industrie und damit auch die gesamte 
Wirtschaft Wertschöpfung, Arbeitsplätze und Wohl-
stand garantieren können, brauchen sie Planungssi-
cherheit. Das machen wir in NRW zum Beispiel mit 
dem kraftvollen Ausbau erneuerbarer Energien, mit 
Planungs- und Genehmigungsbeschleunigungen, 
die gerade in Arbeit sind, mit Investitionen in die 
Transformation von klein bis ganz groß und mit dem 
auf 2030 vorgezogenen Kohleausstieg. Wir – diese 
Landesregierung – schaffen die Rahmenbedingun-
gen für eine zukunftsfähige und klimaneutrale Indust-
rie in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Auch bei der Wirtschaftspolitik gilt aber: NRW ist 
keine Insel. Wir sind abhängig davon, welche Mög-
lichkeiten uns die EU gibt und welche Rahmenbedin-
gungen der Bund setzt. Europäische Wettbewerbs-
regeln, Immissionsvorgaben, die Zusammensetzung 
der Strompreise, Erleichterungen für die energiein-
tensive Industrie – all das muss von dort kommen 
und wird von dort geregelt. Der wichtigste Punkt für 
die Unternehmen in der aktuellen Lage ist die Klar-
heit über die Strompreise. Deswegen brauchen wir 
einen Industriestrompreis. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Dieser Industriestrompreis muss sich aus zwei Kom-
ponenten zusammensetzen. Die eine ist der mittel-
fristige Brückenstrompreis, die andere der langfris-
tige Transformationsstrompreis. Warum brauchen 
wir diese beiden Teile? Die erneuerbaren Energien 
sind die Energieträger der Zukunft. Ihr beschleunig-
ter Ausbau sorgt für kostengünstigen Strom. Mit den 

richtigen Instrumenten können Industrieunterneh-
men dann in einigen Jahren ganz direkt profitieren. 
Leider sind wir beim Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien noch nicht so weit, wie wir sein könnten. Daher 
brauchen wir im Übergang den Brückenstrompreis, 
bis sich der jetzt anlaufende Ausbau wirklich nieder-
schlägt.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
CDU – Zuruf von Dr. Christian Blex [fraktions-
los]) 

Die Unterstützung für den Vorschlag von Bundeswirt-
schaftsminister Habeck ist ja enorm. Die Gewerk-
schaften sind dafür, in Teilen auch die SPD-Landtags-
fraktion des größten Bundeslandes, die SPD-
Bundestagsfraktion, der bayerische Ministerpräsi-
dent, die Industrie. Breiter könnte es kaum sein. Man 
möchte meinen, wenn aus so vielen unterschiedli-
chen Richtungen positive Rückmeldungen kommen, 
dann würde der Bundeskanzler vielleicht doch mal 
kurz ins Nachdenken kommen. Aber stattdessen 
stellte er sich in der vergangenen Woche hier in Düs-
seldorf vor Hunderte Unternehmerinnen und Unter-
nehmer und lehnte rundweg den Industriestrompreis 
ab.  

Wobei … Moment, wir gucken uns noch einmal ganz 
kurz die Fakten und das an, was Kanzler Scholz 
sagte. Er sagte: „Eine Dauersubvention von Strom-
preisen mit der Gießkanne können wir uns nicht leis-
ten und wird es deshalb auch nicht geben.“  
Stimmt. Der Brückenstrompreis ist keine Dauersub-
vention. Er wäre auf drei bis fünf Jahre befristet. Es 
wären auch ganz gezielt ausschließlich energieinten-
sive Unternehmen im internationalen Wettbewerb, 
die sich zudem verpflichten, bis 2045 klimaneutral zu 
werden. Also nix mit Gießkanne!  

Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten. Haben wir vielleicht 
den Bundeskanzler die ganze Zeit falsch verstanden 
und eigentlich ist er doch für den Vorschlag seines 
Vizekanzlers, 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Bestimmt!) 

oder hat er das Memo nicht ganz gelesen und viel-
leicht den Vorschlag auch gar nicht richtig verstan-
den? 

(Sarah Philipp [SPD]: Ja, ja, das wird es sein!) 

– Okay. Das ist ja eine Möglichkeit. Man muss sich 
alles überlegen, wenn es so ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber gut. Die Lage ist ernst. Der Kanzler lehnt im en-
gen Schulterschluss mit seinem Finanzminister lapi-
dar einen Vorschlag ab, der unserer Industrie eine 
bessere Perspektive für Investitionen ermöglichen 
würde. Ihm ist anscheinend nicht bewusst, dass 
deutsche Unternehmen nicht mehr überlegen, wo sie 
zusätzlich zu deutschen Standorten investieren, 
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sondern wo sie stattdessen investieren. Diese Ableh-
nung des Industriestrompreises, diese lapidare Igno-
ranz ist einfach nur gefährlich für die Zukunft unserer 
Industrie, den Wirtschaftsstandort und damit für un-
seren Wohlstand. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vom Bundesfinanzminister und dem Parteivorsitzen-
den einer selbsternannten Wirtschaftspartei hätte ich 
eigentlich auch mehr Einsatz für die Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Industrie erwartet.  

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

Ich finde das einfach alles nur noch bitter und ein 
echtes Armutszeugnis. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Ich kann es Ihnen jetzt nicht ersparen. Ich muss da-
rauf zu sprechen kommen, warum der Vorschlag ei-
nes Industriestrompreises überhaupt notwendig ist. 
Das ist leider die verfehlte Wirtschafts- und Energie-
politik der vergangenen Jahre und Jahrzehnte. Billi-
ges Erdgas war das oberste Gebot. Schon deutlich 
vor dem Einmarsch Russlands auf die Krim war klar, 
dass Putin eben kein lupenreiner Demokrat ist. Aber 
selbst bei diesem Einmarsch auf die Krim 2014 wur-
den keine Konsequenzen gezogen. Es wurde ein-
fach weitergemacht wie bisher. Die Abhängigkeit von 
Russland wurde entgegen vieler Warnungen billi-
gend in Kauf genommen.  

Weiteres Versäumnis: Alle sprechen seit Jahren vom 
Klimaschutz. Aber gehandelt wurde viel zu spät und 
viel zu zaghaft. Wären Klimaschutz und Transforma-
tionsanreize für die Wirtschaft früher umgesetzt wor-
den, hätten wir heute mehr Zeit, und die Industrie 
hätte schon an einem anderen Punkt und viel besser 
aufgestellt sein können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wären den erneuerbaren Energien nicht einfach ein 
Stein nach dem anderen in den Weg gelegt worden, 
dann könnten schon heute von besseren und günsti-
geren Strompreisen profitieren. Stattdessen hat man 
eben keine Warnungen ernst genommen und alle 
Forderungen abgetan. Jetzt muss endlich aus diesen 
Fehlern und Versäumnissen der Vergangenheit ge-
lernt werden. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Heute sollte ein starkes Signal aus NRW nach Berlin 
an den Bundeskanzler gehen, und zwar ohne Wenn 
und Aber, liebe SPD.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
CDU) 

NRW braucht die Industrie. Die Industrie braucht Pla-
nungssicherheit. Der Ausbau erneuerbarer Energien 
und der Industriestrompreis bringen genau diese 

Planungssicherheit. Deswegen: NRW braucht den 
Industriestrompreis. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die SPD spricht ihr Fraktionsvorsitzender 
Herr Ott. 

Jochen Ott*) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Heinisch, Frau 
Brems, solche Reden, die Sie hier halten, können Sie 
nur als Mitglied dieser schwarz-grünen Koalition hal-
ten. Wenn es um Schuldzuweisungen an andere 
geht, dann macht Ihnen wirklich niemand mehr was 
vor. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Forderungen an Berlin stellen: topp. – Eigenleistun-
gen hingegen: kläglich.  

(Zuruf von der CDU) 

Eigenverantwortung: null. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Schwarz-Grün in Nordrhein-Westfalen ist eben ein-
fach unverwechselbar. Man fragt sich allerdings, ob 
es im schwarz-grünen Regierungsfass eigentlich 
noch einen Tropfen Gestaltungswillen gibt, nur ein 
Tröpfchen Verantwortungsgefühl, was in NRW ei-
gentlich passiert,  

(Zuruf von der CDU) 

zum Beispiel in Industrie und Mittelstand!  

Die Lage ist tatsächlich ernst: Wertschöpfungsketten 
stehen auf dem Spiel, Arbeitsplätze sind in Gefahr, 
die Strompreise müssen sinken. Und das werden sie 
auch dank der erneuerbaren Energien: Strom aus 
Sonne, Wind ist billiger als der Strom aus fossilen 
Quellen.  

Mit dem Solarpaket und dem Wind-an-Land-Gesetz 
der Ampel werden die Erneuerbaren drastisch aus-
gebaut. Das wird die Strompreise senken, aber erst 
zum Ende dieses Jahrzehnts.  

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Das wäre für viele Unternehmen zu spät. Deshalb 
brauchen wir jetzt eine Lösung. Aber Herr Wüst hat 
es bisher ja nicht mal geschafft, die eigene Bundestags-
fraktion von der Notwendigkeit eines Industriestrom-
preises zu überzeugen. 

(Beifall von der SPD) 

Nicht einmal der eigene Landesverband in Nord-
rhein-Westfalen steht hinter ihm. Herr Lindemann will 
keinen Industriestrompreis, und Friedrich Merz will 
ihn auch nicht. 
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(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Wichtiger 
als der Kanzler, Herr Kollege!) 

Und apropos Klarheit und Verlässlichkeit – das ist ja 
eigentlich fast schon Comedy –: Jens Spahn wettert 
gegen die schwarz-grüne Wirtschaftspolitik in Nord-
rhein-Westfalen und stellt sich gegen die Thyssen-
krupp-Forderung.  

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Also ganz ernsthaft: Die NRW-CDU ist alles andere 
als überzeugend in der Industriepolitik. 

(Beifall von der SPD) 

Dieses Durcheinander und dieses unabgestimmte 
Agieren  

(Sven Wolf [SPD]: Ja!) 

sind eine Gefahr für Nordrhein-Westfalen.  

Aber, Herr Heinisch, um noch einen draufzusetzen: 
Wer wissen will, wie schwarz-grüne Strukturpolitik 
funktioniert, der kann sich das im Rheinischen Revier 
angucken. Der Pferdesport in Aachen ist ein Beleg 
dafür, wie wichtig die Zukunftsorientierung Ihrer In-
dustriepolitik ist. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Die sicherlich vernünftige Förderung eines solchen 
sportpolitischen Projekts aus den Strukturwandelmit-
teln zu finanzieren, ist eine Unverschämtheit! 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Deshalb: Klären Sie erst mal Ihre eigene Position in 
der Industriepolitik, bevor Sie hier Aktuelle Stunden 
beantragen. 

Und noch einmal: Handeln ist angezeigt. Weil die 
Landesregierung für Nordrhein-Westfalen nichts er-
reicht, wird es nun die NRW-SPD tun. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU, 
den GRÜNEN und Karl-Josef Laumann, Mi-
nister für Arbeit, Gesundheit und Soziales: 
Oh!) 

Wir werden mit unserer Bundestagsfraktion, mit den 
Ampelpartnern und mit dem Bundeskanzler für eine 
gute Lösung sorgen.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE] – 
Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Oh!) 

Wir wollen eine Transformation und einen Brückens-
trompreis von 5 Cent pro Kilowattstunde für Industrie 
und Mittelstand, befristet auf fünf Jahre, in denen wir 
die Netze, die Infrastruktur und die Erneuerbaren 
massiv ausbauen.  

(Dr. Robin Korte [GRÜNE]: Will das auch der 
Kanzler? – Gegenruf von Sven Wolf [SPD]: Da 

können Sie sicher sein, Herr Korte! – Weiterer 
Zuruf von den GRÜNEN) 

Profitieren werden alle stromintensiven Branchen. 

Und wir werden die Preisreduktion auch nicht auf 
80 % des Verbrauchs beschränken. Damit geht das 
SPD-Konzept übrigens deutlich über die Pläne von 
Robert Habeck hinaus. Vor allen Dingen muss man 
hier der Ehrlichkeit halber Richtung Grün mal sagen: 
Habeck hat ja vor allen Dingen philosophiert, aber 
Eckpunkte, wirkliche Eckpunkte hat er gar nicht vor-
gelegt; beihilferechtliche Fragen waren gar nicht ge-
klärt. 

Deshalb: Wir entlasten deutlich stärker. Wir beziehen 
den Mittelstand mit ein. So schaffen wir Verlässlich-
keit. So erhalten wir die Wertschöpfung und sichern 
Arbeitsplätze, und zwar ohne Dauersubvention, 
ohne Gießkanne und ohne Benachteiligung des Mit-
telstands. Wir machen das, was gutes Regieren aus-
zeichnet: Wir finden eine Lösung. 

(Beifall von der SPD – Heiterkeit von der CDU – 
Zurufe von der CDU: Oh!) 

Das unterscheidet die SPD von der Landesregie-
rung.  

(Zuruf von der CDU) 

Die glaubt nämlich, für Lösungen gar nicht zuständig 
zu sein. 

(Beifall von der SPD) 

Lesen Sie zum Beispiel das Interview mit Ministerin 
Neubaur, was sie der Westdeutschen Allgemeinen 
Zeitung gegeben hat. Egal, auf welches Problem Sie 
da angesprochen werden, Sie kennen eigentlich immer 
nur zwei Verantwortliche: entweder den Bund oder die 
Unternehmen selbst.  

(Zuruf von der CDU: Na toll!) 

Eigene Verantwortung? – Fehlanzeige! 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Und dann sagt die Ministerin einen wirklich bemer-
kenswerten Satz: Man sei ja schon bei den Entlas-
tungspaketen auf dem Höhepunkt der Energiekrise 
mit dem Bund solidarisch gewesen, doch Solidarität 
dürfe keine Einbahnstraße sein.  

(Zuruf von der CDU) 

Liebe Frau Ministerin, Sie waren doch nicht solida-
risch mit dem Bund. Was ist denn das für eine 
Denke? Sie hätten sagen müssen: Zusammen mit 
dem Bund haben wir unseren Verfassungsauftrag er-
füllt. Wir haben Schaden vom Land abgewendet, 
Schaden von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern, von Familien! Wir haben unsere Pflicht getan! 

(Beifall von der SPD) 
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Aber in Verantwortung seine Pflicht zu tun, in dieser 
Dimension denkt diese Regierung von Schwarz-
Grün nicht. Für sie ist Politik ein Blame Game zwi-
schen Bund und Land, nur noch ein Blame Game 
zwischen den Parteien. Aber so kann man in Krisen 
nicht reagieren, und so sollte man überhaupt nicht re-
gieren. 

(Beifall von der SPD und Henning Höne 
[FDP]) 

Es gäbe in der Industriepolitik so viel zu tun. Um die 
Energiekosten für Unternehmen in NRW zu senken, 
könnte die Regierung zum Beispiel das sogenannte 
Contracting vorantreiben, die direkte Verbindung von 
Windkraftparks mit Werken der Industrie – so ge-
schehen in Lichtenau-Kleinenberg, wo der Automo-
bilzulieferer die Hälfte seines Strombedarfs per Ka-
bel direkt aus dem Windpark Asseln bezieht und da-
mit viel Geld spart. Ein Beispiel, das Schule machen 
und systematisch von Ihnen organisiert werden 
sollte! 

Das führt mich zum nächsten Punkt, den Ausbau der 
erneuerbaren Energien voranzutreiben und nicht bei 
jeder Gelegenheit vor Ort mit Bürgerinitiativen aufzu-
halten. Lassen Sie uns dafür sorgen, dass Elektroly-
seure nach Nordrhein-Westfalen kommen, dass H2-
Ready-Gaskraftwerke bei uns in NRW errichtet wer-
den und dass bei uns die neuen Energiespeicher ent-
stehen. Nur eine moderne Energieinfrastruktur gibt 
Energiesicherheit.  

Um diese neue Energieinfrastruktur muss sich eine 
Landesregierung aber kümmern, sonst wird sie im 
Ausland oder in Norddeutschland entstehen. Nord-
deutschland ist jedenfalls im Moment der Plan der 
Bundesnetzagentur. 

Frau Ministerin, ich würde mich freuen, wenn Sie sich 
darum kümmern. Sie schreiben Siebenpunktepa-
piere, aber das sind Siebenpunktepapiertiger. Wann 
fängt Schwarz-Grün hier endlich an zu kämpfen? 
Das Land ist der Sprechblasen überdrüssig. Die Zeit 
der warmen Worte ist vorbei. Es ist Zeit, Entschei-
dungen zu treffen und endlich zu regieren. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Ott. – Für die FDP spricht ihr Fraktionsvorsitzender 
Herr Höne. 

Henning Höne (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich will in dieser Debatte mal 
versöhnlich starten, nämlich mit der Frage: Wo be-
steht eigentlich Einigkeit? Die Wirtschaft ist unter 
Druck; darin sind wir uns einig. Abwanderungen aus 
Kostengründen in der Wirtschaft sind so hoch wie 
seit 15 Jahren nicht, sagt zumindest die Deutsche In-
dustrie- und Handelskammer. In Nordrhein-West-

falen wird in diesem Jahr mit dem Schrumpfen der 
Wirtschaft um 0,3 % gerechnet. Herr Kollege Dr. Hei-
nisch, Nordrhein-Westfalen ist im Moment nicht Mo-
tor der deutschen Wirtschaft und Industrie. Das ist 
nämlich schlechter als der Bundesdurchschnitt. Ar-
beitsplätze und Wohlstand sind also in Gefahr. 

Ich will an Debatten in diesem Haus erinnern, die un-
mittelbar nach der Sommerpause im vergangenen 
Jahr und damit vor ziemlich genau einem Jahr ge-
führt wurden. Damals kamen aus der Opposition, 
auch von unserer Fraktion, Hinweise genau darauf. 
Ich habe hier zum Beispiel Vorstände von DAX-
Unternehmen zitiert, die schon damals sagten: Hier 
investieren wir nur noch das, was wirklich investiert 
werden muss. – Aus den Reihen der Koalition ist das 
damals als – ich zitiere – Polemik und Schlechtreden 
abgetan worden. 

Die Wirtschaftsministerin wirkte dann, als es in Rich-
tung Chaoshaushalt ging, relativ überrascht davon, 
dass Nordrhein-Westfalen von den hohen Energie-
preisen stärker als der Rest der Republik betroffen 
war. 

Diese Lage, über die durchaus Einigkeit besteht, 
meine Damen und Herren, muss man allerdings 
schon einordnen. Denn die Wirtschaft in diesem 
Land ist nicht erst seit den Preissteigerungen durch 
den russischen Angriff auf die Ukraine unter Druck. 
Die Wettbewerbsfähigkeit in Nordrhein-Westfalen, 
aber auch bundesweit leidet schon länger. Wir verlie-
ren schon viel länger an Boden als in den letzten ein 
oder zwei Jahren. 

Die Gründe dafür sind vielfältig. Deutschland ist im 
Vergleich mit anderen Industrieländern im Bereich 
der OECD Hochsteuerland. Allein in den letzten 
zwölf Jahren ist laut Nationalem Normenkontrollrat 
der Erfüllungsaufwand für die Bürokratie in diesem 
Land um 17,4 Milliarden Euro gestiegen – 17,4 Milliar-
den Euro für Berichtspflichten und Dokumentationen, 
die auch in Investitionen, Lohnsteigerungen und 
Ähnliches hätten fließen. Diese Mittel fehlen. Der 
Staat hat sie entzogen. 

(Beifall von der FDP) 

Im Vergleich zu anderen OECD-Ländern brauchen 
wir in Deutschland 50 % länger, um eine Betriebsge-
nehmigung auszusprechen. Wir brauchen sogar 
dreimal so lange wie zum Beispiel Italien. 

Die Energiepreise, die sich im Rahmen der Energie-
wende um den Preis einer Kugel Eis pro Monat erhö-
hen sollten – so das Versprechen der damals regie-
renden Grünen –, steigen in Deutschland seit 20 Jah-
ren. Die Vorgängerlandesregierung mit Wirtschafts-
minister Andreas Pinkwart hat als einen Teil der Lö-
sung Entfesselungspakete erarbeitet und in der letz-
ten Legislaturperiode auch durchgebracht. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 
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Sowohl der Begriff, Herr Kollege Mostofizadeh, als 
auch die Notwendigkeit dieser Entfesselungspakete, 
dieses Bürokratieabbaus, sind von Ihnen und Ihrer 
Fraktion ins Lächerliche gezogen worden. Ich freue 
mich, dass Sie jetzt langsam dazulernen. 

(Beifall von der FDP) 

Kommen wir einmal dazu, welcher Vorschlag nun ei-
gentlich wirklich vorliegt. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Robert Habeck schlägt einen Industriestrompreis 
vor. Diese Landesregierung schließt sich an. Wer 
hätte noch vor zwei Jahren gedacht, dass sich der 
Vorsitzende der Mittelstands-Union im Industrieland 
Nummer eins einfach so hinter den grünen Wirt-
schaftsminister schmeißt? Das sind schon interes-
sante Zeiten. 

Es soll also einen Industriestrompreis und keine Dau-
ersubventionen geben. Es soll bis 2030 bis zu 30 Mil-
liarden Euro kosten. Das sind 4 Milliarden Euro pro 
Jahr. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Die Wirtschaftsministerin hat gegenüber der WAZ 
am 22.08.2023 gesagt – ich zitiere –: „Das Geld wäre 
ja da“, man könne es aus dem Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds nehmen. Frau Neubaur, das Geld ist 
nicht da. Es würde bei den Banken aufgenommen. 

Da kann ich auch nur sagen: Vorsicht an der Bahn-
steigkante! Das mag jetzt alles ganz gut klingen. 
Viele, die glauben, von diesem Industriestrompreis 
profitieren zu können, tun das aber nicht. Denn die 
Grünen wären nicht die Grünen, wenn sie eine sol-
che Subvention nicht noch einmal an das eigene 
Wahlprogramm koppeln würden. Robert Habeck hat 
nämlich gesagt: Wer das bekommen möchte, muss 
sich schon dazu verpflichten, früher als eigentlich ge-
plant klimaneutral zu werden; 

(Zurufe von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE] 
und Wibke Brems [GRÜNE]) 

er muss sich zur Tariftreue verpflichten und langfris-
tige Standortgarantien geben. 

Der Vorschlag von Robert Habeck sieht vor, dass 
alle, in diesem Fall über Steuern, noch mehr zahlen 
sollen, damit einige wenige etwas weniger zahlen. 
Mich überzeugt das nicht. 

(Beifall von der FDP) 

Mich überzeugt das übrigens auch deshalb nicht, 
Frau Kollegin Brems, weil die Freien Demokraten 
eine Partei der sozialen Marktwirtschaft sind. Das ist 
anders als bei den Grünen, die aus der eigenen Ide-
ologie heraus die Wirtschaft da unterstützen wollen, 
wo es ihnen passt, und ihr da Steine in den Weg le-
gen, wo es ihnen nicht passt. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Der Kollege Heinisch hat hier über kleine und mittlere 
Unternehmen gesprochen. Das fand ich großartig. 
Das Problem ist nur, Herr Kollege Heinisch, dass Sie 
auch auf sie hören sollten. 

Die Familienunternehmer sagen zum Industriestrom-
preis – ich zitiere –: 

„Während die Profiteure eines Industriestromprei-
ses in der Großindustrie zu suchen wären, ginge 
der Mittelstand nicht nur leer aus, sondern hätte 
auch noch den Schaden der Wettbewerbsverzer-
rung zu tragen.“ 

Die Handwerkskammer Südwestfalen sagt: 

„Was auf den ersten Blick Entlastung von hohen 
Energiepreisen verspricht, erweist sich auf den 
zweiten Blick als riesige Wettbewerbsverzerrung 
zulasten des Mittelstandes. Die hohen Preise ha-
ben mit viel staatlichen Kosten zu tun, von Steu-
ern bis Abgaben. Es ist doch absurd, erst staatlich 
den Unternehmen immer mehr Lasten aufzubür-
den und diese dann großzügig wieder runterzu-
subventionieren.“ 

Meine Damen und Herren, den Ausführungen der 
Handwerkskammer habe ich nichts hinzuzufügen. 

(Beifall von der FDP) 

Sie haben das Beispiel thyssenkrupp angesprochen. 
Der Vollständigkeit halber – vielleicht hat das ja nur 
nicht mehr in Ihre Redezeit gepasst – möchte ich ei-
nes erwähnen: Die Förderung für thyssenkrupp und 
das Voranschreiten in diesem Bereich gehen auf 
Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart und ein Projekt 
aus 2019 zurück. Sich das jetzt hier für Schwarz-
Grün ans Revers zu heften, nachdem Sie einfach nur 
auf den fahrenden Zug aufgesprungen sind, ist 
schon eine besondere Art von Politikverständnis. 

Bei den Energiepreisen gäbe es vieles zu tun: Strom-
steuer runter; Verzicht auf die Konzessionsabgabe; 
Nachfolgeregelung für den Spitzenausgleich. Es gibt 
aber vor allen Dingen bei den Rahmenbedingungen 
enorm viel zu tun. In Wahrheit sehen Sie das ja nicht. 
Da fehlt Ihnen auch die Glaubwürdigkeit. 

Während Robert Habeck sagt, der Industriestrom-
preise müsse runter, stellt Sven Giegold Pläne vor, 
die Hermesbürgschaften massiv einzuschränken, 
also der exportorientierten Industrie neue Steine in 
den Weg zu legen. Sie geben vor, Rückenwind ge-
ben zu wollen. Gleichzeitig legen Sie aber neue Ket-
ten an. Selbst in dieser Situation können die Grünen 
nicht davon lassen, die Wettbewerbsfähigkeit in 
Deutschland zu sabotieren. 

Wettbewerbsfähigkeit kann man nicht herbeisubven-
tionieren. Unternehmen brauchen kein Geld aus För-
derprogrammen, mit denen die Folgen schlechter 
Politik verschleiert werden. Unternehmen brauchen 
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mutigere Strukturreformen. Dieses Land braucht mu-
tige Strukturreformen. Die Debatte um den Industrie-
strompreis lenkt in Wahrheit ab. 

Subventionen machen eine schlechte Politik nicht 
besser, sondern nur teurer. Stoppen Sie die Arbeit an 
den Symptomen, und gehen Sie endlich an die Ursa-
chen heran! 

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die AfD spricht ihr Abgeordneter Herr Loose.  

Christian Loose*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn der Dieb „Haltet den Dieb!“ ruft, kommen sol-
che Aktuellen Stunden zustande. 

Dann wollen wir uns das doch mal genauer an-
schauen. So beklagen die Grünen und die CDU 
ernsthaft, dass die Strompreise hoch sind und un-
sere Industrie nicht mehr wettbewerbsfähig sei. Weil 
die Strompreise so hoch sind, ist die Lösung der grü-
nen CDU jetzt die dauerhafte Subvention des zu ho-
hen Strompreises. 

(Zuruf von CDU: Falsch!) 

Dieses Instrument der dauerhaften Subvention ken-
nen wir bereits aus der DDR. Dort subventionierte die 
sozialistische Regierung den Strompreis auf 8 Pfen-
nig pro Kilowattstunde – so lange, bis die DDR pleite 
war. 

Genau dieses sozialistische Rezept will die CDU nun 
für den Strommarkt in Deutschland. Sozialismus pur 
statt Marktwirtschaft – das ist die CDU von 2023. 

Ich habe die Vermutung, dass die ersten CDUler be-
reits darüber nachdenken, die Konrad-Adenauer-
Stiftung demnächst in Walter-Ulbricht-Stiftung umzu-
benennen. Das wäre zumindest ehrlicher und pas-
sender. 

Diese Dauersubvention, die hier von den Sozialisten 
aus der CDU gefordert wird, wäre nicht nur für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland schädlich. Nein, sie 
ist zudem völlig unnötig. 

Schädlich wäre eine solche Subvention zum einen, 
weil diese jedes Jahr gut 30 Milliarden Euro ver-
schlingen würde. 

Und – das ist ein wesentlicher Punkt – diese Subven-
tion soll ja nur für die energieintensive Industrie gel-
ten und würde alle anderen Unternehmer im Stich 
lassen. Der Tischler muss weiter die hohen Strom-
preise bezahlen. Der Bäcker, Herr Goeken, muss 
weiter die hohen Strompreise bezahlen. Der Gastwirt 
muss weiter die hohen Strompreise bezahlen. Ge-
nau deshalb ist diese Idee einer Dauersubvention 
dumm und schädlich. 

Zudem wäre eine solche Dauersubvention unnötig, 
da man die Strompreise einfach dadurch senken 
könnte, dass man die Ursachen für die hohen Strom-
preise beseitigen würde. Dafür müssten nur die 
staatlich erzwungenen Belastungen entfallen. 

Damit Sie sich vorstellen können, wie hoch die staat-
liche Belastung aktuell ist, müssen wir nur ein paar 
Jahre zurückschauen. Fangen wir in einer Zeit an, in 
der die Welt noch halbwegs in Ordnung war. In den 
Jahren 2014 bis 2017 lag der Börsenstrompreis zwi-
schen 3 und 4 Cent pro Kilowattstunde. Mithin ergab 
sich ein Industriestrompreis von etwa 5 Cent pro Kilo-
wattstunde. Das ging über Jahre so auf einem gleich-
bleibenden Niveau. 

Aber seit dem Jahr 2017 haben sich die Strompreise 
an der Börse verdreifacht. Zunächst haben Bundes- 
und Landesregierung alles dafür getan, dass die 
preiswertesten Kraftwerke in Deutschland abge-
schaltet werden. FDP und CSU sowie CDU haben 
2011 beschlossen, die Kernkraftwerke zu schließen, 
und den Strompreis damit in die Höhe getrieben. In 
der letzten Legislaturperiode waren es dann FDP 
und CDU, die hier im Landtag den Kohleausstieg be-
schlossen haben und damit den Strompreis weiter in 
die Höhe getrieben haben. Das Angebot wurde im-
mer knapper und knapper. Damit stiegen die Preise. 

Aber es geht noch schlimmer. In der EU haben Ihre 
Kollegen dafür gesorgt, dass die CO2-Preise in die 
Höhe getrieben wurden. Der Preis der CO2-
Zertifikate hat sich von 2017 bis Ende 2021, also 
lange vor dem Ukraine-Krieg, verzehnfacht, meine 
Damen und Herren – verzehnfacht. Dadurch wurden 
die Kosten von Braunkohlestrom von 2 Cent auf 11 
Cent in die Höhe getrieben. 9 Cent muss jetzt das 
Unternehmen an den Staat zahlen, der diese Zertifi-
kate versteigert. 

Das heißt, dass ein Großteil der hohen Strompreise 
ausschließlich durch staatliche Eingriffe in den 
Strommarkt begründet ist. Das führt dazu, dass Per-
sonen wie ein Hendrik Wüst, Personen wie eine Frau 
Neubaur schuld an den hohen Strompreisen sind. 

(Beifall von der AfD) 

Sie haben es auch in der Hand, diese Preise wieder 
zu senken. Dafür brauchen wir aber keine Subven-
tion. Nein, dazu müssten Sie nur die richtigen Ent-
scheidungen auf Bundes- und auf EU-Ebene treffen. 
Sorgen Sie dafür, dass die staatlichen Marktbe-
schränkungen aufgehoben werden. Eine freie Pro-
duktion ohne CO2-Belastungen und Verbote würde 
den Marktpreis dauerhaft um 5 bis 7 Cent pro Kilo-
wattstunde senken. Der Preis würde sich damit mit 
einem Wimpernschlag halbieren. 

Freie Produktion würde auch bedeuten, dass es den 
Betreibern von Kernkraftwerken und Kohlekraftwer-
ken erlaubt sein würde, wieder Strom für die Bürger 
und die Industrie in Deutschland zu produzieren. 
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Hier darf ich an unseren Antrag von der Alternative 
für Deutschland aus dem Juni dieses Jahres erin-
nern. Denn genau diese Dinge haben wir dort bereits 
gefordert: staatliche CO2-Verteuerung des Stroms 
beenden und Kraftwerke reaktivieren, um den Markt-
preis zu senken. 

In zwei Wochen wird dieser Vorschlag im Wirt-
schaftsausschuss in einer Anhörung beraten und 
dann im Oktober abgestimmt. Dort haben Sie die Ge-
legenheit, endlich das Richtige zu tun und unserem 
Antrag zuzustimmen. Denn eine solche Entlastung 
von den staatlich erzwungenen Marktbeschränkun-
gen würde nicht nur der Industrie, sondern allen Bür-
gern in Deutschland zugutekommen, dauerhaft und 
ohne dafür einen einzigen Cent Steuergeld auszuge-
ben. Für Freiheit, Wohlstand und Vernunft! – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Loose. – Für 
die Landesregierung spricht Frau Ministerin Neubaur. 

Mona Neubaur, Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Produk-
tion im verarbeitenden Gewerbe in Nordrhein-West-
falen liegt hinter der Entwicklung im Bund. Im Juni hat 
sie sich um 4,9 % im Vergleich zum Vorjahr verrin-
gert. In der Chemieindustrie fällt die Produktion auf 
ein Allzeittief. 

Nahezu jeden Tag höre ich bei meinen Gesprächen 
in den Unternehmen, dass Investitionen in Nord-
rhein-Westfalen, in Deutschland infrage stehen. Die 
Produktion wird teilweise zurückgefahren. Erste Un-
ternehmen legen Bereiche still, zum Beispiel 
LANXESS in Krefeld. 

Wer will also angesichts solcher Zahlen und Entwick-
lungen bestreiten, dass wir in schweren Fahrwassern 
sind? Und wenn es niemand bestreiten will, dann 
muss doch jetzt alles dafür getan werden, unsere In-
dustrie zu unterstützen. 

Die Ursachen für diese schwierige Lage in der In-
dustrie liegen in den Stapelkrisen unserer Zeit, die 
sich verschiedentlich und nun in einer schwachen 
konjunkturellen Lage noch stärker auswirken. 

Unter diesen Bedingungen leiden übrigens alle Be-
triebe im Land. Deshalb brauchen wir Entlastungen – 
insbesondere, damit die Investitionen in die Transfor-
mation möglich bleiben. 

Die Absenkung der Stromsteuer ist daher eine For-
derung, die wir mit Blick auf ihre breite Entlastungs-
wirkung voll und ganz unterstützen – um das deutlich 
zu sagen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Aber die Lage in der Industrie ist eben eine beson-
dere. Deshalb ist die schnöde Absage des Bundes-
kanzlers beim Unternehmertag letzte Woche, es 
dürfe keine – ich zitiere – dauerhafte Subventionie-
rung mit der Gießkanne geben, in Nordrhein-Westfa-
len als ein Schlag ins Gesicht derer empfunden wor-
den, die in der Industrie für Wohlstand in den nord-
rhein-westfälischen Regionen sorgen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN)  

Die energieintensive Industrie steht im scharfen in-
ternationalen Wettbewerb. Genau dieser Wettbe-
werb ist eben nicht fair genug, um darin die reine 
marktwirtschaftliche Lehre zu erkennen. Andere Län-
der preisen nach wie vor nicht die erforderliche 
Transformation mit ein und ignorieren so die kurzfris-
tigen Kosten, die durch die Transformation steigen, 
was Risiken für neue Geschäftsmodelle im Rahmen 
der Klimakrise birgt. Außerdem subventionieren an-
dere Teile der Welt die Energiepreise viel stärker, als 
wir das hier in Deutschland tun. Ein fairer Standort-
wettbewerb existiert momentan nicht. Da braucht 
man keine Lehrbücher zu zitieren, sondern muss ein-
fach die Realität betrachten. 

Für die energieintensive Industrie, die in einem 
scharfen internationalen Wettbewerb steht, brau-
chen wir keine Gießkanne, sondern, um im Bild zu 
bleiben, so etwas wie einen genau ausgerichteten 
Versorgungsschlauch, mit dem die Industrie in der 
Übergangszeit mit vergünstigtem Strom versorgt 
werden kann. Die Industrie in NRW braucht diesen 
Brückenstrompreis. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Der Name „Brücke“ kommt ja nicht von ungefähr. Er 
bringt zum Ausdruck, dass bei den erneuerbaren 
Energien das, was über Jahre versäumt wurde, jetzt 
in kürzester Zeit aufgeholt werden soll, weil dies von 
den Gestehungskosten her mittelfristig die günstigste 
Form der Energieversorgung sein wird. Deswegen 
muss man die beiden Dinge aneinanderkoppeln. 

In Gesprächen mit der Industrie und dem Mittelstand 
sagt man mir doch: Frau Neubaur, es ist gut, dass 
Sie als die zuständige Ministerin endlich ermögli-
chen, dass ein Windrad über Versorgungsleitungen 
direkt an meinen Edelstahlrohrbetrieb in der Eifel an-
geschlossen werden kann. Wir wollen die Transfor-
mation. Aber helfen Sie uns, dass wir über diese Zeit 
kommen. Helfen Sie uns, dass wir als energieinten-
sives Unternehmen im Mittelstand im internationalen 
Wettbewerb günstige Energie in dieser Zeit bekom-
men, indem die Erneuerbaren den günstigen Strom 
direkt zu uns liefern. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Daran, diese Brücke so kurz wie möglich zu gestal-
ten, arbeiten wir jeden Tag ganz konkret – beim Aus-
bau der Netze, bei der Schaffung von Speicherkapa-
zitäten, beim Aufbau gesicherter Erzeugungs-
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leistungen wie Wasserstoff-ready-Kraftwerken zum 
Beispiel im Rheinischen Revier, bei der Verwirkli-
chung von Sektorenkopplung, von Elektrifizierung 
und von Wasserstoff. 

Wir kommen da auch voran – da lasse ich jetzt ein-
fach die Zahlen sprechen – in einem Marathonlauf, 
der kein Sprint ist. Wir sind noch lange nicht am 
Ende. 

(Unruhe von der SPD) 

Aber im Moment belegt Nordrhein-Westfalen im Bun-
desvergleich Spitzenplätze beim Ausbau von Wind- 
und PV-Anlagen, und zwar vor allem bei dem, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, was wir ganz akut und ak-
tuell machen können, nämlich bei den Genehmigun-
gen. Wir tragen dazu bei, dass die gesamte Bundes-
republik das Ziel des Ausbaus der Erneuerbaren er-
reichen kann – in einer Gemeinschaft aller politi-
schen Ebenen, mit Unterstützung der Unternehmen, 
der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sowie 
derer, die in den Behörden sitzen und es zu ihrer An-
gelegenheit machen, das zu schaffen. 

So muss es funktionieren, in einer Krisenzeit zu rea-
gieren, um schneller zu werden und die Zukunft zu 
gestalten. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Die Industrie fordert den Brückenstrompreis. Die Ge-
werkschaften fordern den Brückenstrompreis. Eine 
breite Allianz fordert den Brückenstrompreis: unter-
nehmer nrw, IG BCE, VCI, DGB, die WirtschaftsVer-
einigung Metalle, der Bundesverband Baustoffe – 
Steine und Erden, der Bundesverband Glasindustrie, 
die Wirtschaftsvereinigung Stahl und der Verband 
DIE PAPIERINDUSTRIE. 

Die Wirtschaftsministerinnen und -minister der Län-
der sind sich über Parteigrenzen hinweg einig. Selbst 
aus der eigenen Partei erfährt Bundeskanzler Scholz 
Widerspruch – oder um es so zu sagen: Die Partei 
des Bundeskanzlers unterstützt das Ob des Brü-
ckenstrompreises. 

Darum muss es gehen. Wir müssen ein klares Signal 
in die Industrie und an die Beschäftigten senden, 
dass wir verstanden haben, dass jetzt gehandelt wer-
den muss. Über das Wie – da bin ich mir sicher – 
streiten wir uns noch. Aber hier und heute muss ein 
Ja zum Brückenstrompreis aus dem Landtag Nord-
rhein-Westfalen erfolgen – als Zeichen an die Indust-
rie. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Wenn bei einem sozialdemokratischen Bundeskanz-
ler nicht das Herz für die 13 Millionen Beschäftigten 
in der Industrie schlägt, 

(Christian Dahm [SPD]: Geht es noch dicker?) 

dann hilft auch ein kühler Kopf, der begreift: Es gibt 
knapp 700.000 Industriebetriebe, die 29 % der Brutto-

wertschöpfung in Deutschland erwirtschaften, und 
dazu weitere Wirkungen auf viele kleine und mittlere 
Unternehmen bis hinein ins Handwerk in den Wert-
schöpfungsketten. Das ist kein Denkmal, das wir hier 
erhalten wollen. Das ist eine vitale Industrie. Das ist 
unser Wohlstand. 

(Sarah Philipp [SPD]: Das wissen wir!) 

Wer also der Industrie mit Herz und Verstand begeg-
nen will und wer möchte, dass die Unternehmen hier 
produzieren, hier gut bezahlte Arbeitsplätze anbie-
ten, hier die Transformation gestalten, hier Wert-
schöpfung betreiben und hier Wohlstand schaffen, 
der kann nicht einfach nur Nein sagen. 

Ich bin dankbar dafür, dass wir hier heute Ja sagen – 
Ja zum Brückenstrompreis. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
ruf von der SPD: Es gibt ja gar keinen Antrag!) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin Neubaur. – Für die SPD hat der Abgeordnete Herr 
Stinka das Wort. 

André Stinka*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin wirklich er-
staunt, Frau Neubaur, wie Sie sich heute hier so hin-
stellen können. Frau Brems hat ja vorhin das Wort 
von der Ignoranz der SPD in den Mund genommen – 

(Wibke Brems [GRÜNE]: Des Bundeskanz-
lers!) 

lapidare Ignoranz. Hier tritt eine Regierung auf, wobei 
die CDU zur Hälfte nicht einmal hinter dem Industrie-
strompreis steht. Wüst äußert sich nicht. Merz äußert 
sich nicht. Linnemann will es nicht. Spahn fällt Ihnen 
bei thyssenkrupp in den Rücken. Und dann sprechen 
Sie von Geschlossenheit. Das ist doch völliger Un-
sinn. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Frau Brems, Sie vergreifen sich ja in der letzten Zeit 
öfter. Sie müssen einer NRW-SPD nicht erklären, 
wie Industriestrompreis, Industrie und Strukturwan-
del gehen. 

(Lachen von den GRÜNEN – Unruhe – Glocke) 

Das brauchen wir nicht. Wir können uns noch gut an 
Debatten erinnern, in denen Sie jede Erweiterung 
von Gewerbegebieten und Industriestrom verhindert 
haben. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Wir werden Sie beim Ausbau jedes Elektrolyseurs 
daran erinnern, dass eine Energiewende auch be-
deutet, Bagger einzusetzen, Leitungen zu legen und 
Ja zu sagen, zur Chemie beispielsweise. Dann 
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werden wir hier spannende Debatten haben. – So 
viel zu Ihrer Ignoranz, die Sie hier an den Tag legen. 

(Beifall von der SPD und der FDP)  

Ich bin übrigens auch auf dem Unternehmertag ge-
wesen. Natürlich stehen wir hinter den Aussagen des 
Bundeskanzlers, dass es diese Subvention in der 
Form nicht gibt. 

(Zuruf von Matthias Kerkhoff [CDU]) 

Aber, Kolleginnen und Kollegen, wir reden ja in der 
letzten Zeit darüber, wie politische Prozesse im Land 
ablaufen. Auf diesem Unternehmertag hat Olaf 
Scholz etwas deutlich gesagt. Es ist dann noch 
schlimmer, dass Sie den Kanzler hier als desaströs 
bezeichnen. Wer hat denn ermöglicht, dass eine Re-
gierung überhaupt zum Leitungsausbau kommt? 
Das war nicht die CDU. Es war die SPD-geführte 
Bundesregierung. Ich bitte, das hier doch auch mal 
deutlich zu sehen. 

(Beifall von der SPD) 

Frau Neubaur, Sie saßen in der ersten Reihe. Ich 
frage mich: Wie kommt man dann zu so einer Aktu-
ellen Stunde, die man für heute hier beantragt? Wie 
kommt man dann vor dem Hintergrund der Äußerun-
gen von Spahn und vielen anderen dazu, so eine Ak-
tuelle Stunde zu beantragen und mit so wenig Verve 
da hineinzugehen? Das ist schon echt eine peinliche 
Nummer. 

(Beifall von der SPD) 

Die SPD in Nordrhein-Westfalen steht an der Seite 
des Kanzlers. 

(Zurufe von der CDU und den GRÜNEN) 

Die Debatte zum Industriestrompreis zeigt einmal 
mehr, dass Partei, Fraktion und der Kanzler gemein-
sam etwas erarbeiten können, was Sie nicht hinkrie-
gen. Dahin müssen Sie nicht mit dem Finger zeigen. 
Wir werden einen Strompreis haben. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Das Interessante und ganz Spannende bei Herrn 
Heinisch ist ja, dass er dann immer nur zitiert, was 
die SPD alles getan hat. Was haben Sie denn getan? 
Was hat Herr Merz denn getan? Null Komma null. 
Gar nichts! 

(Beifall von der SPD – Zurufe) 

Herr Merz betreibt eine Wirtschaftspolitik aus der 
Mottenkiste. Herr Merz war es – ich will Sie nur ganz 
vorsichtig erinnern –, der sich, als der Krieg mit der 
Ukraine angefangen hat, für ein Gasembargo ausge-
sprochen hat. Fragen Sie mal im Industriepark Marl 
nach, was dann passiert wäre. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn Olaf Scholz den Rücken nicht gerade gemacht 
hätte, wo stünden wir denn dann? Seien Sie also 
ganz vorsichtig mit diesen Dingen. 

Schauen wir uns einmal an, was eigentlich in Berlin 
passiert. Was macht eigentlich Robert Habeck? Er ist 
ja für nichts zuständig außer für Schönwetter. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Robert Habeck hat seit Mai keine Konkretisierung 
zum Industriestrompreis vorgelegt. Und während 
beim Industriestrompreis nichts aus dem Wirtschafts-
ministerium kommt, hat er für den Haushaltskonsoli-
dierungsbeitrag den Spitzenausgleich in der Energie-
steuer vorgeschlagen. 1,7 Milliarden Euro werden für 
die Glasindustrie, von der Frau Neubaur gerade ge-
sprochen hat, gestrichen. Telefonieren die nicht mit-
einander? Oder was machen die? Das trifft den Mit-
telstand. 

Sie haben hier Krokodilstränen vergossen, als die 
Gießerei sich gemeldet hat. Diese Unternehmen le-
ben von dem Spitzenausgleich in der Energiesteuer – 
vorgeschlagen zur Haushaltseinsparung von Robert 
Habeck. Sie stellen sich hierhin und werfen uns vor, 
wir würden in dem Bereich nichts machen. Sprechen 
Sie also mit den Leuten, und gucken Sie genau, was 
mit der mittelständischen Wirtschaft los ist. 

(Beifall von der SPD) 

Die SPD-Fraktion weiß das. 

Und dann kommen wir – statt diesem Schaufenster-
antrag und dieser Scheindebatte, die wir heute füh-
ren – zu einer aktiven Industriepolitik für Nordrhein-
Westfalen, damit es wirklich ein Industrieland bleibt, 
was ja alle sonntags immer wollen. Verantwortung auf-
zuzeigen und immer nach Berlin zu blicken, reicht eben 
nicht. Eine aktive Industriepolitik braucht viel mehr. 

Wir als SPD-Fraktion haben beispielsweise – gleich 
kommt ja der Vorwurf: nennen Sie mal etwas Kon-
kretes – bereits in der letzten Wahlperiode einen 
Transformationsfonds vorgeschlagen; vorhin wurde 
ja über den Inflation Reduction Act gesprochen. In 
der letzten Wahlperiode wurde das schon abgelehnt, 
und Sie haben sich bisher nicht darum bemüht. 

(Beifall von der SPD) 

Frau Neubaur, Sie wissen genau, dass die Eigenka-
pitalquote in der mittelständischen Wirtschaft durch 
die Inflation gesunken ist. Warum helfen Sie den 
Menschen nicht mit einem großen Punkt hier im Land 
und machen deutlich, dass Sie bei den Investitionen 
an ihrer Seite stehen, anstatt sich in Hunderten von 
Förderprogrammen zu verzetteln? Eine klare Aus-
sage zum Industriestandort mit dem Transforma-
tionsfonds gemeinsam mit den Gewerkschaften 
wäre ein Zeichen in der Krise. Dazu sind Sie nicht in 
der Lage. 

(Beifall von der SPD) 
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Wir sind da in der Debatte ganz klar. Schon vor Jah-
ren haben wir einen Stahlgipfel gefordert. Wer nach 
Brüssel oder in die anderen Bundesländer fährt, 
weiß, dass Nordrhein-Westfalen berechtigterweise 
klarmachen muss, dass beim Thema „Stahl“ und 
auch bei der Transformation hier die Musik spielt. 
Aber dann holt man alle zusammen. Denn das Stahl-
werk allein, wenn man an Duisburg denkt, reicht ja 
nicht. Die Zuleitung muss klar sein, und die Wasser-
stoffversorgung muss klar sein. Deshalb holt man die 
Leute zusammen. 

Sie haben seit Jahren keinen Gipfel hinbekommen. 
Es war vor wenigen Jahren das Land Brandenburg, 
das ihn organisiert hat. Das ist für einen Industrie-
standort wie Nordrhein-Westfalen nicht zu verstehen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir fordern außerdem, weil wir über Wasserstoff re-
den und wissen, welche großen Herausforderungen 
das für die Industrie und für die Infrastrukturausbau-
maßnahmen bedeutet, dass wir eine Stabsstelle im 
Ministerium zum Thema „wasserstoffbezogene Ge-
nehmigungsverfahren“ einrichten. Wir wissen doch 
auch nicht erst seit dem Brief von Herrn Reul, dass 
viele Kolleginnen und Kollegen gar nicht mehr da 
sind, die die Genehmigungen ausstellen können. Es 
muss gebündelt werden, damit ein klares Zeichen 
Richtung Wirtschaft geht, dass gerade die Wasser-
stoffthematik hier bei der Landesregierung angekom-
men ist. 

Auch da tut sich nichts. Sie regieren schon einige 
Monate. Also bitte! Hier gibt es konkrete Vorschläge 
der SPD, über die es zu diskutieren lohnt. Wir müs-
sen auch in diese Richtung gehen. 

(Beifall von der SPD) 

Ich komme noch einmal zu dem Spitzenausgleich zu-
rück. Wir haben die Problematik ja beim Weck-Glas-
werk in Bonn erlebt. In der Glasindustrie ist die Situ-
ation so schlecht wie seit 1991 nicht. Das heißt aber, 
dass hier konkrete Handlungsfelder liegen. Gerade 
beim Spitzenausgleich bitte ich Sie doch, einmal auf 
Herrn Habeck zuzugehen und deutlich zu machen, 
dass diese Haushaltskonsolidierungsmaßnahme 
dort nicht stattfinden darf. 

Schauen wir noch einmal auf den Mittelstand. Wir 
alle im Ausschuss haben uns ja auch in der Energie-
krise gefragt: Wo reagiert die Landesregierung ei-
gentlich eigenständig und verweist nicht immer nur 
auf Berlin? 

Es gibt Härtefallhilfen, ja. Aber 33 Anträge seit Mai? 
Im November hatten Sie im Ausschuss 5.000 bis 
10.000 Unternehmer als unterstützungsbedürftig an-
gesehen. Fakt ist, dass es jetzt 33 Anträge gibt, weil 
wir zu hohe Hürden haben. In Bayern sind die Hür-
den für diese Härtefälle ganz anders eingerichtet. 

Hier gäbe es also konkret Anlass, etwas zu tun. Aber 
Sie verstecken sich immer hinter Berlin. Das wird so 
nicht gehen. 

Kolleginnen und Kollegen, zum Schluss: Wir befin-
den uns in einer Zeit, in der politische Debatten dis-
kreditiert werden. Wir führen in der SPD eine De-
batte, die klarmacht, dass der größte Landesverband 
und die Fraktion Interesse am Industriestandort ha-
ben. Wir haben eine Debatte, die läuft. Wir haben 
eine zerstrittene CDU. 

(Zurufe von der CDU) 

Das stellen wir fest. Wir haben keine Landesregie-
rung der Verlässlichkeit. Das haben Sie mit dieser 
Aktuellen Stunde hier mehr als deutlich gemacht. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Stinka. – Für die CDU spricht nun Herr Dr. Unt-
rieser.  

Dr. Christian Untrieser*) (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Ott, 
ich will Ihnen nicht Unwahrheit vorwerfen, muss 
Ihnen aber zu Beginn sagen, dass Sie schlecht infor-
miert waren. Deswegen will ich mit einem Zitat star-
ten. Sie haben ja diverse CDU-Politiker zu zitieren 
versucht und gesagt, da gebe es Unterschiede. 

Schauen Sie mal auf den Account von Jens Spahn. 
Ich möchte das hier vorlesen, weil Sie es falsch ge-
sagt haben. Der geschätzte Kollege Jens Spahn 
schreibt nämlich: Ich war heute in Duisburg. Thys-
senkrupp leistet milliardenschwere Pionierarbeit bei 
der klimaneutralen Stahlproduktion. Die Förderung 
durch Land und Bund ist richtig. 

(Beifall von der CDU – Zurufe von der CDU: 
Ah!) 

Deswegen haben Sie hier zumindest einmal die Un-
wahrheit gesagt. 

(Jochen Ott [SPD]: Das steht in der Zeitung 
aber anders!) 

Ansonsten bin ich schon ein bisschen erstaunt nach 
der Debatte hier – vor allem von den Kollegen der 
SPD. 

Ich habe gerade den Kollegen Stinka gehört, der 
sagt: Wir stehen hundertprozentig zu den Aussagen 
des Bundeskanzlers Olaf Scholz. 

(Zuruf: Ja!) 

Und was war vorher? Vorher kam Herr Ott und sagte: 
Natürlich wollen wir am Ende einen Brückenstrom-
preis, Industriestrompreis. – Das widerspricht sich 
doch diametral. 
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(Beifall von der CDU – Beifall von den 
GRÜNEN – Sven Wolf [SPD]: Wo denn? Sie 
haben doch gar nicht zugehört!) 

Sie haben zwei Redner hier im Plenum, und man 
weiß am Ende gar nicht, wofür die SPD jetzt steht. 
Wofür steht denn die SPD? 

(André Stinka [SPD]: Ach, Herr Untrieser! Sa-
gen Sie mal was zu Herrn Merz!) 

Sie haben am Ende gesagt: „Ja, wir wünschen uns 
auch Industriearbeitsplätze“, aber blumiger geht es 
doch gar nicht, Kollege Stinka. Was ist denn mit den 
konkreten Formulierungen? 

(Sarah Philipp [SPD]: Was ist denn daran blu-
mig?) 

Dann geht es weiter mit den Streitigkeiten, die die 
Ampelparteien hier im Plenarsaal fortsetzen. Herr 
Höne sagt: Natürlich möchten wir den Spitzenaus-
gleich weiterführen. – Aber im Moment ist doch die 
Ampel dabei, den Spitzenausgleich abzuschaffen; 
eine massive Belastung der Industrie. 

(Zuruf von Justus Moor [SPD]) 

Das bedeutet, dass sich der Stromsteuersatz für Un-
ternehmen verzehnfacht. Das sind bei energieinten-
siven Unternehmen Milliardensummen. Gerade 
Nordrhein-Westfalen als Standort von vielen energie-
intensiven Unternehmen ist besonders betroffen. 

Dann geht es darum: Was ist denn mit der Strom-
steuer? Das wurde auch vorgetragen. Herr Höne, ich 
glaube, Sie haben auch „Stromsteuer runter“ gesagt. 
Warum macht man das in Berlin denn dann nicht? 
Das alles sind doch Maßnahmen, die man machen 
könnte, aber Sie ergehen sich hier in gegenseitigen 
Vorwürfen, von links nach rechts fliegen die Pfeile, 
und die Menschen im Land und vor allem die Indust-
rie in Nordrhein-Westfalen wissen gar nicht mehr, 
was da eigentlich geschieht und auf was sie sich ver-
lassen können. Das ist keine gute Standortpolitik für 
dieses Land. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Da sieht man, dass es auch anders gehen kann, weil 
wir in Nordrhein-Westfalen eine andere Regierung 
haben und einen anderen Stil an den Tag legen. 
Deswegen bin ich der Ministerin Mona Neubaur nicht 
nur für ihre sehr engagierte Rede hier, sondern auch 
für die Klarheit in den Argumenten und auch für das 
Siebenpunktepapier so dankbar. Da ist doch eindeu-
tig aufgeschrieben, was wir brauchen. 

Wir brauchen jetzt den Brückenstrompreis. Wir brau-
chen auch die Senkung der Stromsteuer. Wenn man 
diese konsistente Politik endlich mal auch in Berlin 
begreifen würde, dann wäre das eine gute Politik, 
dann hätten wir Chancen für Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU) 

Ich könnte auch noch weitermachen bei Planungs- 
und Genehmigungsverfahren. Seit über einem Jahr 
warten wir darauf, dass Berlin in die Puschen kommt. 
Der Pakt für Planungs- und Genehmigungsbeschleu-
nigung liegt die ganze Zeit vor, und es kommt nicht. 

Wir in Nordrhein-Westfalen begeben uns doch auf 
den Weg, dass wir weiter entbürokratisieren. Wir sind 
speziell im Bereich „Windenergieausbau“ auf dem 
richtigen Weg. 

Herr Höne, Sie sagen, Herr Pinkwart habe tolle Ent-
fesselungsprogramme gemacht. Ja, das haben wir in 
den letzten fünf Jahren gemeinsam gemacht. Wir ha-
ben davon aber doch keine einzige Maßnahme zu-
rückgenommen. Es ist doch noch alles da, was wir in 
der Zeit gemacht haben.  

(Beifall von der CDU) 

Deswegen ist der Weg, schneller beim Ausbau der 
erneuerbaren Energien, aber auch beim Umbau un-
serer Industrie zu werden, auch richtig, weil uns sonst 
am Ende die Zeit fehlt, um bis 2045 klimaneutraler 
Standort zu werden. 

Deswegen ist diese Debatte sehr interessant gewe-
sen. Ich bin jetzt bei dem, was die Ampelparteien hier 
vorgetragen haben, nicht wirklich schlauer gewor-
den, was demnächst kommt, aber wir haben zumin-
dest deutlich gemacht, dass es eine klare Positionie-
rung der Zukunftskoalition, der schwarz-grünen Re-
gierungskoalition hier in Nordrhein-Westfalen gibt. 

Jetzt warten wir sehr gespannt darauf, was in den 
nächsten Tagen in Berlin passieren wird. Im Moment 
widersprechen sich die Aussagen von SPD, Grünen 
und FDP auch in diesem Plenarsaal, aber wir sind da 
sehr gespannt, was in den nächsten Tagen passie-
ren wird. 

(Matthias Kerkhoff [CDU]: Sogar innerhalb der 
SPD!) 

Wir glauben weiterhin, dass es sinnvoll ist, einen In-
dustriestrompreis zu haben, die Kosten für Strom zu 
senken, schnellere Planungs- und Genehmigungs-
verfahren zu machen und erneuerbare Energien 
auszubauen. Das ist unser Weg, und ich hoffe, auch 
Sie sind da an der Seite der Industrieunternehmen 
und der Menschen in Nordrhein-Westfalen. – Ganz 
herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Untrieser. – Für die FDP-Fraktion 
spricht jetzt Herr Kollege Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte mit dem Positiven in 
dieser Runde anfangen. In der Tat haben wir ja of-
fenbar Einigkeit, was die Stromsteuer angeht. 
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Herr Kollege Untrieser, insofern verkneife ich mir 
das. Die Forderung, die Stromsteuer zu senken, ist 
ja nicht erst gestern entstanden und aufgrund der ak-
tuellen Situation. Es gibt sie bereits seit vielen Jah-
ren, Jahrzehnten. Wer dafür, dass in dem Bereich 
null, gar nichts passiert ist, die Verantwortung trägt, 
das brauche ich Ihnen ja nun wirklich nicht zu sagen. 

Frau Ministerin Neubaur, Sie haben also einen klaren 
Auftrag des Hohen Hauses, mit einer Bundesratsini-
tiative dafür zu sorgen, dass in Berlin das Thema 
„Stromsteuer“ angegangen wird.  

Ich habe mir die Reden hier angehört. Ich habe gut 
zugehört. Vor allen Dingen Frau Brems, aber auch 
Ministerin Neubaur, haben das Hohelied auf die In-
dustrie gesungen. Das kommt aus der Partei – ich 
weiß nicht, ob das einige schon vergessen haben –, 
die über Jahre, Jahrzehnte mit Auflagen, Verordnun-
gen, Gesetzen und Bürokratie die Industrie in Nord-
rhein-Westfalen gegeißelt und teilweise wirklich ver-
jagt hat. Diese Partei singt jetzt das Hohelied und hat 
scheinbar eine neue Liebe zur Industrie gefunden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, 
das nimmt Ihnen hier in diesem Hause keiner ab und 
draußen eben auch nicht. 

(Beifall von der FDP – Wibke Brems [GRÜNE]: 
Sie haben nicht richtig zugehört!) 

Hinzu kommt ja noch der folgende Punkt. Sie selbst 
haben die ganze Zeit dafür gesorgt, dass Energie 
verknappt wird. Ich will nicht wieder intensiv in die 
Debatte über die Kernenergie einsteigen, aber wir als 
FDP-Fraktion haben hier zum Beispiel verschiedene 
Anträge eingebracht, um das Angebot in Nordrhein-
Westfalen zu erhöhen. 

Wir haben einen Antrag zur Nutzung von Schiefergas 
eingebracht: Nein, böses Zeug, wollen wir nicht. – Statt-
dessen wird teures Schiefergas über die LNG-Termi-
nals nach Deutschland geholt. Das ist dann gutes Gas. 

Oder auch unser Antrag zum Thema „Biomethan“, 
dass wir in Nordrhein-Westfalen die Reststoffe nut-
zen: Ohne zusätzliche Flächen in der Landwirtschaft 
zu verbrauchen, könnten wir hier eigenes Biomethan 
herstellen, was eins zu eins Erdgas ersetzen und un-
sere Unabhängigkeit und das Angebot vergrößern 
kann. Nichts kommt da von Ihrer Seite.  

(Beifall von der FDP)  

Dann beginnen Sie wieder die Debatte über die In-
dustrie – dazu habe ich eben schon etwas gesagt –  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Reden Sie 
doch mal über das Thema, Herr Kollege!) 

und nehmen anscheinend nicht wahr, dass es der 
gesamten Wirtschaft schlecht geht. Es ist nicht nur 
die Industrie, es ist in allen Bereichen so: Die Wirt-
schaft schrumpft. 

(Gordan Dudas [SPD]: So ist das!) 

Wir haben die höchsten Schrumpfungszahlen in 
ganz Deutschland, wir haben die höchsten Insolven-
zen hier in Nordrhein-Westfalen. Es ist das metallver-
arbeitende Gewerbe, und es ist der Handel. Die Bau-
branche bricht ein. Dort gab es in den vergangenen 
vier Jahren einen Rückgang um 34 %. Ihre Antwort 
darauf betrifft nur das Thema „Industriestrompreise“. 
Das ist zu wenig. 

(Beifall von der FDP) 

Frau Ministerin Neubaur, ich muss deshalb wirklich 
sagen: Sie haben keine eigenen Vorschläge. Nur das 
nachzubeten, was Ihre Partei in Berlin fordert, ist ein-
fach zu wenig. Dann können Sie den Laden auf der 
Berger Allee auch komplett schließen. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Unfug!) 

Wir brauchen eigene Vorschläge und eigene Maß-
nahmen, um die Energiepreise entsprechend zu ver-
ringern. Unser Vorschlag ist – dazu habe ich von 
Ihnen bisher nichts gehört –, an das Thema „Konzes-
sionsabgabe“ heranzugehen. Wenn man beklagt, 
dass die Steuern auch für Strom zu hoch sind, wa-
rum gehen Sie dann nicht an die Konzessionsab-
gabe heran? Die können Sie hier im Land beschlie-
ßen. Das wären sofortige Entlastungen von 1,66 
Cent je Kilowattstunde. Dies betrifft alle Bereiche. 

Ich weiß nicht, wer am Montag „Hart aber fair“ gese-
hen hat. Dort war Caterina Künne zu Gast, eine Bä-
ckermeisterin, die heute noch Brötchen per Hand 
backt. Sie hat deutlich gemacht, welche Auswirkun-
gen die Industriestrompreise für sie haben. Sie darf 
demnächst die Subventionen für die industriellen 
Großbäckereien, also für ihre Konkurrenz, bezahlen, 
die günstigere Angebote haben. Diese Kosten muss 
sie zukünftig noch bezahlen. Das kann doch wirklich 
nicht der richtige Weg sein. 

Sie regen sich dann auf und wundern sich, dass es 
die kleine Bäckerei an der Ecke zukünftig nicht mehr 
geben wird, obwohl Sie eben für höhere Kosten sor-
gen. 

(Beifall von der FDP – Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Das sind doch Verträge zulasten 
Dritter, die Sie abschließen wollen!) 

Zum Schluss möchte ich noch eine externe Meinung 
wiedergeben, die ich sehr schätze, nämlich die des 
Präsidenten der Handelskammer Düsseldorf, An-
dreas Ehlert. Ich denke, die meisten hier im Raum 
wissen, wie er politisch aufgestellt ist. Er hat zum 
Thema „Industriestrompreise“ Folgendes gesagt: 

Nötig ist eine Renaissance des Ordnungsrechts in 
der Energiepolitik. Die Politik muss erstens dafür sor-
gen, dass das Angebot an Energie wächst. 

Dazu habe ich eben schon etwas gesagt. 

Derzeit tut sie genau das Gegenteil, treibt dadurch 
die Preise hoch und schafft Versorgungsrisiken. 
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Zweitens sollte sie zur Bändigung der Energiekosten 
alle Möglichkeiten nutzen, diverse Steuern und Ent-
gelte zu reduzieren, denn Entlastung ist immer bes-
ser als Subvention. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
die Redezeit. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Ja, ich komme zum 
Schluss, Herr Präsident. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Das war der 
Hinweis. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Und drittens muss sie 
konsequent auf marktwirtschaftliche Steuerungsin-
strumente setzen, anstatt durch immer kleinteiligere 
Vorgaben, Verbote und Subventionen für Verwirrung 
zu sorgen. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Das ist der richtige Weg. 
Den Weg geht die FDP. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Brockes. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht jetzt der Abgeordnete Ach-
termeyer. 

Tim Achtermeyer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist eine 
spannende Debatte heute. Wir haben zwei SPDen 
gehört. 

Zum einen habe ich eine SPD wahrgenommen, die 
das Kunststück vollbringen wollte, nicht dem Kanzler 
zu widersprechen und gleichzeitig zu sagen, dass 
der Industriestrompreis, wie Robert Habeck ihn vor-
schlägt und wie Herr Wüst und Frau Neubaur ihn ge-
fordert haben, richtig ist. 

Zum anderen habe ich eine SPD gehört: Herr Stinka, 
was Sie uns am Ende sagen wollten, weiß ich auch 
nicht. 

(Beifall von den Grünen – André Stinka [SPD]: 
Die Wahrheit!) 

Sie haben über alles geredet, aber nicht über den In-
dustriestrompreis. Einen Kongress sollen wir ma-
chen. Wissen Sie, was das Ergebnis dieses Kon-
gresses wäre? Die Industrie würde sagen: Wir brau-
chen einen Industriestrompreis. – Das wäre das 

Ergebnis. Wir machen ihn, weil wir ihn richtig finden. 
Deswegen muss er einfach kommen. 

(Zuruf von Sarah Philipp [SPD] – André Stinka 
[SPD]: Sie machen ihn ja nicht!) 

Und dann muss ich sagen: Keine Ahnung, woher Ihre 
pathologische Fokussierung auf Jens Spahn kommt, 
aber nicht Jens Spahn ist entscheidend, sondern der 
Kanzler ist entscheidend. Was der Kanzler macht, ist 
entscheidend – im Guten wie im Schlechten, im 
Langsamen wie im Schnellen, im Handeln wie im Zö-
gern. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Christian 
Loose [AfD]: Das Problem ist: Nach einer Wo-
che kann er sich nicht mehr erinnern!) 

Zur FDP: Jetzt sollen wir die Konzessionsabgabe 
senken. Diese geht zu 100 % auf Kosten der Kom-
munen. Wie konnte man denn gestern hier im Ple-
num sagen, die Kommunen hätten Probleme, um 
dann heute Verträge auf Kosten Dritter zu machen? 
Wie geht das denn zusammen? 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Sie haben das Bundesfinanzministerium. Falls Sie 
einen konkreten, anderen Vorschlag haben wollen: 
Senken Sie die Stromsteuer. Das hat die Wirtschafts-
ministerkonferenz einstimmig beschlossen. Sie 
könnten es machen. Tun Sie es bitte. 

(Beifall von den GRÜNEN und vereinzelt von 
der CDU) 

Folgende Frage ist in der Tat richtig: Wie lang ist die 
Brücke, über die wir gehen müssen? Geht es um 
drei, fünf, zehn oder 20 Jahre? Je nach Zeitraum 
hätte ich unterschiedliche Einschätzungen, ob es 
richtig ist oder nicht, so eine Subventionierung vorzu-
nehmen. Allerdings ist diese Distanz nicht gottgege-
ben. Es liegt ja an uns. Wir müssen sie kurz machen, 
und wir machen sie kurz, indem wir die 1.000-Meter-
Abstandsregelung überwinden, indem wir die geneh-
migen, was das Zeug hält, indem wir die Photovoltaik 
ausrollen, indem wir erneuerbare Energien in dieses 
Land bringen. 

Bei Ihren Plänen und Ihren Ambitionen müssten wir 
tatsächlich 100 Jahre überbrücken. Das ist richtig. 
Aber es ist nicht gottgegeben. Wir können diese Zeit 
kurz machen. Auch dann müssten wir sie allerdings 
auch mithilfe des Industriestrompreises überbrücken. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Ich finde es wirklich nicht gut, dass Sie von der FDP 
den Mittelstand gegen die Industrie ausspielen. Da 
waren wir wirklich weiter. 

(Henning Höne [FDP]: Wir haben den Mittel-
stand zitiert! Das ist doch kein Ausspielen!) 

Es ist doch nicht so – und das haben Sie auch sug-
geriert –, dass der Industriestrompreis dazu führt, 
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dass die Stromkosten für die Bürger*innen, für die 
Otto Normalverbraucher*innen teurer wird. Das ist 
einfach nicht der Fall, weil es keine Umlage ist, die 
den Industriestrompreis finanziert, sondern wir kön-
nen es über den WSF finanzieren. 

(Marcel Hafke [FDP]: Nichts verstanden! – 
Henning Höne [FDP]: Wer zahlt denn die 
Steuern?) 

Das wäre richtig, und deswegen muss das Instru-
ment des WSF auch freigeräumt werden. Dazu brau-
chen wir den Finanzminister, der sagen muss: „Wir 
machen das“, damit die wir die Industrie gemeinsam 
über diesen schwierigen Zeitpunkt hieven. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Zu-
ruf von Henning Höne [FDP])  

Noch ein Letztes: 

(Henning Höne [FDP]: 30 Milliarden Euro neue 
Schulden! Sie haben nichts dazugelernt!) 

– Beruhigen Sie sich! Ich habe gestern gesagt: Die-
ser Staat ist stark. Ich bin der Auffassung, das ist 
auch bei diesem Thema richtig. 

(Zuruf von der SPD) 

Noch stärker ist der Staat, wenn wir, was die Themen 
„Industrie“ und „Zivilgesellschaft“ angeht, alle Poten-
ziale gemeinsam heben. Hier muss der Staat eben 
mal der Industrie helfen, und das können wir gemein-
sam tun. Deswegen ist von dieser Debatte heute, wie 
ich glaube, ein starkes Signal von diesem Landtag in 
Nordrhein-Westfalen ausgegangen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Achtermeyer. – Für die AfD-Frak-
tion spricht jetzt der Abgeordnete Loose. 

Christian Loose*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Den 
Erfolg Ihrer zwanzigjährigen Klimapolitik kann jeder 
Bürger beispielsweise mit der App „Electricity Maps“ 
erkennen. Deutschland hatte nach Abschaltung der 
Kernkraftwerke einen CO2-Ausstoß von über 500 
Gramm pro Kilowattstunde. 2019, also vor Corona, 
als es noch Kernkraftwerke gab und vor irgendwel-
chen Kriegsausreden, lag der Wert in Deutschland 
bei 434 Gramm.  

Sie haben es mit der Abschaltung der CO2-freien 
Kernenergie geschafft, den CO2-Ausstoß um 20 % 
zu erhöhen. Der Preis ist in Deutschland in dieser 
Zeit von 3 Cent auf 12 Cent in die Höhe geschossen. 
Das heißt, Deutschland hat extrem hohe CO2-Werte 
und extrem hohe Strompreise.  

Schauen wir uns doch mal die anderen Länder an. 
Finnland zum Beispiel hatte 2019 einen CO2-Aus-

stoß von 191 Gramm pro Kilowattstunde, also nicht 
mal halb so viel wie Deutschland. Was haben die Fin-
nen damals gemacht? Die haben Kernenergie ausge-
baut und damit den CO2-Ausstoß nochmals um 20 % 
reduziert. Hinzu kam noch ein weiterer Effekt, der so-
gar viel höher zu bewerten ist. Dank des neuen Kern-
kraftwerks kostet der Strom in Finnland an der Börse 
nur halb so viel wie in Deutschland.  

Oder schauen wir nach Frankreich mit seinen durch-
gehend nur 60 Gramm CO2 pro Kilowattstunde – 
noch mal: Deutschland stößt inzwischen über 500 
Gramm aus. Und wie viel zahlt die französische In-
dustrie für den Strom? – 4,2 Cent pro Kilowattstunde. 
Da braucht man eigentlich nicht lange zu überlegen, 
wer die bessere Politik macht.  

Aber nun gut, vor drei Tagen gab es bei den Wirt-
schaftsjunioren einen Vortrag eines Stahlunterneh-
mens. Sie waren auch eingeladen, viele waren da. 
Dieses Stahlunternehmen produziert auch in Schwe-
den. Die Dame hat vorgetragen, der Strompreis für 
die Industrie liege in Schweden bei 3 Cent pro Kilo-
wattstunde. Woher kommt der Strom dort? Zu 80 % 
aus Wasserkraft und Kernenergie. Man erkennt: 
Deutschland ist das einzige Land, das sich krampf-
haft gegen die CO2-freie und günstige Kernenergie 
stellt.  

In einem Gutachten wurde jetzt dargelegt, dass nicht 
nur die letzten sechs, sondern sogar acht Kernkraft-
werke reaktiviert werden könnten. Doch verbohrte 
Ideologen in Deutschland sperren sich leider gegen 
diese nachhaltigen Lösungen. Auch könnten in der 
Zwischenzeit Kernkraftwerke der 4. Generation ent-
wickelt werden; Kernkraftwerke, die den bisherigen 
Atommüll recyceln und Strom für weniger als 5 Cent 
pro Kilowattstunde – vom Bau bis zur Entsorgung – 
herstellen könnten.  

Doch Deutschland verhindert die Entwicklung sol-
cher neuen Technologien, weshalb die deutschen 
Erfinder nach Kanada gehen mussten, um die Kraft-
werke dort zu entwickeln und zu bauen. Damit zeigt 
sich die wahre Technologiefeindlichkeit Deutsch-
lands, die endlich aufhören muss.  

(Beifall von der AfD) 

Kommen wir zurück zu Ihrer Dauersubvention, dem 
sogenannten Brückenstrompreis, wie es auch Frau 
Neubaur sagte. Am Ende der Brücke, da sollen dann 
die angeblich billigen Windräder kommen.  

Die Windräder sind jedoch nicht etwa günstiger, son-
dern teurer geworden. Im Herbst des letzten Jahres 
hat Herr Habeck die Strompreise für Windstrom näm-
lich um 25 % erhöht. Mit Zuschlägen kostet der Wind-
strom inzwischen 10 Cent, der Strom von PV-
Anlagen ist sogar noch teurer. Frau Neubaur, das 
heißt, am Ende Ihrer Brücke liegt der Strompreis 
nicht bei 4 oder 5 Cent, sondern bei mehr als 10 
Cent, wenn Sie Windstrom nutzen.  
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Wir wissen doch, was dann im Jahre 2030 passieren 
wird: Die Sorgen der Industrie sind immer noch da – 
zumindest wenn die Industrie noch da ist, und Sie 
alle sind dann gezwungen, Ihre Subventionen weiter 
zu verlängern, egal was es die Bürger kostet. 

Die 10 Cent, die die Windindustrie bekommt, sind 
nicht die Gesamtkosten des Stroms aus Windrädern, 
denn Sie brauchen dafür auch noch Tausende Kilo-
meter an neuen Leitungen sowie Speicher. Die Kos-
ten für das Netz und die Stabilität des Netzes werden 
Jahr für Jahr größer.  

Die Kosten für die Verhinderung von Blackouts, die 
sogenannten Redispatchkosten, waren vor 15 Jah-
ren praktisch nicht erkennbar: wenige Millionen Euro. 
Inzwischen müssen die Bürger Jahr für Jahr allein 
dafür 4 Milliarden Euro bezahlen, damit das Netz 
durch den Flatterstrom nicht zusammenbricht. Allein 
das erhöht die Kosten Ihrer sogenannten Erneuerba-
ren um 2 Cent pro Kilowattstunde, und Sie bauen ja 
immer noch weiter und weiter Windräder, die Hun-
derte Kilometer von der Industrie entfernt stehen. 
Deshalb sollen Netze für über 200 Milliarden Euro 
ausgebaut werden.  

Diese Kosten entstehen nur durch die sogenannten 
Erneuerbaren und sind diesen voll zuzurechnen. 
Hierdurch kommen noch mal 5 Cent pro Kilowatt-
stunde bei den Windindustrieanlagen dazu.  

Aber damit sind die Kosten immer noch nicht fair be-
rechnet. Denn wenn diese Windindustrieanlagen 
nicht laufen – im Schnitt stehen sie an drei von vier 
Tagen still –, dann bräuchten Sie Speicher oder fos-
sile Kraftwerke wie Kohlekraftwerke oder Gaskraft-
werke. Auch diese Backupkosten müssen den soge-
nannten Erneuerbaren zugerechnet werden.  

Dann liegen wir bei fairen und ehrlichen Kosten von 
mehr als 20 Cent pro Kilowattstunde für Ihre Windin-
dustrieanlagen. Das wäre dann der Todesstoß für 
unsere Industrie, der Todesstoß für unseren Wohl-
stand. Das dürfte selbst dem dümmsten Bürger klar 
sein. Ich verbleibe mit dem Wunsch: für Freiheit, 
Wohlstand und Vernunft. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke, Herr Ab-
geordneter Loose. – Für die SPD-Fraktion spricht 
jetzt der Abgeordnete Vogt. 

Alexander Vogt (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, CDU und Grüne hatten 
sich das so schön vorgestellt: Wir machen eine Aktu-
elle Stunde, und dann macht man hier richtig was ge-
gen die Bundesregierung. – Wenn wir sehen, wie 
leer Ihre Reihen jetzt sind und dass nicht mal ein Drit-
tel der grünen Abgeordneten überhaupt anwesend 
ist, wenn die eigene Ministerin spricht, dann merkt 

man: Die Aktuelle Stunde hat bei Ihnen wirklich nicht 
funktioniert.  

(Beifall von der SPD und Dietmar Brockes 
[FDP])  

Fangen wir an mit der CDU. Wenn Sie, Herr Heinisch 
und Herr Untrieser, hier etwas zur Industriepolitik der 
SPD erzählen und anscheinend nicht ganz verstan-
den haben, was Herr Stinka alles aufgeführt hat, wie 
viele Vorschläge es in den vergangenen Monaten 
und Jahren durch die SPD gab,  

(Beifall von der SPD) 

die durch Sie immer wieder abgelehnt wurden, dann 
versuchen Sie doch nur, von eigenen Punkten abzu-
lenken.  

Auf den einen Punkt mit Herrn Spahn muss ich hier 
noch einmal eingehen. Ich zitiere ihn aus der West-
deutschen Allgemeinen Zeitung von gestern Abend. 
Die Überschrift lautet: 

(Zurufe: Oh, oh!)  

„ThyssenKrupp – Jens Spahn wettert gegen Milli-
arden-Förderung“. 

Sehen uns dann den Text an – ich zitiere mit Erlaub-
nis des Präsidenten –: 

„,Das ist doch keine Standortpolitik im eigentli-
chen Sinne‘“, kritisierte der frühere Gesundheits-
minister Spahn mit Blick auf das Vorgehen der 
Bundesregierung. Spahn äußerte sich bei einem 
Energiekongress in Essen und wurde zu einem 
anschließenden Besuch bei Thyssenkrupp in Du-
isburg erwartet. 

Es würden ,mit Millionen und Milliarden einzelne 
Unternehmen und Projekte‘ gefördert – und dabei 
entstehe ,am Ende eine Ineffizienz‘, sagte Spahn.  

(Zurufe von der SPD) 

,Weil du es nie so effizient machen kannst, wie 
der Markt.‘ Daher sollte die Bundesregierung lie-
ber ,Leitmärkte‘ entwickeln, als ,Einzelfall-Ent-
scheidungen‘ zu treffen.“  

(Dr. Christian Untrieser [CDU]: Das hat eine 
Zeitung geschrieben! Das ist doch kein direk-
tes Zitat! – Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Diese Einzelfallentscheidung, die hier kritisiert wird, 
ist natürlich die Entscheidung, thyssenkrupp zu för-
dern. 700 Millionen Euro kommen doch vom Land. 
Von daher kritisiert Spahn hier die Entscheidung der 
grünen Wirtschaftsministerin und des Ministerpräsi-
denten.  

(Beifall von der SPD) 

Was ist denn daran so schwer zu verstehen, liebe 
CDU? Also räumen Sie erst einmal bei sich auf. Die 
Förderung an sich ist ja richtig. Der Gesundheits- und 
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Maskenexperte Spahn sollte sich da lieber zu ande-
ren Themen äußern als zur Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung. 

(Beifall von der SPD – Thorsten Klute [SPD]: 
Was ist mit der CDU in Nordrhein-Westfalen?) 

Jetzt noch einmal zum Brückenstrompreis: Ich finde 
es interessant, dass die grüne Wirtschaftsministerin 
jetzt das Wording „Brückenstrompreis“ von der SPD 
übernommen hat.  

(Sarah Philipp [SPD]: Das ist schon einmal 
gut!) 

Das zeigt: Wir sind da gar nicht so weit auseinander. 
Die NRW-SPD gemeinsam mit der Bundestagsfrak-
tion und auch mit der SPD-geführten Bundesregie-
rung setzt sich dafür ein, dass Stromkosten für In-
dustrieunternehmen und auch für den Mittelstand be-
zahlbar sind und gleichzeitig Investitionen in die Pro-
duktion erneuerbarer, sauberer und billiger Energie 
stattfinden können. 

(Zuruf von Matthias Kerkhoff [CDU]) 

Wenn Sie das nicht verstehen wollen, dann liegt das 
bei Ihnen. Die SPD ist da klar. Wir sind für den Brü-
ckenstrompreis. Es gibt ein Konzept der Bundestags-
fraktion, die SPD-Fraktion hier ist klar, und das wird 
gemeinsam mit der Bundesregierung mit dem Kanz-
ler gemacht.  

(Beifall von der SPD) 

Von daher ist das eine Situation, die Ihnen vielleicht 
nicht passt, die aber so ist.  

Noch eines – Herr Achtermeyer hat, glaube ich, auch 
den Raum verlassen; so wichtig ist die Diskussion 
der eigenen Aktuellen Stunde nicht –: 

(Zuruf von der SPD: Der Ministerpräsident auch!) 

Ja, wir sind in der Diskussion mit unserer Bundes-
tagsfraktion und auch mit der Bundesregierung. Ich 
kenne viele Mitglieder der Grünen, die sich wün-
schen würden, … 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
die Redezeit! 

Alexander Vogt (SPD): Ich komme zum Schluss. – 
… dass diese Fraktion in anderen Bereichen, bei-
spielsweise im Bereich „Kinder und Jugend“, im Be-
reich „Geflüchtete“, einmal mit ihren Ministerinnen 
und Ministern  

(Christian Dahm [SPD]: So ist es! – Beifall von 
der SPD) 

genauso in die Diskussion geht, um über bessere Lö-
sungen zu streiten, … 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege! 

Alexander Vogt (SPD): … anstatt alles hinzuneh-
men und sich vor jede Entscheidung dieser Landes-
regierung zu stellen. – Vielen Dank.  

(Lebhafter Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vogt. – Meine Damen und Herren, da 
mir keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, 
schließe ich diese Aktuelle Stunde.  

(Zurufe von den GRÜNEN – Gordan Dudas 
[SPD]: Mehr Haltung bei dem eigenen Antrag! – 
Unruhe – Glocke) 

Bevor wir zu Tagesordnungspunkt 2 kommen, 

(Zuruf: Hallo! – Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Ich möchte den dritten Redebei-
trag anmelden!) 

– Was möchten Sie annehmen?  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Ich würde 
gerne im dritten Slot reden wollen! – Zuruf von 
Wibke Brems [GRÜNE] – Unruhe) 

– Wortmeldungen liegen hier nicht mehr vor.  

(Wibke Brems [GRÜNE]: Wir haben angeru-
fen, es ist aber niemand drangegangen! – 
Weitere Zurufe – Unruhe) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine Wortmeldung 
liegt hier nicht mehr vor. Ich habe die Aussprache ge-
schlossen.  

(Beifall von der AfD – Wibke Brems [GRÜNE]: 
Furchtbar! Unglaublich) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich den zwei-
ten Tagesordnungspunkt aufrufe, spreche ich noch 
eine nichtförmliche Rüge aus. Sie betrifft den Herrn 
Abgeordneten Schalley von der AfD-Fraktion. Herr 
Abgeordneter Schalley hat sich in seiner Rede zu Ta-
gesordnungspunkt 7 der gestrigen, 40. Sitzung des 
Plenums unparlamentarisch verhalten, indem er sich 
in seiner Rede nicht auf Wortbeiträge beschränkt hat. 
Das ist der Würde des Parlaments nicht angemes-
sen, Herr Abgeordneter. Ich ermahne Sie und bitte 
Sie, Derartiges zukünftig zu unterlassen. Andernfalls 
müssen Sie mit einer förmlichen Ordnungsmaß-
nahme rechnen.  

Ich wiederhole mich: Zu Tagesordnungspunkt 1 lag 
keine Wortmeldung vor. Die Aussprache ist been-
det.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE] – 
Unruhe) 
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2 Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuches in 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/4567 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie 
Drucksache 18/5489 

dritte Lesung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/5561 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der CDU dem Kollegen Hoppe-
Biermeyer das Wort.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE] spricht mit 
dem Präsidium. – Unruhe) 

Bernhard Hoppe-Biermeyer*) (CDU): Sehr ge… 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Einen kleinen 
Moment bitte, Herr Hoppe-Biermeyer. Wir haben hier 
noch etwas zu klären.  

(Fortgesetzt Unruhe) 

Sie haben jetzt ausschließlich das Wort. Wir sind jetzt 
bei Tagesordnungspunkt 2.  

Bernhard Hoppe-Biermeyer*) (CDU): Sehr geehrter 
Herr Landtagspräsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! In der Sache ist im Grunde genommen alles 
bei der Zweiten Lesung gesagt worden; darum kann 
ich mich jetzt kürzer fassen. Da vorgestern aber alle 
anderen nach mir gesprochen haben, will ich doch 
noch auf zwei Punkte eingehen.  

Herr Stinka, ja, Ihr Gesetzentwurf vom 15. März 2022 
sah die Streichung der 1.000-Meter-Abstandsrege-
lung auch schon vor, was nur wenig verwundert, weil 
Sie den Entwurf ja mit unserem jetzigen Koalitions-
partner formuliert haben.  

Im Unterschied zu damals ist die Streichung aber 
jetzt in eine Landesentwicklungsplanung eingebun-
den. Die Abstandsregelung wird durch eine Flächen-
regelung ersetzt, das heißt, in Zukunft wird der Wind-
kraftausbau nur noch auf vorher exakt definierten 
Flächen stattfinden. Das schafft nicht nur mehr 
Rechtssicherheit, sondern erhält auch die Akzep-
tanz, für die die 1.000-m-Regelung ein wichtiger Zwi-
schenschritt war.  

Mit der Vorgabe des Wind-an-Land-Gesetzes kann 
der Windkraftausbau in NRW bereits ab 2025 auf 1,8 % 
der Fläche stattfinden. 98,2 % der Fläche können 
aber auch rechtssicher von Windkraftausbau frei 
bleiben.  

Herr Loose, mit Ihrem Änderungsantrag, den Ab-
stand auf 2.000 m auszudehnen, können Sie auch 
gleich den Ausbau der Windkraft verbieten. Das ist 
nicht nur realitätsfern, es würde auch die Abhängig-
keit von fossilen Brennstoffen festschreiben. Ihr An-
trag ist ein Schlag ins Gesicht aller, die sich um Ak-
zeptanz bemühen. Den Änderungsantrag lehnen wir 
daher entschieden ab. 

Ich bitte aber um Zustimmung für den Gesetzentwurf 
der Landesregierung. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hoppe-Biermeyer. – Für die SPD-
Fraktion spricht jetzt der Kollege Stinka. 

André Stinka*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben den Ta-
gesordnungspunkt im Rahmen dieser Plenartage be-
reits diskutiert. Die SPD-Fraktion hat deutlich ge-
macht, dass wir uns eine zügigere Regelung schon 
in der letzten Wahlperiode vorgestellt hätten. Wir ha-
ben in unseren Reden noch einmal deutlich gemacht, 
dass die Windkraft als Hauptlastesel der erneuerba-
ren Stromproduktion natürlich einen wichtigen Teil 
hier in Nordrhein-Westfalen abbildet.  

In der Ausführung dieser Regelung zum Baugesetz-
buch, der wir ja gleich zustimmen werden – nur so 
viel zur Verantwortungsübernahme, der wir uns auch 
stellen, auch wenn die Fragen kritisch sind –, will ich 
nur deutlich machen, dass wir, weil das LEP-
Verfahren angekündigt ist, zwei große Probleme in 
diesem Verfahren sehen.  

Zum einen haben wir vor wenigen Monaten die De-
batte zu der personellen Ausstattung bei den Regie-
rungspräsidien geführt. Wir alle, die in den Regional-
ratsfraktionen Verantwortung tragen, wissen, wie 
langwierig solche LEP-Verfahren sind. Deswegen 
bitten wir die Landesregierung, dass die Einsprüche, 
die ja vorliegen – wir haben die in der letzten Aus-
schusssitzung zumindest numerisch auch gesehen –, 
sehr ernst genommen werden. 

Gerade die Zusammenarbeit mit den Kommunen – 
da hapert es an der einen oder anderen Stelle noch 
deutlich – ist ein entscheidender Punkt, um den 
Schub nach vorne zu bekommen. Wir erwarten die 
Konzentration des Personals, und wir erwarten auch, 
dass hier die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
geschaffen werden. Wir erwarten eine realistische 
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Einschätzung des Ausbaus, der auch der SPD-
Fraktion notwendig erscheint.  

Ich will auf die verschwendete Zeit nicht mehr einge-
hen, weil auch die SPD-Landtagsfraktion bei allem 
Streit deutlich machen will: Das Ziel des Ausbaus der 
Erneuerbaren und das Ziel, den Industriestandort 
Nordrhein-Westfalen zu erhalten, ist massiv und 
muss für die Akzeptanz der Energiewende in der Be-
völkerung insgesamt gelingen; wenn nicht, spielen 
wir genau denjenigen in die Hände. Das will die SPD-
Landtagsfraktion nicht. Deswegen übernehmen wir 
Verantwortung und stimmen auch gleich zu. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Stinka. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat jetzt der Kollege Röls-Leitmann 
das Wort. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der 
demokratischen Fraktionen! Als im Jahr 2021 der 
pauschale 1.000-Meter-Mindestabstand für Wind-
energieanlagen in Nordrhein-Westfalen eingeführt 
wurde, verfehlte er seine Wirkung nicht: Projekte 
konnten nur in reduzierter Form umgesetzt werden 
oder platzten komplett. Es gab eine große Verunsi-
cherung in der Branche. Er hat in Nordrhein-Westfa-
len zwischenzeitlich einer Stimmung Vorschub ge-
leistet, in der die Windenergie als Belastung, als et-
was Lästiges, als Zumutung wahrgenommen wurde.  

Jetzt stehen wir heute hier, zwei Jahre nach der Ein-
führung, gut ein Jahr, seitdem die neue Koalition die 
Arbeit aufgenommen hat, und der Wind hat sich ge-
dreht: Der übergroße Teil unserer Gesellschaft, von 
Wirtschaft, von Industrie bis hin zu Klimaaktivist*in-
nen fordern die Vorfahrt für die erneuerbaren Ener-
gien, weil sie alle verstanden haben, dass sie der 
Schlüssel sind für den Klimaschutz und für bezahl-
bare Energie in einer klimaneutralen Welt.  

Bereits Anfang dieses Jahres haben wir den 1.000-
Meter-Abstand in Windenergiegebieten und für das 
Repowering abgeschafft. Heute ist der Tag, wo wir 
ihn gemeinsam komplett abschaffen.  

Diese Abschaffung hat eine größere Bedeutung als 
nur die Ausräumung eines weiteren Hemmnisses für 
den Ausbau der Windenergie. Sie ist viel mehr als ein 
Symbol, aber es ist auch ein Symbol, ein Symbol da-
für, dass wir denen, die die Energiewende umsetzen, 
keine Steine mehr in den Weg legen, sondern sie hier 
in Nordrhein-Westfalen unterstützen werden, wo wir 
können.  

Heute rücken wir endgültig gerade, was in den letz-
ten zwei Jahren zwischendurch mal in Schieflage ge-
raten war. Nach dem heutigen Tag kann niemand 
mehr in diesem Land behaupten, dass es uns nicht 

bitterernst wäre, das Ruder bei der Energiewende in 
Nordrhein-Westfalen herumzureißen.  

(Beifall von den GRÜNEN und von Daniel 
Scheen-Pauls [CDU]) 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien war in den 
letzten Jahrzehnten immer wieder geprägt von einem 
Auf und Ab. Boomzeiten und Krisenjahre gaben sich 
die Klinke in die Hand. Wir befinden uns gerade zwei-
fellos in einem Auf, aber dieses Mal ist etwas anders: 
Die Klimakrise erlaubt uns keinen Abschwung mehr 
beim Ausbau der erneuerbaren Energien. Wir sind 
zum Aufschwung verdammt, damit wir die Klimaneut-
ralität erreichen können.  

Heute ist ein Tag, an dem ich wirklich große Hoffnung 
habe, dass uns das gemeinsam gelingt. Ich möchte 
dem Abstimmungsergebnis gleich nicht vorweggrei-
fen, aber voraussichtlich werden wir heute mit knapp 
90 % der Stimmen dieses Hauses diese Abschaffung 
vornehmen. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP])  

Meine Hoffnung begründet sich darin, dass diese 
breite Mehrheit ein starkes Fundament ist, auf dem 
wir aufbauen können. 

Wir haben noch einiges vor uns. Es gibt noch so viel 
zu tun. Leichter wird es nicht. Aber mit 170 Botschaf-
terinnen und Botschaftern nur aus diesem Haus für 
eine gelingende Energiewende in Nordrhein-Westfa-
len – da bin ich mir sicher – wird es uns gelingen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich danke der SPD ausdrücklich für die Unterstüt-
zung dieses Gesetzentwurfs und bitte auch allen an-
deren, vielleicht im letzten Moment einen Sinnes-
wandel vorzunehmen, vielleicht noch einmal in sich 
zu gehen und mit einem möglichst breiten Signal, 
diesen Abstand heute abzuschaffen. – Ganz herzli-
chen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Röls-Leitmann. – Für die Fraktion der 
FDP spricht jetzt der Kollege Brockes.  

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ja, wir hatten die Debatte am Mitt-
woch, deshalb werde auch ich mich auf wesentliche 
Punkte konzentrieren. 

Die Energiewende klemmt nicht wegen der Ab-
standsvorgaben in Nordrhein-Westfalen, sondern die 
Energiewende klemmt aufgrund der Verwaltungsver-
fahren, die viel zu langwierig sind. Da, meine Damen 
und Herren von den Koalitionsfraktionen, gibt es bis-
her von Ihnen keinerlei Ansätze. Wie wäre es mal mit 
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einem digitalen Genehmigungsverfahren? Bis heute 
schieben Projektierer und Genehmigungsbehörden 
Berge an Aktenordnern hin und her. Das behindert 
den Ausbau der Erneuerbaren und nicht die Ab-
standsregelungen.  

(Beifall von der FDP – Norwich Rüße 
[GRÜNE]: Stimmt doch gar nicht!) 

Schwarz-Grün rühmt sich gerne auch für die aktuel-
len Ausbau- und Genehmigungszahlen.  

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

– Herr Kollege Rüße, hören Sie doch mal bitte zu. – 
Diese Ausbau- und Genehmigungszahlen, für die 
Sie sich rühmen, basieren auf den jetzigen klaren 
Regelungen. Anstatt für die Kommunen diese einfa-
chen Regelungen beizubehalten, mit denen die Ge-
meinden den Zubau an Windenergieanlagen auf ih-
ren Gebieten steuern können, bekommen sie jetzt 
von Ministerin Neubaur ein kompliziertes Planungs-
recht als Instrument, bei dem weder die Kommunen 
noch die Anwohnerinnen und Anwohner mehr durch-
blicken.  

Die schwarz-grüne Landesregierung pfeift auf den 
geordneten Ausbau und die Akzeptanz im Land und 
nimmt den Wildwuchs von Anlagen billigend in Kauf.  

(Beifall von der FDP) 

Dies haben Ihnen die kommunalen Spitzenverbände 
ins Stammbuch geschrieben. Mit der Abschaffung 
der Schutzabstände zu Windenergieanlagen eröffnet 
Ministerin Mona Neubaur eine neue Runde im Büro-
kratie-Wirrwarr.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Wer schreibt Ihnen 
so etwas auf?) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. Es liegt 
der Wunsch nach einer Zwischenfrage von dem Kol-
legen Röls-Leitmann vor. Wenn Sie die zulassen 
würden?  

Dietmar Brockes*) (FDP): Bitte, immer.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön.  

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Herr Präsident, 
vielen Dank. – Herr Brockes, vielen Dank, dass Sie 
die Zwischenfrage zulassen. 

Sie haben gerade in Ihrer Rede angesprochen, dass 
es jetzt neue Regeln und eine neue Systematik gibt, 
wie in Kommunen Windenergiegebiete ausgewiesen 
werden. Das ist aber keine Regelung, die wir hier in 
Nordrhein-Westfalen beschlossen haben, sondern 
es geht ja auf das Wind-an-Land-Gesetz der Bun-
desregierung zurück, an der ja auch die FDP beteiligt 

ist. Deswegen ist meine Frage: Wie ordnen Sie die 
Rolle der FDP in der Ampel bei der Erstellung des 
Wind-an-Land-Gesetzes ein? 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Herr Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Kollege Röls-Leit-
mann, ich bin auf die Stellungnahme der kommuna-
len Spitzenverbände eingegangen. Diese haben 
ganz klar deutlich gemacht – und wir reden hier heute 
über diese Änderung an Ihrem Gesetz –, dass es, 
wie Sie hier vorgehen, nicht hilft und dass es Chaos 
schafft und dass vor Ort auch nicht mehr durchge-
blickt wird. Ich stehe zu dem, was im Bund gemacht 
wurde. Wie Sie das aber umsetzen, das – so haben 
es die kommunalen Spitzenverbände Ihnen ins 
Stammbuch geschrieben – führt zu Chaos. Dafür tra-
gen Sie die Verantwortung und nicht Berlin.  

(Beifall Ralf Witzel [FDP]) 

Der eigentlich wesentliche Punkt ist – das ärgert mich 
maßlos –, dass an dieser Stelle heute Wortbruch be-
gangen wird. Ich möchte es sehr deutlich machen. 
Ministerpräsident Hendrik Wüst hat am 11. Mai des 
letzten Jahres, also vier Tage vor der Wahl und fast 
drei Monate nach Kriegsbeginn – also bitte nicht 
mehr die Ausrede bringen, das sei jetzt alles dem 
Krieg geschuldet; der war damals auch schon –, ein 
Interview bei n.tv gegeben. Ich zitiere mit Erlaubnis 
des Präsidenten. Hendrik Wüst sagt: 

„Nordrhein-Westfalen ist beim Ausbau der Wind-
energie in Deutschland führend. Wir waren im 
Jahr 2020 auf Platz eins und 2021 auf Platz drei 
und jetzt wieder auf Platz eins. Das wiederlegt die 
These, dass unsere Regeln den Ausbau hem-
men. Ich sehe es genau andersrum. Abstandsre-
geln schaffen Rechtssicherheit und Verlässlich-
keit. Wir kommen nicht weiter, wenn der Großteil 
der Vorhaben zur Errichtung einer Windkraftan-
lage wieder beklagt wird. Die Abstände schaffen 
Schutz und rechtliche Klarheit für Anwohnerinnen 
und Anwohner, sie sind richtig.“ 

(Beifall von der FDP) 

Diese Aussagen des Ministerpräsidenten von vor ei-
nem Jahr sind auch heute noch richtig. Wenn Sie 
dem heute zustimmen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der CDU, dann begehen Sie ganz klaren Wort-
bruch. Ich finde es wirklich verantwortungslos, weil 
Sie damit den braunen Sumpf in diesem Land stär-
ken. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter Brockes. – Für die AfD-Fraktion 
spricht jetzt der Abgeordnete Loose.  
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Christian Loose*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
363 m hohe Windindustrieanlagen – höher als der 
Eiffelturm, mehr als doppelt so hoch wie der Kölner 
Dom. 363 m – und Sie fangen an, die Schutzab-
stände für die Bürger auf null zu senken.  

Meine Damen und Herren, das ist genau der falsche 
Weg. Als FDP und CDU in der letzten Legislaturperi-
ode die 1.000-m-Grenze eingeführt haben, waren die 
größten Windindustrieanlagen in NRW etwa 200 m 
hoch.  

FDP und CDU haben damals zur Erhöhung der Ak-
zeptanz den fünffachen Wert der Höhe als Schutz-
zone für die Bürger festgelegt, also 5 mal 200 m. 
Dann liegen wir bei 1.000 m.  

Wir, liebe Kollegen, sollten nun nicht hinter diesen 
Schutz zurückfallen, den selbst die CDU, also Herr 
Wüst, noch vor fünf Jahren für gerechtfertigt gehalten 
hat. Deshalb haben wir als Alternative für Deutsch-
land einen Änderungsantrag gestellt, der diesen 
Schutz für unsere Bürger wiederherstellt. Dafür ha-
ben wir uns die höchste aktuell in NRW geplante 
Windenergieanlage von 363 m als Maßstab genom-
men, diesen Wert mit fünf malgenommen und noch 
mal 10 % Sicherheitspuffer aufgeschlagen. Deshalb 
fordern wir nicht etwa die Streichung der 1.000-m-
Abstände, sondern die Erhöhung dieser Abstände 
auf 2.000 m. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Eieiei!) 

Seit der ersten Lesung zum Gesetzentwurf von CDU 
und Grünen ist viel passiert. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Abgeord-
neter, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. 
Es besteht der Wunsch nach einer Zwischenfrage 
vom Kollegen Rock von Bündnis 90/Die Grünen. 

Christian Loose*) (AfD): Ja, sehr gerne. 

Simon Rock (GRÜNE): Herr Kollege, Sie hatten ge-
rade auf Ihren Änderungsantrag Bezug genommen, 
nach dem Sie die Abstandsregelung auf 2.000 m ver-
doppeln wollen. Nach geltendem Recht haben 
Braunkohlekraftwerke einen Abstand zur Wohnbe-
bauung von 700 m, Mülldeponien einen Abstand von 
500 m und Tagebaue von 400 m. Das heißt, im Um-
kehrschluss unterstellen Sie, dass die Auswirkungen 
auf Menschen bei Windenergiekraftwerken fünfmal 
höher sind als beim Tagebau. Meinen Sie das ernst? 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön. 

Christian Loose*) (AfD): Sehr geehrter Herr Kollege, 
Sie können Regeln für alle mögliche Sachen machen. 

Wenn da ein Gebäude wie zum Beispiel eine Fabrik 
oder etwas ähnliches steht, dann steht es dort. Wenn 
aber Windflügel schlagen – schrapp, schrapp, 
schrapp – und die ganze Zeit Schlagschatten werfen, 
dann ist das schon eine ganz andere Beeinträchti-
gung für die Bürger. 

Genau das Problem besteht doch. Wir haben doch 
zum Beispiel Windräder in Houverath nur wenige 
Hundert Meter von den Häusern entfernt. Wenn die 
Sonne am Nachmittag schon leicht untergegangen 
ist, dann reicht der Schlagschatten dort über Entfer-
nungen von mehr als 1.000 m. Das ist genau das 
Problem. Die Windenergieanlagen werden ja immer 
größer und größer, und der Schlagschatten wird im-
mer größer und größer. Auch die Schallwellen, die 
über den Boden übertragen werden, werden immer 
größer und größer, lieber Herr Kollege. Genau des-
halb ist es etwas anderes, ob Sie ein stehendes Ge-
bäude oder eine schlagende Windindustrieanlage 
haben. 

(Beifall von der AfD – Michael Röls-Leitmann 
[GRÜNE]: Mann, oh Mann!) 

Ich komme zu meiner Rede zurück. Seit der ersten 
Lesung zum Gesetzentwurf von Grünen und CDU ist 
viel passiert. Deshalb wäre eine Ausschussüberwei-
sung mit einer Anhörung der richtige Weg gewesen. 
Leider hat nicht mal der FDP dieser Überweisung in 
den Ausschuss zugestimmt. Vermutlich liegt das da-
ran, dass die FDP bereits im Bund der Abschaffung 
der 1.000-m-Grenze zugestimmt hat. 

CDU und Grüne haben den Antrag im Juni einge-
reicht. Erst nach der Einreichung gab es die erste 
Entscheidung über die 363 m hohe Windindustriean-
lage im Kreis Paderborn. Ebenfalls erst nach der Ein-
reichung dieses Antrages im Juli hat der Bundesrat 
entschieden, dass unsere Bürger in NRW abends 
den Schlagschatten erdulden müssen und auch 
nachts nicht mehr vor dem Lärm von Windindustrie-
anlagen sicher sein können. Im Winter dürfen nun die 
Windindustrieanlagen auch dann nachts laufen, 
wenn die Grenzen der erlaubten Lärmbelästigung 
überschritten werden. Das zeigt, wie wichtig die Ab-
standsgrenzen sind. 

Sie, Frau Ministerin Scharrenbach, behaupten, dass 
stattdessen andere Regeln gelten würden, die aus-
reichend Schutz böten. Doch mit der Entscheidung 
von Bundestag und Bundesrat im Juli zeigt sich, dass 
dieser Schutz bei der erstbesten Gelegenheit gestri-
chen werden kann. 

Wissen Sie, warum die Windindustrieanlagen nun 
nachts auch bei größerer Lautstärke laufen dürfen? 
Die Regierung begründet dies mit einer möglichen 
Strom- oder Gasmangellage, also mit der Notwen-
digkeit, einen Blackout zu verhindern, eine Blackout-
Gefahr, die die Regierung selbst erst geschaffen hat. 
So müssen nun die Anwohner den Lärm der Wind-
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industrieanlagen auch nachts ertragen, weil Sie 
Kohle und Kernkraftwerke abgeschaltet haben. 

(Beifall von der AfD und Dr. Christian Blex 
[fraktionslos]) 

Nein, meine Damen und Herren, wir müssen unsere 
Bürger gerade aufgrund der aktuellen technischen 
Entwicklung bei den Windindustrieanlagen wirksam 
schützen. 

Gutachter vom Ingenieurbüro Veenker haben im Auf-
trag der Windindustrie, im Auftrag von ENERCON er-
mittelt, dass bei einer Nabenhöhe von 170 m beim 
Unfall einer Windindustrieanlage ein Abstand von 
995 m notwendig ist, um keine Trümmerteile abzu-
bekommen. Das hat die Windlobby ermittelt. Inzwi-
schen gibt es aber Planungen für Windindustrieanla-
gen mit einer Nabenhöhe von 280 m und nicht von 
170 m. Dementsprechend besteht bei diesen höhe-
ren Anlagen die Gefahr, dass die Trümmerteile deut-
lich weiter als 1.000 m geschleudert werden. Des-
halb ist es nicht nur aus Lärmschutzgründen, son-
dern auch aus Gründen der Sicherheit wichtig, Herr 
Rock, dass die Schutzzonen zwischen Windindust-
rieanlagen nicht verkleinert, sondern deutlich vergrö-
ßert werden. Das gilt nicht nur für Flächen, auf die 
neue Anlagen gestellt werden, sondern auch dort, wo 
kleine Anlagen von vielleicht 100 m Gesamthöhe nun 
durch Anlagen mit einer Höhe von mehr als 350 m 
ersetzt werden. 

Weil das Thema für alle Bürger, die die Belastungen 
aushalten müssen, so wichtig ist, beantragen wir die 
namentliche Abstimmung zu dem Gesetzentwurf. Ich 
freue mich zunächst auf die Zustimmung zu unserem 
Änderungsantrag und verbleibe mit einem Wunsch 
für Freiheit, Wohlstand und Vernunft. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Ministerin Scharrenbach. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Wir hatten in dieser Woche schon mit-
einander das Vergnügen, uns zu diesem Gesetzent-
wurf austauschen zu dürfen. Insofern darf ich mich 
auf wenige Worte beschränken. 

Sie wissen, dass der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien in Nordrhein-Westfalen, wie in der gesamten 
Bundesrepublik Deutschland, eine Frage der Ener-
giesouveränität ist. Insofern ist das der Handlungs-
auftrag, den wir miteinander zu erfüllen haben, um 
dafür Sorge zu tragen, dass ausreichend Strom vor-
handen ist und dass Strom CO2-frei produziert wird. 
Das gelingt eben nur mit dem Ausbau der erneuer-
baren Energien. Dazu gehört neben Wind eben auch 

die Sonne, dazu gehören auch die Geothermie und 
andere. 

Deswegen ist es vor dem Hintergrund der in der Zwi-
schenzeit eingeleiteten Änderungen am Landesent-
wicklungsplan nachvollziehbar, dass die regierungs-
tragenden Fraktionen hier einen Gesetzentwurf vor-
legen, um den 1.000-m-Abstand aufzuheben. Ich 
darf durchaus noch einmal darauf hinweisen, dass 
der 1.000-m-Abstand keine Geltung in entsprechen-
den Flächennutzungsplänen, in Konzentrationszo-
nen, Planungen und Vergleichbarem entfaltet hat. Da 
hat er nie gegolten. Deswegen ist das, was Sie hier im-
mer anführen – in dem Fall war es mein Vorredner –, 
nämlich dass es eine 363 m hohe Anlage gibt, die 
genehmigt worden sei, ein Fanal im Zusammenhang 
mit dem 1.000-m-Abstand.  

Diese Anlage wurde auf dem Gebiet der Gemeinde 
Lichtenau im Kreis Paderborn genehmigt. Sie wurde 
in einem Windpark genehmigt, und zwar im Altenautal. 
In einem Windpark gilt der 1.000-m-Abstand nicht. 
So steht es heute im Gesetz.  

Das ist wieder einer Ihrer berühmten Versuche, Men-
schen zu verunsichern, indem Sie ihnen eben nicht 
die volle Wahrheit sagen, sondern dem Grunde nach 
mit Ihren permanenten Versuchen von Überspitzun-
gen den Menschen Angst und Sorge zu bereiten vor 
dem, was im Zusammenhang mit dem Energieaus-
bau stattfindet. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – An-
dreas Keith [AfD]: Das macht Ihre Politik 
schon ganz allein! ) 

Herr Abgeordneter Brockes, Sie wissen, dass wir 
nach der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen – so 
wie auch unsere beiden Fraktionen damals – mitei-
nander einen Koalitionsvertrag ausverhandelt haben 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

– in dem Fall CDU und Bündnis 90/Die Grünen – und 
einen Koalitionsvertrag auf den Weg gebracht ha-
ben.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

In diesem Koalitionsvertrag finden Sie den Hand-
lungsauftrag, dass der Ausbau der erneuerbaren 
Energien in Nordrhein-Westfalen stattfindet. Deswe-
gen kann man hier auch Ihre Vorhaltung gegenüber 
Ministerpräsidenten Wüst nur zurückweisen, und das 
wissen Sie. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Deswegen wird mit der Aufhebung des 1.000-Meter-
Abstandes – insofern mit der Änderung des Landes-
entwicklungsplanes, dem noch auf den Weg zu brin-
genden Erlass – dafür Sorge getragen, dass erneu-
erbare Energien gesteuert werden können.  

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 
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Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und wün-
sche Ihnen gleich eine hohe Zustimmung bei der an-
stehenden Abstimmung. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Ver-
einzelt Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herzlichen 
Dank, Frau Ministerin Scharrenbach. – Es ist Ihrer 
Aufmerksamkeit nicht entgangen, dass eine Kurzin-
tervention angemeldet ist. Die Kurzintervention ist 
angemeldet von dem Kollegen Loose. Sie können 
auch vom Platz erwidern. – Herr Kollege Loose, Sie 
haben jetzt 90 Sekunden. 

Christian Loose*) (AfD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Frau Scharrenbach, alle hier 
vertretenen Fraktionen haben gestern Morgen um 
9:07 Uhr eine E-Mail bekommen. Die Verfasserin, 
eine Frau Anne H. aus Warstein, führt aus, dass die 
von Ihnen geplante Abschaffung dieses Mindestab-
standes im Wesentlichen die Landbevölkerung be-
trifft. Die Verfasserin schlägt deshalb vor, dass Sie 
auch mal geeignete Flächen in Düsseldorf suchen 
und schreibt – ich zitiere –: Vielleicht gibt es ja auch 
einen schönen Park in Düsseldorf, den man mit grü-
nen Energieanlagen aufwerten kann. Trauen Sie sich 
so eine Zumutung der Bevölkerung mal in den Städ-
ten. Aber da wohnen ja wahrscheinlich zu viele Wäh-
ler. – Zitat Ende. Das schreibt Frau Anne H. aus War-
stein. 

Nun, Frau Ministerin Scharrenbach, am Rhein direkt 
am Landtag wäre ausreichend Platz. Mindestab-
stände schaffen Sie ja ab. Also: Warum sorgen Sie 
nicht dafür, dass auch mal die Stadtbevölkerung ein-
springt? Warum sorgen Sie nicht dafür, dass hier am 
Rhein oder direkt gegenüber dem Landtag zwei, drei 
Windräder aufgestellt werden? Schwarz-Grün hat 
hier im Landtag die Mehrheit, hat im Stadtrat von 
Düsseldorf die Mehrheit, regiert also. Wann werden 
Sie sich also dafür einsetzen, dass gegenüber vom 
Landtag endlich die ersten Windräder hingesetzt 
werden? – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Frau Scharren-
bach, Sie haben jetzt die Möglichkeit, 90 Sekunden 
zu erwidern. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Es ist Ihnen ja mit dem Gesetzentwurf 
der Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
dargelegt, dass wir bis zur Vorlage von Planentwür-
fen der Regionalplanung landesseitig eine Flächen-
kulisse von restriktionsarmen Kernpotenzialflächen 
definieren werden, die somit dann auch für den 

Windenergieausbau genutzt werden können, um 
eben Steuerungsfunktionen zu haben. Das ist ja das 
Entscheidende. 

Wir werden auch in den Städten und Gemeinden, 
auch in den kreisfreien Räumen, den weiteren Aus-
bau der erneuerbaren Energien erleben. Das ist je-
denfalls nichts, was nicht diskutiert wird. Auch disku-
tiert wird in den kreisfreien Städten. Jeder Raum wird 
seinen Anteil daran haben, einen Beitrag dazu zu 
leisten, damit wir nicht nur in Nordrhein-Westfalen, 
sondern in der Bundesrepublik Deutschland, ener-
giesouveräner werden. Das können Sie auf jeden 
Fall mitnehmen: Auch in den kreisfreien Räumen 
werden erneuerbare Energien ausgebaut. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Somit schließe ich die Aussprache, und wir 
kommen zu den Abstimmungen. 

Wir stimmen ab erstens über den Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD Drucksache 18/5561. Wer 
stimmt dem Änderungsantrag zu? – Das sind die 
Fraktion der AfD und der fraktionslose Abgeordnete 
Dr. Blex. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Frak-
tionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU und 
FDP. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist der Än-
derungsantrag Drucksache 18/5561 abgelehnt. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 18/4567. Der Ausschuss für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie emp-
fiehlt in Drucksache 18/5489, den Gesetzentwurf 
Drucksache 18/4567 unverändert anzunehmen. Wir 
haben am Mittwoch in zweiter Lesung den Gesetz-
entwurf unverändert angenommen. Wir kommen so-
mit zur Abstimmung über den Gesetzentwurf Druck-
sache 18/4567 in der dritten Lesung selbst und nicht 
über die Beschlussempfehlung. 

Die Fraktion der AfD hat gemäß § 44 unserer Ge-
schäftsordnung eine namentliche Abstimmung zu 
dem Gesetzentwurf Drucksache 18/4567 beantragt. 
Nach Abs. 2 dieses Paragrafen erfolgt die namentli-
che Abstimmung durch Aufruf der Namen der Abge-
ordneten. Die Abstimmenden haben bei Na-
mensaufruf mit „Ja“ oder „Nein“ zu antworten oder zu 
erklären, dass sie sich der Stimme enthalten. Ich bitte 
Herrn Abgeordneten Bialas, mit dem Namensaufruf 
zu beginnen. 

(Der Namensaufruf erfolgt.)  

Schriftführer Andreas Bialas: Gibt es jemanden im 
Raum, der seine Stimme nicht abgegeben hat? – 
Dann sind wir durch, Frau Präsidentin. 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Herr 
Kollege Bialas. – Während der Auszählung setzen 
wir die Sitzung fort. Nach der Auszählung gebe ich 
selbstverständlich das Ergebnis bekannt. 

(Die Auszählung erfolgt.) 

Wir kommen zu: 

3 KI in der öffentlichen Verwaltung erproben und 
Beschäftigte bei der rechtssicheren Nutzung 
unterstützen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/5422 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der FDP Dr. Pfeil das Wort. 

(Unruhe) 

– Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um etwas 
Ruhe hier im Saal. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren Kol-
legen! „Digitalisierung“ und „KI“ sind heute omniprä-
sente Themen. Wir haben in dieser Legislaturperiode 
daher auch bereits zahlreiche Anträge in dieses 
Haus eingebracht, „Fortsetzung des Digitalkongres-
ses“, „Nutzung von Digitalisierung und Künstlicher In-
telligenz gegen die Verschärfung des Personalman-
gels in der Justiz“ und „Anregung eines öffentlichen 
Diskurses“. 

Alle diese Anträge wurden von der Regierungskoali-
tion ohne nennenswerte inhaltliche Begründung pau-
schal abgelehnt. Damit macht sie ihrem selbstbe-
nannten Namen einer Zukunftskoalition wahrlich 
keine Ehre, aber sie hat die Möglichkeit, das mit die-
sem Antrag jetzt zu verbessern. 

ChatGTP könnte nämlich gerade bei Vorgängen in 
der öffentlichen Verwaltung, die sich regelmäßig wie-
derholen, eine große Hilfe und Zeitersparnis darstel-
len. Insbesondere in Zeiten von aktuellem Personal-
notstand könnte dies helfen. Dies haben wir auch 
schon in unserem Antrag „Nutzung von Digitalisie-
rung und Künstlicher Intelligenz gegen die Verschär-
fung des Personalmangels“ dargelegt, und die Sach-
verständigen in den Anhörungen zum Thema „Chat-
GPT“ „Urteilsabfassung“ haben es ebenfalls bestä-
tigt. 

KI birgt große Chancen, aber auch Risiken. Man 
kann es nicht der Einschätzung jedes einzelnen 
überlassen, ob, wann und wie er für die Erteilung von 
Auskünften oder bei dem Erlass von Verwaltungsak-
ten darauf zurückgreifen darf. 

Um eine rechtssichere Nutzung zu ermöglichen, 
müssen die Rahmenbedingungen und Grenzen da-
her klar definiert sein. Hier muss der Staat Hand-
lungsempfehlungen vorgeben, die fortlaufend aktua-
lisiert und an den Status Quo angepasst werden. 

Ganz wichtig ist es auch, die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes bei der Umsetzung nicht allein im 
Regen stehen zu lassen, sondern sie zu unterstüt-
zen. Das Land Nordrhein-Westfalen muss die Be-
diensteten von Anfang an durch fortlaufende Schu-
lungen in der rechtssicheren Nutzung von KI-
Anwendungen unterstützen. 

Die Nutzung von KI in der Verwaltung ist also ein 
wichtiger Baustein der weiteren Digitalisierung der öf-
fentlichen Verwaltung. Die Entwicklung in diesem 
Bereich ist allerdings so schnelllebig, dass sich die 
Politik ein gemächliches Thema und umständliches 
Prozedere einfach nicht leisten kann.  

Bitte kommen Sie jetzt nicht wieder mit dem Argu-
ment, man sei dran, und wir seien mit unserem An-
trag viel zu schnell. Andere machen es erneut vor. 
Wir brauchen nur einen Blick auf den Journalisten-
verband und die Hochschulen zu werfen. Denn dort 
gibt es entsprechende Vorgaben.  

Wir müssen jetzt damit beginnen, den Einsatz von KI 
in der Verwaltung zu erproben, um frühzeitig Erfah-
rungswerte zu gewinnen und KI-Anwendungen zum 
Vorteil der Bürger effizient nutzen zu können. 

Lassen Sie uns daher keine Zeit verschwenden. – 
Ich bedanke mich für Ihre Stellungnahme und die 
Verweisung in den Ausschuss. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der CDU spricht nun der Abgeord-
netenkollege Herr Lucke.  

Martin Lucke (CDU): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Neues Plenum, 
neuer FDP-Antrag zu KI. Diesmal fordern Sie, KI in 
der öffentlichen Verwaltung zu erproben und die Ver-
waltungsbeschäftigten bei der rechtssicheren Nut-
zung zu unterstützen. Sie sollten gleichwohl darauf ach-
ten, dass Ihre Anträge sich nicht ihrerseits widerspre-
chen. Ich möchte an dieser Stelle – Sie erlauben – kurz 
aus Ihrem Antrag vom Juni dieses Jahres zitieren: 

„Die Arbeiten an der kommenden KI-Verordnung 
(KI-VO) der EU sind in vollem Gange. Nach sei-
nem In-Kraft-Treten wird das Gesetz die Entwick-
lung und Verwendung von KI in der gesamten EU 
regeln. Da es sich um eine Verordnung handelt, 
werden die Regelungen unmittelbar in den Mit-
gliedsstaaten wirksam sein. Eines Umsetzungs-
aktes in nationales Recht bedarf es nicht. […] 
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Vorrangig geht es darum, einen europäischen 
Rechtsrahmen für KI zu schaffen.“ 

Mit Ihrem aktuellen Antrag, der darauf abzielt, zu-
nächst eigene Landesrichtlinien zur KI-Nutzung zu 
schaffen, scheinen Sie Ihre Ansicht überdacht zu ha-
ben. Nach Ihrer Meinung sollten unabhängig davon 
bereits heute generative Sprachmodelle wie Chat-
GPT in der öffentlichen Verwaltung Einzug halten. 
Für mich stellt sich zuvor die Frage, ob zum Beispiel 
ChatGPT derzeit überhaupt für den Verwaltungsbe-
reich taugt. Wenn man ChatGPT selbst danach fragt, 
ob es dazu geeignet ist, amtliche Vorgänge zu bear-
beiten und zu beantworten, erhält man folgende Ant-
wort – ich zitiere –: 

Nein, ChatGPT sollte keine amtlichen Vorgänge be-
arbeiten oder beantworten. Es handelt sich um eine 
KI-Plattform, die auf allgemeine Informationen und 
Textgenerierung spezialisiert ist. Sie sollte nicht für 
offizielle oder rechtlich bindende Angelegenheiten 
verwendet werden, da sie keine menschliche Intelli-
genz oder Urteilskraft besitzt und möglicherweise un-
genaue oder irreführende Informationen liefern 
könnte. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege, ich 
muss Sie kurz unterbrechen. Es liegt eine Zwischen-
frage vor von dem Kollegen Herrn Dr. Pfeil. Möchten 
Sie die gestatten? 

Martin Lucke (CDU): Nein. – Darüber hinaus erin-
nere ich noch einmal an die Ergebnisse der Anhö-
rung im Rechtsausschuss. Hier wurde deutlich, dass 
der Einsatz von ChatGPT zum Abfassen von zum 
Beispiel Verwaltungsbeschlüssen bereits ein Ver-
stoß gegen die eigenen Nutzungsbedingungen dar-
stellt. Diese untersagen ausdrücklich die Anwendung 
des Programms für hoheitliche Entscheidungsfin-
dungen. 

Zudem – auch das war der Anhörung zu entnehmen – 
ist die Nutzung derzeit aus datenschutzrechtlichen 
Gründen unmöglich. OpenAL oder ähnliche Firmen, 
die KI-basierte Sprachmodelle anbieten, betreiben 
ihre Rechenzentren nicht in Deutschland. Was ge-
nau in diesen Zentren im Ausland mit den Daten und 
ihrer Verarbeitung geschieht, ist nicht bekannt und 
wird nicht transparent offengelegt. Das sollte auch 
Ihnen als Datenschutzpartei zu denken geben. 

Unabhängig von den verschiedenen Problemen 
beim Einsatz der Künstlichen Intelligenz bleibt es na-
türlich ein wichtiges Zukunftsthema. Aus diesem 
Grund hat die Landesregierung die Künstliche Intelli-
genz mithilfe von natürlicher Intelligenz stets im Blick. 
Kürzlich flossen erst 2 Millionen Euro durch das Pro-
jekt „KI und Digitaloffensive HANDwerk.NRW“ ins 
Handwerk, um spezielle KI-Lösungen zu entwickeln 
sowie Betriebe und ihre Mitarbeiter bei der Umset-
zung zu unterstützen.  

So bedeutsam das Zukunftsthema der Künstlichen 
Intelligenz jedoch auch sein mag, es muss klar sein, 
dass die Digitalisierung der Verwaltung oberste Prio-
rität haben muss. Dabei müssen wir zunächst die 
grundlegenden Voraussetzungen für eine prozess-
optimierte bürgerfreundliche Verwaltung weiter aus-
bauen. Lassen Sie uns nicht ständig über Künstliche 
Intelligenz philosophieren, solange die Bürger nicht 
einmal einfachste Anträge online bei den Behörden 
einreichen können.  

Auch könnten Sie, liebe Kollegen von der FDP, mal 
ein paar Anträge an Ihre Parteifreunde in Berlin ad-
ressieren. Schließlich sind laut Herrn Lindner für die 
Digitalisierung in 2024 nur noch 0,86 % des Etats des 
Vorjahres vorgesehen. Konkret wären das 3,3 Millio-
nen Euro im kommenden Jahr gegenüber einem Be-
trag von 377 Millionen Euro im laufenden Jahr. Die 
Kürzungen betreffen vor allem Verwaltungsdienst-
leistungen, die gemäß dem Onlinezugangsgesetz 
bereits Ende 2022 hätten digitalisiert werden sollen. 
Diese Maßnahmen würden eine Vereinfachung von 
Verwaltungsakten für Bürger darstellen. Diese Maß-
nahmen wären reale bürgerfreundliche Digitalisie-
rungspolitik. Und auch darüber können wir gern im 
Ausschuss mal reden. Wir stimmen der Überweisung 
natürlich zu. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lucke. – Wie Sie sicherlich schon gesehen 
haben, liegt eine Kurzintervention von Herrn Dr. Pfeil 
vor, und auf diese Kurzintervention können Sie gerne 
auch von Ihrem Platz aus eingehen. Herr Dr. Pfeil, 
ich bitte Sie, sich einzuloggen, damit ich Ihr Mikro 
freischalten kann. Jetzt ist es freigeschaltet. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Frau Präsidentin, vielen 
Dank. – Ich wollte nur kurz darauf hinweisen: Sie se-
hen ja einen Wertungswiderspruch zwischen unse-
rem Antrag vom Juni und dem jetzigen. Ich glaube, 
dem ist nicht so, weil die KI-Verordnung, die in Brüs-
sel erarbeitet wird, sich derzeit im Trilog befindet, 
also abgestimmt wird zwischen den Institutionen, 
und schon lange, bevor ChatGPT entwickelt wurde, 
abgeschlossen war. Das heißt, Regelungen zu Chat-
GPT gibt es darin gar nicht. Es wird zwar darüber dis-
kutiert, ob ein Paragraf neu aufgenommen wird, aber 
es gibt solche Regelungen nicht. 

Zum Zweiten. Sie sagen, das, was wir beantragen, 
brauchen wir gar nicht. Die Anhörung zu der Frage, 
inwieweit Richter ChatGPT benutzen können, hat zu-
tage gebracht, dass selbst die Sachverständigen da-
von ausgehen, dass Richter derzeit schon ChatGPT 
anwenden. Deswegen unsere Forderung. Wenn es 
im Justizbereich schon der Fall sein könnte, sollte es 
im Verwaltungsbereich auf jeden Fall so sein, dass 
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die Mitarbeiter entsprechend geschult werden. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege Lu-
cke, Sie haben die Möglichkeit, darauf einzugehen. 

Martin Lucke (CDU): Herr Kollege Dr. Pfeil, ich habe 
auch nur auf die Probleme hingewiesen, die beste-
hen. Es ist ein laufender Prozess, und das ist derzeit 
eine Momentaufnahme. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Wir setzen die Debatte fort. Für die Fraktion der SPD 
hat nun der Abgeordnetenkollege Herr Ganzke das 
Wort.  

Hartmut Ganzke (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehr-
ter, geschätzter Kollege Dr. Pfeil, wir diskutieren hier 
nicht den ersten und – ich will ein bisschen in die Zu-
kunft schauen – bestimmt auch nicht den letzten An-
trag der antragstellenden FDP-Landtagsfraktion zu 
Fragen der Künstlichen Intelligenz im Bereich des 
Landes, sei es über den Einsatz der Künstlichen In-
telligenz in den öffentlichen Verwaltungen direkt und 
grundsätzlich oder eben auch bei Anträgen zu Fra-
gen des Umgangs mit dieser Künstlichen Intelligenz.  

Soweit die antragstellende FDP-Fraktion einen 
Schwerpunkt ihres Antrages darauf legt, dass die Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst volle Unterstützung 
durch Schulungen und weitere Handreichungen er-
halten sollen, so ist dieser Ansatz auch seitens der 
SPD-Fraktion bestimmt sehr unterstützenswert, 
denn ohne die Akzeptanz der Anwenderinnen und 
Anwender – das sind die Beschäftigten gerade im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung – wird die Nut-
zung von Künstlicher Intelligenz eben gerade nicht 
zur gewünschten Arbeitserleichterung und auch nicht 
zu einer weiteren Qualifizierung von Arbeit führen. 
Deshalb ist das genau der richtige Ansatz, den Sie in 
Ihrem Antrag gegeben haben.  

Soweit Sie jedoch – und das ist unserer Ansicht nach 
ein Knackpunkt, sehr geehrter Herr Kollege Dr. Pfeil – 
bei der Antragstellung auf die Verordnung des Euro-
päischen Parlaments und des Europäischen Rates, 
worauf gerade schon ein Hinweis gegeben wurde, 
die sogenannte KI-Verordnung, Bezug nehmen, 
müssen wir sagen, dass Ihre Forderung bzw. 
Rechtsansicht, den Landesgesetzgeber jetzt schon 
in die Pflicht zu nehmen, wirklich diskussionswürdig 
ist. Ich will Ihnen auch sagen, warum. So stellte in 
einer der letzten Anhörungen zu einem Antrag von 
Ihnen die Generalstaatsanwaltschaft Köln und hier 
die Zentral- und Ansprechstelle Cybercrime in ihrer 
Stellungnahme zum Einsatz von ChatGPT im 

Justizbereich – auch ein Antrag von Ihnen – Folgen-
des fest – ich zitiere mit Erlaubnis der Frau Präsiden-
tin –:  

„Abzuwarten bleibt ebenfalls, inwieweit die vorge-
schlagene und in Diskussion befindliche Verord-
nung des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes … einen klaren Handlungsrahmen setzen 
kann.“  

Mit dieser Verordnung sollen doch gerade vereinheit-
lichte Regelungen in der gesamten EU für die Ver-
wendung und den Umgang mit Künstlicher Intelli-
genz etabliert werden. Daher ist es unserer Ansicht 
nach doch etwas fraglich, ob die geforderte Einfüh-
rung verbindlicher Richtlinien für die öffentliche Ver-
waltung schon vor Vorlage dieser EU-Verordnung 
wirklich sinnvoll ist.  

Aber ich denke, sehr geehrter geschätzter Kollege 
Dr. Pfeil, darüber lassen Sie uns ein bisschen im 
Ausschuss diskutieren. Ich könnte mir denken, dass 
möglicherweise auch eine neue Anhörung im Raume 
stehen könnte, ohne die Beratungen des Ausschus-
ses vorwegzunehmen. Wir freuen uns darauf, diesen 
Antrag in den zuständigen Rechtsausschuss zu 
überweisen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der Grünen spricht nun die Kollegin 
Dagmar Hanses.  

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen der demokrati-
schen Fraktionen! Das Gras, Herr Kollege Pfeil, 
wächst nicht schneller, wenn die FDP daran zieht.  

Aber es ist uns eine Freude, dass wir hier wieder ein-
mal über die vielfältigen Anwendungsgebiete und 
Möglichkeiten von KI mit large language models wie 
ChatGPT sprechen können. Wie bereits bei vorange-
gangenen Anträgen, Anhörungen und Reden wer-
den wir uns mit diesem wichtigen Handlungsfeld be-
schäftigen. Die zentrale Frage an der Stelle ist natür-
lich: Wie können wir den verantwortungsvollen Ein-
satz von KI sicherstellen – transparent, diskriminie-
rungsfrei, sinnvoll und nachvollziehbar –, damit wir 
Innovationen, die die FDP als wichtig erachtet, ge-
währleisten können?  

Die Balance zu finden, erfordert eine wohl überlegte 
Herangehensweise. Wir sollten zunächst untersu-
chen, wo KI die Verwaltungsabläufe und den büro-
kratischen Verwaltungsapparat optimieren kann und 
tatsächlich Abläufe beschleunigt werden können. In 
dieser Hinsicht ist es sehr sinnvoll, die „PDFisierung“ 
von Ex-Minister Pinkwart konsequent rückgängig zu 
machen und eine sinnvolle echte Digitalisierung zu 
ermöglichen.  
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(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Hierbei sollten wir endlich aus diesem Hamsterrad, 
aus diesem Kreislauf von „Ausdrucken – Scannen – 
Papier ablegen – Speichern“ herauskommen. Wir 
brauchen echte Digitalisierung. Im Bereich des 
rechtsstaatlichen und rechtssicheren Einsatzes von 
KI insbesondere text- und bildgenerierender Modelle 
wie ChatGPT oder DALL-E stoßen wir immer wieder 
auf Herausforderungen. ChatGPT mag zwar vielsei-
tig sein, doch bei Amtsauskünften und Rechtsfragen 
ist Präzision gefragt. ChatGPT – das haben wir eben 
gehört – wird von allen als Spaß genutzt, und etwas 
wird eingegeben. Aber ChatGPT spuckt einfach die 
wahrscheinlichste Antwort aus und nicht automatisch 
die richtige Antwort. Das ist natürlich in diesem An-
wendungsbereich ein großes Problem.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Wenn Menschen KI-Systemen – oft zu stark – ver-
trauen, kann es problematisch sein, wenn ChatGPT 
Fehler macht, halluziniert und möglicherweise fal-
sche Informationen liefert. Wir brauchen speziali-
sierte Modelle in solch sensiblen Bereichen, die zu 
verlässlichen Ergebnissen führen. Die Entwicklun-
gen im KI-Bereich schreiten rasch voran, und Inno-
vationen werden zweifellos neue Möglichkeiten bie-
ten. Daher benötigen wir klare und am besten euro-
päische Regelungen, die diesen Einsatz sichern und 
zukunftsfähig gestalten.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Kollegin 
Hanses, es liegt eine Zwischenfrage von dem Kolle-
gen Herrn Dr. Pfeil vor. Möchten Sie die gestatten?  

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Sehr gerne.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Frau Kollegin, vielen Dank, 
dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Sie wissen, ich 
schätze Sie sehr, auch Ihre Ausführungen im 
Rechtsausschuss.  

Das, was Sie gesagt hatten, steht ja überhaupt nicht 
im Widerspruch zum Antrag, denn der Antrag möchte 
ja gerade die Verwendung von ChatGPT oder ande-
ren Programmen in der Verwaltung durch die Men-
schen, die dort arbeiten, regeln und Vorgaben ma-
chen, damit es nicht falsch verwandt wird.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die Frage, Herr 
Kollege Dr. Pfeil. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. 

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Ob der Antrag im Wi-
derspruch zu dem steht. Ich kann es gerne noch mal 
ausführen, Frau Präsidentin. 

(Dr. Werner Pfeil [FDP]: Danke!) 

ChatGPT halten wir – deshalb habe ich das gesagt – 
für nicht geeignet, weil wir den Algorithmus nicht 
nachvollziehen können, weil es nicht transparent ist. 
Deshalb brauchen wir andere KI-Language-Modelle, 
die nutzbar sind. 

Die Nutzung ist ja durchaus interessant. Die Hand-
lungsbereiche haben wir uns schon mehrfach ange-
schaut. Da gibt es für die Handlungsbereiche ja erst 
mal nichts Neues. Wir brauchen aber eben die Prü-
fung wie gerade beschrieben. 

Deshalb möchte ich noch mal betonen, dass es nicht 
schlau ist, sich erneut mit immer wieder den gleichen 
Thesen zu beschäftigen, wenn wir wissen, dass 
diese Software nicht geeignet ist, wir aber Anforde-
rungen an andere Software gemeinsam definieren. 
Natürlich freuen wir uns auf die Diskussion, wie wir 
das gemeinsam gestalten werden. Nach wie vor gilt 
aber: Das Gras wächst nicht schneller, wenn die FDP 
daran zieht. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Hanses. – Jetzt hat für die AfD der Abgeord-
nete Dr. Beucker das Wort. 

Dr. Hartmut Beucker*) (AfD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Verehrte Damen, geehrte Herren! „Künstli-
che Intelligenz“ ist momentan ein beliebter Begriff bei 
der Selbstdarstellung von Unternehmen. Etliche Pro-
dukte werden, ob passend oder nicht, mit dem 
Schlagwort „KI“ verknüpft. Es soll sogar Unterneh-
men geben, welche ihren Firmennamen um das Kür-
zel „KI“ bzw. auf Englisch „AI“ ergänzt haben. 

Das Ziel dieser hastig anmutenden Handlungen liegt 
auf der Hand. Firmen wollen von der aktuellen KI-
Hysterie profitieren und sich zugleich einen vermeint-
lich modernen Anstrich geben. 

Jetzt gibt es hier im Landtag eine Fraktion, welche 
offensichtlich einen ähnlichen Werbeplan verfolgt: 
die FDP. Mehrere Anträge und Anfragen der FDP-
Fraktion kreisen um das Thema „Künstliche Intelli-
genz“. 

Auch heute wird wieder der KI-Ballon aufgeblasen. 
Auf der Hülle steht in großen Lettern: „KI in der öf-
fentlichen Verwaltung erproben“. Aber wenn wir ein-
mal die Metaphern – „KI“ ist ja auch eine – besei-
telassen, stellen wir fest, dass die Verwaltung bereits 
heute gut ausgestattet ist mit der MI, mit der mensch-
lichen Intelligenz. Die in ihren Kinderschuhen 
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steckende Künstliche Intelligenz kann da noch nicht 
mithalten. 

Warum soll die öffentliche Hand bei einer Technik 
den Weg zeigen, die momentan noch gar keine Un-
terstützung in den Amtsstuben wäre? 

Verstehen Sie mich nicht falsch. Das Themenfeld 
„Künstliche Intelligenz“ ist interessant, und es ist 
spannend, zu verfolgen, wie Technologieunterneh-
men erste Schritte auf diesem Feld gehen. Da wird 
die öffentliche Verwaltung irgendwann auch nachzie-
hen müssen. Stand heute ist es aber kein Thema, 
welches erprobt werden müsste. Das mag bald oder 
in einigen Jahren schon anders aussehen. 

KI-Anwendungen wie zum Beispiel ChatGPT und 
Bing sind heute nicht dazu geeignet, rechtssichere 
Verwaltungsauskünfte zu erteilen oder Verwaltungs-
akte zu erlassen. Das wird jeder wissen, der sich 
schon einmal mit den Programmen befasst hat. 

Wie also soll ein Verwaltungsmitarbeiter seine Arbeit 
ernsthaft von diesem Programm auch nur miterledi-
gen lassen? Das ist nicht möglich. 

Daher sind auch Richtlinien zum Einsatz dieser Pro-
gramme überflüssig; denn die Programme an sich 
sind noch überflüssig für die Verwaltungsarbeit. 

Des Weiteren ist zum Beispiel das Land der falsche 
Ansprechpartner, wenn es darum geht, den Urheber 
von künstlich erschaffenen Werken zu definieren. 

Lassen Sie uns uns bitte dann mit einer Technologie 
beschäftigen, wenn sie für die Verwaltung marktreif 
ist, und nicht schon Jahre im Voraus. 

Derzeit dient die KI-Technik für manche Firma und 
manche Fraktion offensichtlich dazu, Hoffnungen zu 
projizieren und gleichzeitig ein Teil dieser Hoffnung 
sein zu wollen. 

Wenn wir uns bewusst machen, dass selbst in den 
NRW-Landesministerien im Jahr 2021 noch 100 
reine Faxgeräte im Einsatz waren, sollten wir viel-
leicht zuerst den Computer flächendeckend und rich-
tig in allen Verwaltungseinheiten in NRW einsetzen, 
bevor wir die Künstliche Intelligenz ins Haus holen. 

Nach alledem passt der Antrag zum alten FDP-
Wahlkampfmotto „Digital first, Bedenken second“. 

Dieser Eindruck zeigt zugleich die größte Schwäche 
des Antrags: Bedenken sind das Ergebnis des Nach-
denkens. Wer Bedenken ohne Nachdenken zurück-
stellt, der schaltet zwischenzeitlich sein Gehirn aus, 
um womöglich nicht als Bedenkenträger zu gelten, 
und steht für eine nachdenkenslose Fortschrittsrhe-
torik. 

Ich assoziiere mit KI in der Verwaltung derzeit: Po-
tenzial unklar, wenig praktische Brauchbarkeit, kein 
Mitgefühl und kein Gewissen, eher Spielerei. 

Ob man die FDP darin wiedererkennen will, soll der 
Wähler entscheiden. Ich halte mich da mal raus. 

Der Überweisung in den Ausschuss werden wir aller-
dings zustimmen. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, für die Landesregierung spricht nun 
Ministerin Scharrenbach. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordneten! In der Tat ist Künstliche Intelligenz ja 
schon faszinierend. Es ist faszinierend, was in den 
letzten Wochen und Monaten darüber alles auf den 
Weg gebracht worden ist. 

Deswegen setzt sich selbstverständlich auch die öf-
fentliche Verwaltung im Land Nordrhein-Westfalen 
wie auch auf der Bundesebene und in den anderen 
Bundesländern damit auseinander, wie Künstliche 
Intelligenz Verwaltungstätigkeit unterstützen kann. 

Sie haben meines Wissens gerade auch eine Kleine 
Anfrage an die Landesregierung laufen, um zu erfah-
ren, ob die einzelnen Ressorts KI-fähige Software 
einsetzen und, wenn ja, inwieweit sie diese nutzen. 
Insofern werden wir Ihnen das offenlegen. Dann wer-
den Sie auch feststellen, dass es in einzelnen Res-
sorts durchaus Schulungsprogramme gibt, die sich 
mit dem Einsatz von Künstlicher Intelligenz ausei-
nandersetzen. 

Wir haben natürlich die Situation – das ist bei der Vor-
rednerin und den Vorrednern angeklungen –, dass 
mit der Künstlichen Intelligenz auf jeden Fall be-
stimmte Rechtsfragen verbunden sein werden, um 
ihren Einsatz zu regulieren. Das sind große – ich for-
muliere es mal so – digitalethische Fragestellungen, 
mit denen wir uns auf allen politischen Ebenen aus-
einanderzusetzen haben, um dafür Sorge zu tragen, 
dass die Errungenschaften des menschlichen Zu-
sammenlebens in der digitalen Welt nicht im Wild-
west landen. Das ist die große Aufgabenstellung. Wir 
diskutieren sie sowieso schon im Hinblick auf Hass, 
Hetze und alles, was im Internet stattfindet. Bei der 
Künstlichen Intelligenz ist dieser Auftrag aber noch 
mal potenziert.  

Ich darf Sie, Herr Abgeordneter Dr. Pfeil, auf einen 
Artikel im Harvard Business manager hinweisen – 
falls Sie ihn nicht schon gelesen haben –, der jüngst 
unter der Überschrift „Künstliche Intelligenz korrum-
piert“ erschienen ist. Denn Künstliche Intelligenz 
neigt dazu, eher zu lügen, um im Interesse einer Ei-
genmaximierung zu Ergebnissen zu kommen. 

Das sollte uns alle miteinander aufschrecken lassen, 
im Besonderen im Rahmen der öffentlichen Verwal-
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tung. Im Hinblick auf potenzielle Entscheidungen 
über Sozialleistungen oder Vergleichbares müssen 
wir ausschließen, dass hier Entscheidungen stattfin-
den, die nicht in unser aller Interesse liegen und nicht 
unseren Errungenschaften entsprechen – Stichwort 
„Algorithmus“. 

Ich erinnere mich noch sehr gut an die vorangegan-
gene Legislaturperiode, als die Kollegin Schneider, 
die hinter Ihnen sitzt, zusammen mit mir Gleichstel-
lungspolitik verantwortet hat. Wir hatten schon in die 
damalige Gleichstellungsministerinnen und -minis-
terkonferenz den Antrag eingebracht: Bei Algorith-
men müssen wir bitte aufpassen, dass das diskrimi-
nierungsfrei stattfindet. 

Das sind die Debatten. Sie merken, dass sie alle 
schon ein bisschen länger laufen. Wir haben aber 
noch nicht den richtigen Hebel, wie wir das miteinan-
der in eine Ordnung bringen. 

Die gerade stattfindenden Trilogverhandlungen, die 
Sie angesprochen haben, zum europäischen AI Act 
sind durchaus sinnvoll, um zu versuchen, einen Rah-
men für die Künstliche Intelligenz in der Europäi-
schen Union auf den Weg zu bringen. Aber auch da 
merken Sie an den Detailgraden, die vonseiten der 
Europäischen Union in die Wege geleitet werden, 
dass mitunter jede Google-Anfrage – jedenfalls war 
das so, bevor das Ganze in das Verfahren kam – ei-
gentlich schon ein Hochsicherheitsrisiko darstellte. 
Daran erkennen Sie die Spannbreite der Dinge, die 
wir gerade zwischen den 27 Mitgliedsstaaten inner-
halb der Europäischen Union miteinander austau-
schen. 

Ich darf Sie abschließend auf die Kompetenzplatt-
form KI.NRW hinweisen, die beim Landesbetrieb 
IT.NRW angesiedelt ist. Dort kommen sehr dezidiert 
und sehr gut die verschiedenen Möglichkeiten von 
Künstlicher Intelligenz – von Expertenpools über 
Software bis zu vielen anderen Dingen – zur Abbil-
dung. Über die Kompetenzplattform KI.NRW haben 
bereits Schulungsveranstaltungen stattgefunden, die 
auch die Kommunen einbezogen haben. 

Herr Abgeordneter Dr. Pfeil, Sie haben für die antrag-
stellende Fraktion darum gebeten, dass nicht gesagt 
wird: Das machen wir doch schon alles. – Insofern 
möchte ich meine Rede mit folgendem Satz been-
den: Die Landesregierung befindet sich auf dem 
Weg, um Ihrer Erwartungshaltung damit dann auch 
gerecht zu werden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Es liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Somit kommen wir zum Schluss der Aus-
sprache und gehen zur Abstimmung über. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Antrags 
Drucksache 18/5422 an den Rechtsausschuss – 

federführend – sowie an den Ausschuss für Bauen, 
Wohnen und Digitalisierung. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung sollen im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer 
stimmt der Überweisungsempfehlung zu? – Das sind 
die Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Keine 
Gegenstimmen. Wer enthält sich? – Auch keine Ent-
haltungen. Damit ist diese Überweisungsempfeh-
lung angenommen. 

Vor Aufruf des nächsten Tagesordnungspunktes 
komme ich noch einmal zum Tagesordnungspunkt 2 
zurück und gebe Ihnen das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung bekannt. 

Ihre Stimme abgegeben haben 170 Abgeordnete. 
Mit Ja stimmten 148 Abgeordnete. Mit Nein stimmten 
22 Abgeordnete. Der Stimme enthalten hat sich nie-
mand. Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
18/4567 in dritter Lesung angenommen und verab-
schiedet. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Wir kommen zu: 

4 Bargeld ist geprägte Freiheit und darf nicht 
Opfer des e-Euros werden! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/5420 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Abgeord-
neten Herrn Tritschler von der antragstellenden Frak-
tion der AfD das Wort. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Harald 
Schmidt hat gestern einen sehr passenden Tweet zu 
dem Thema abgesetzt: Bargeldlos zahlen ist wie – 
und das muss ich anpassen, sonst bekomme ich 
eine Rüge – Sex im Park. Unbefugte können sehen, 
was man treibt, und bei Bedarf auch dem Treiben ein 
Ende setzen. – Zitat Ende. Das ist jedenfalls nicht der 
schlechteste Vergleich, den ich zu dem Thema im 
Haus schon gehört habe. 

Das Bezahlen mit der Karte oder mittlerweile auch 
vermehrt mit dem Handy hat ohne Zweifel Vorzüge. 
Im Internet ist irgendeine Form der digitalen Bezah-
lung letztlich sogar unumgänglich. 

Und nein, wir wollen das weder verbieten noch ein-
schränken. Wir würden uns im Gegenteil sogar wün-
schen, dass zum Beispiel Bitcoin und andere Kryp-
towährungen in Deutschland mehr Akzeptanz fän-
den. Andere Länder akzeptieren beispielsweise 
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Bitcoin inzwischen sogar als gesetzliches Zahlungs-
mittel. 

Aber genau das ist hierzulande politisch nicht ge-
wollt. Denn das würde ja ein anonymes Geld ohne 
Staat und ohne zentrale Banken bedeuten, und das 
möchte man nicht. Im Gegenteil: Hand in Hand mit 
Banken und Handel beschneiden Sie scheibchen-
weise die Freiheit, die das Bargeld den Bürgern noch 
bietet. 

Während auf der einen Seite eine horrende Inflation 
es notwendig macht, mit immer größeren Beträgen 
zu hantieren, werden andererseits immer restrikti-
vere Bargeldobergrenzen eingeführt. In dieser ver-
hängnisvollen Schere macht man sich natürlich auch 
die Bequemlichkeit der Bürger zunutze oder erzählt 
ihnen gleich Ammenmärchen wie etwa das von der 
Coronainfektion per Geldschein. 

Unsere Bürger, die ja immer noch zu den größten 
Bargeldverfechtern weltweit gehören, sind inzwi-
schen von Bargeldfeinden umzingelt. Die Händler 
wollen sich den aufwendigen Umgang mit Münzen 
und Scheinen sparen – die Banken sowieso; außer-
dem verdienen sie gut mit Kreditkarten und ähnlichen 
Produkten. Die staatlichen Akteure wollen vor allem 
eines: Kontrolle.  

Wohin die Reise möglicherweise geht, sieht man im 
Anfangsstadium bereits in Skandinavien, wo man 
vielerorts sein Bargeld nicht mehr loswird, oder dann 
im gruseligen Endstadium in China, wo der Bürger 
und jede seiner Transaktionen durchleuchtet und auf 
soziale Erwünschtheit analysiert werden. 

Dazu muss man dann nur noch wissen, dass es in-
zwischen eine Reihe von Kreditkartenanbietern gibt, 
die ihren Kunden anhand der getätigten Transaktio-
nen vorrechnen, wie viel CO2 sie damit angeblich 
verbraucht haben, und Ihnen allen dabei zuhören, 
wie Sie den Menschen hier täglich predigen, wie wir 
alle unseren Konsum ändern müssen, um angeblich 
den Planeten retten zu können. Dann weiß man, wo-
hin die Reise geht. 

Deshalb gilt für uns, für die AfD, und nur für uns ohne 
Wenn und Aber: Unser Bargeld muss erhalten blei-
ben. Seine Verwendung darf keinen Millimeter weiter 
begrenzt werden. 

(Beifall von der AfD) 

Die neueste Masche, mit der man in Frankfurt und 
Brüssel offensichtlich darauf hinarbeitet, einen finan-
ziell gläsernen Bürger zu schaffen, ist der digitale 
Euro oder E-Euro, an dem die Europäische Zentral-
bank derzeit arbeitet. Nun könnte man meinen, die 
EZB hätte in Hochinflationszeiten wahrlich Besseres 
zu tun. Aber weit gefehlt! Nach dem Vorbild Chinas 
und des digitalen Yuan, den auch die Chinesen übri-
gens nur mit sehr viel staatlichem Zwang akzeptiert 
haben, möchte man nun dem Euro ein digitales Pen-
dant zur Seite stellen. 

Welche Vorteile die Verbraucher davon haben sol-
len, ist gänzlich unbekannt. Die Nachteile sind dage-
gen absehbar. Damit Sie jetzt nicht wieder sagen 
können, ich sei EU-feindlich, zitiere ich mal eine EU-
Institution, nämlich den Europäischen Datenschutz-
beauftragten. Er meint, der digitale Euro könne dazu 
führen, dass alle Transaktionen des Endnutzers 
identifiziert und möglicherweise nachverfolgt werden 
könnten. Der Europäische Verbraucherverband 
BEUC wird noch deutlicher: Transaktionen wären mit 
dem digitalen Euro grundsätzlich rückverfolgbar. 

Erzählen Sie mir jetzt bitte nicht, wir seien hier nicht 
zuständig. Das hindert Sie bei allen möglichen ande-
ren Dinge – wir haben es gestern wieder gesehen – 
auch nicht daran, die Welt zu retten. Werden Sie Ih-
rer Aufgabe als Volksvertreter gerecht. Zwei Drittel 
der Deutschen stehen zum Bargeld. Die AfD steht 
zum Bargeld. Sie, meine Damen und Herren, haben 
jetzt die Gelegenheit, Farbe zu bekennen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Fraktion 
der CDU hat nun der Abgeordnetenkollege Herr Ber-
ger das Wort. 

Christian Berger (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Und täglich 
grüßt das Murmeltier. Es ist der zweite Antrag der 
AfD zum Thema „Bargeld“, zu dem ich hier in diesem 
Hohen Hause sprechen muss. 

Leider werden die Anträge zum Bargeld weder bes-
ser noch spannender noch sinnvoller. Auch hier lie-
fern Sie wieder ein Sammelsurium von Aussagen, In-
formationen und Zitaten. 

Wollen Sie meine Schlussfolgerung hören? Ich 
glaube, Sie wollen es nicht. Ich schenke sie Ihnen 
trotzdem. Sie prognostizieren ein Problem, das es 
gar nicht gibt, Sie versuchen, zu verunsichern, und 
Sie bezweifeln die Kompetenz der Europäischen 
Union und der Europäischen Zentralbank. 

Fakt ist: Die Europäische Kommission hat im Juni 
2023 einen Legislativvorschlag zur Einführung einge-
reicht, der aktuell beraten wird. Die EZB hat dabei 
mehrfach klargestellt, dass mit dem E-Euro das Bar-
geld nicht abgeschafft werden soll. 

(Sven Werner Tritschler [AfD]: Nein, niemand 
will das!) 

Sie können persönlich glauben, was Sie wollen. Aber 
hören Sie doch auf, mit solchen Anträgen die Men-
schen in unserem Land zu verunsichern. Das ist un-
anständig. 

Wir lehnen diesen Antrag ab. – Vielen Dank. 
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(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – 
Sven Werner Tritschler [AfD]: Niemand hat die 
Absicht, das Bargeld abzuschaffen! – Chris-
tian Berger [CDU]: Dann ist es ja gut!) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD spricht nun die Kollegin 
Carolin Kirsch. 

Carolin Kirsch (SPD): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen! Die AfD hat offensichtlich zum Warmlau-
fen für die anstehende Europawahl hier einen Antrag 
vorgelegt, der sich mit der Opfer-Täter-Beziehung 
von Bargeld und E-Euro beschäftigt. Angesichts der 
Tatsache, dass sich die AfD europapolitisch vor al-
lem damit hervortut, die Europäische Union abschaf-
fen zu wollen, und eigentlich auch die Deutsche Mark 
wieder einführen möchte, kann ich diesen Antrag 
nicht ernsthaft diskutieren. 

(Beifall von der SPD, Simon Rock [GRÜNE] 
und Jule Wenzel [GRÜNE]) 

Da Sie aber in diesem Fall auch nicht davor zurück-
scheuen, meinen SPD-Kollegen im Europaparla-
ment Joachim Schuster zu zitieren, möchte ich das 
Zitat mit Erlaubnis der Präsidentin zumindest vervoll-
ständigen. Joachim Schuster hat sich im Juni 2023 
wie folgt geäußert – ich zitiere –: 

„Da wir uns momentan noch in der Prüfphase be-
finden, ist der Vorschlag der Kommission aber 
eine Chance, wichtige Ausgestaltungsfragen zu 
erörtern und zu definieren. 

Inwieweit der digitale Euro dazu beitragen kann, 
die europäische Wirtschaft zu stärken und die Di-
gitalisierung des europäischen Zahlungsverkehrs 
zu fördern, hängt sehr stark von seiner Ausgestal-
tung ab. Einig sind sich alle, dass der digitale Euro 
Bargeld ergänzen und nicht ersetzen soll.“ 

Dem möchte ich auch nichts hinzufügen. 

Wir lehnen den Antrag ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und Christian Berger 
[CDU]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun der 
Kollege Herr Rock das Wort. 

Simon Rock (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die AfD tut wieder einmal 
das, was sie am besten kann: unbegründet Ängste 
schüren. 

Sie versuchen, die Einführung des digitalen Euro mit 
dem chinesischen Überwachungsstaat und Eingrif-

fen in die Privatsphäre der Menschen in Verbindung 
zu bringen. Wie üblich, hat das nur wenig mit der Re-
alität zu tun. Es ist nun einmal so, dass viele Men-
schen in unserer Gesellschaft ein Interesse daran 
haben, bequem und sicher digital zu bezahlen. 

(Zuruf von Sven Werner Tritschler [AfD]) 

Ob das nun mit herkömmlichen Kreditkarten, mit 
Smartphones oder eben mit dem digitalen Euro ge-
schieht, bleibt eine individuelle Entscheidung, die je-
der für sich selbst treffen muss. 

Natürlich stehen wir als Grüne zum Erhalt des Bar-
gelds. Es ist für viele Bürgerinnen und Bürger das be-
vorzugte Zahlungsmittel und ein Garant dafür, dass 
der Zahlungsverkehr selbst in Situationen von Strom-
ausfällen, Cyberangriffen oder ähnlichen Herausfor-
derungen aufrechterhalten werden kann. 

Aber für uns ist eben die Wahlfreiheit entscheidend. 
Wir wollen niemandem vorschreiben, ob er oder sie 
den Supermarkteinkauf in bar, mit Karte oder zukünf-
tig mit dem digitalen Euro bezahlen will. Deshalb leh-
nen wir den Antrag auch ab. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Fraktion 
der FDP hat nun der Abgeordnetenkollege Herr Wit-
zel das Wort.  

Ralf Witzel*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Grund-
steuer!) 

In Zeiten gigantischer Datensammelwut und von Vor-
ratsdatenspeicherung entstehen bei bargeldloser 
Zahlung schnell ganze Persönlichkeitsprofile, die be-
reits heute für jede Privatperson Aufenthaltsorte, 
Hobbys und Lebensgewohnheiten dokumentieren, 
die eigentlich reine Privatsache sind. 

Dankenswerterweise hat Bundesfinanzminister 
Christian Lindner erst unlängst noch einmal eindeutig 
klargestellt, dass ein Bargeldverbot nicht die Haltung 
der Bundesregierung ist und sein wird. 

In anderen Ländern der EU ist diese Zusicherung lei-
der nicht ganz so klar zu vernehmen. 

Für uns gilt: Mündige Verbraucher sollen jedenfalls 
nach Auffassung der FDP-Landtagsfraktion ihre 
Zahlweise unbedingt selbst bestimmen können, da 
es auch erhebliche Nachteile einer flächendecken-
den bargeldlosen Zahlung gibt. 

Bei der unbaren Bezahlung eines wertvollen Kunst-
objektes kann dessen Aufenthaltsort beispielsweise 
viel leichter auch für kriminelle Interessen nachvoll-
zogen werden als bei einem Barkauf. 
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Aus offiziellen Stellungnahmen ist bekannt: Die Eu-
ropäische Zentralbank prüft als Reaktion auf den 
Nutzungsanstieg von Kryptowährungen wie Bitcoin 
schon seit einiger Zeit die Einführung eines eigenen 
digitalen Euros. 

Im Oktober will der EZB-Rat final entscheiden, ob 
eine offizielle Vorbereitungsphase zur Entwicklung 
und Erprobung des digitalen Euros eingeleitet wer-
den soll. 

In jedem Fall besteht allerdings die Zusage, dass 
Bargeld nicht ersetzt, sondern nur ergänzt wird. Es 
ist aus Sicht der FDP ganz wichtig, daran festzuhal-
ten und aufzupassen, dass dies auch zukünftig so 
bleibt. 

Mit der Einführung eines digitalen Euros wird nach 
jetzigen Planungen im Übrigen frühestens im Jahr 
2026 gerechnet. Aber auch danach wird es und muss 
es weiterhin Bargeld geben. 

Wichtig ist uns, dass die Zusage des Bargelderhalts 
dauerhaft und uneingeschränkt bestehen bleibt. Die 
Entscheidung über das individuell präferierte Zah-
lungsmittel sollen freie Menschen in einem freien 
Land selber tätigen und nicht der Staat für alle gleich. 
Bargeld ist deshalb auch gelebter Datenschutz. 

Es hat daher seinen Grund, warum auch in Zeiten 
des Internethandels noch der Großteil aller Zah-
lungsvorgänge mit Bargeld stattfindet. Die FDP-
Landtagsfraktion ist ausdrücklich kein Gegner von 
bargeldloser Zahlung, aber schon von immer mehr 
Regelungswut und von Einschränkungen persönli-
cher Entscheidungsfreiheit. 

Deshalb sage ich: Wer einen seriösen Partner für 
den auch dauerhaften Erhalt von Bargeld in diesem 
Land sucht, ist bei der FDP richtig. 

Die FDP-Landtagsfraktion ist glaubwürdig. Sie hat 
sich in diesem Hohen Hause als Erste mit dem Erhalt 
der Barzahlungsmöglichkeit und den Gefahren einer 
zunehmenden Einschränkung der Bargeldverwen-
dung auseinandergesetzt. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Ganz wich-
tig!) 

Bereits vor genau acht Jahren ist am 25. August 
2015 – nachlesbar in der Landtagsdrucksache 
16/9597 – der Antrag der FDP-Fraktion mit dem Titel 
„Mündige Bürger nicht immer mehr bevormunden 
und unter Generalverdacht stellen – Keine rigide 
Höchstgrenze für Zahlungen mit Bargeld einführen“ 
erschienen, der zu einer erkenntnisreichen Sachver-
ständigenanhörung geführt hat. 

Anlass sind damals die wiederholten öffentlichen 
Vorstöße des früheren Finanzministers Dr. Norbert 
Walter-Borjans gewesen, der sich für Bargeldober-
grenzen ausgesprochen hat. Ab einem Betrag von 
2.000 Euro hat er diese für vertretbar gehalten. 

Dagegen hat sich die FDP-Landtagsfraktion stets ge-
wehrt und für den unbefristeten und dauerhaften Er-
halt des Bargelds als gesetzliches, staatlich verbrief-
tes Zahlungsmittel plädiert. Eine Bargeldobergrenze 
ab einem bestimmten Betrag ist nämlich nichts ande-
res als ein Bargeldverbot, das ab diesem Schwellen-
wert greift. 

Für die Nutzung von Bargeld gibt es viele gute 
Gründe, ebenso wie für die freiwillige Entscheidung 
zugunsten digitaler Zahlungssysteme. Jeder Mensch 
ist unterschiedlich und hat deshalb auch seine eige-
nen Präferenzen. Das ist auch gut so. 

Wer unbar zahlen möchte, kann dies heute an den 
allermeisten Stellen machen. Vorteile können eine 
schnellere Transaktion, die Vermeidung von Kontak-
ten, die Dokumentation einer geleisteten Zahlung 
durch neutrale Dritte oder ein geringerer Aufwand für 
die Aufbewahrung von Bargeld und damit auch ein 
kleineres Verlustrisiko sein. 

Andere Menschen haben andere Präferenzen. Auch 
diese können mit Bargeld umgesetzt werden. 

Entscheidend ist – dafür wird sich die FDP-
Landtagsfraktion immer weiter einsetzen –, dass bei-
des möglich bleibt, zukünftig und dauerhaft. – Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, für die Landesregierung hat nun Minis-
ter Dr. Optendrenk das Wort. 

Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finanzen: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Digitalisierung und neue Techno-
logien revolutionieren unser Zusammenleben in allen 
Bereichen grundlegend. Der Digitalisierungsprozess – 
das war auch Thema des vorhergehenden Tages-
ordnungspunktes – schreitet heute jedoch immer 
schneller voran, auch im Bereich der finanziellen 
Transaktionen, im Banken- und im Währungssys-
tem. Manchmal führt das auch zu ganz erheblichen 
Turbulenzen, wenn es zu schnell wird. 

Trotzdem gibt es genau eine Konstante, die sich im 
Kern nie geändert hat und nach meiner Überzeugung 
auch nicht ändern wird: das Bezahlen mit Bargeld. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

– Herzlichen Dank. – Trotz aller technischen Fort-
schritte bleibt Bargeld als gesetzliches Zahlungsmit-
tel bestehen, sei es als Garantie bei technischen 
Problemen oder als Mittel zur Kontrolle der eigenen 
Ausgaben. 

(Zuruf von Simon Rock [GRÜNE]) 

Bargeld war, ist und wird verbriefte Freiheit bleiben. 
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Die Augen vor technischen Fortschritten zu ver-
schließen, wäre aber falsch. Dass in den 1960er-
Jahren das Bezahlen mit einer Plastikkarte noch völ-
lig unvorstellbar war und kontaktloses Bezahlen an 
der Supermarktkasse heute durchaus Normalität ist, 
unterstreicht diese Beobachtung deutlich. 

Die Vorteile dieses technischen Fortschritts sind für 
Käufer und Verkäufer offensichtlich: Einfachheit, 
Fehlerminimierung, Sicherheit und Zeitersparnis, 
auch beim Kassensturz und bei Betriebsprüfungen. 

Dennoch müssen Vor- und Nachteile, Chancen und 
Gefahren, Wege und Möglichkeiten bei allen techni-
schen Fortschritten immer wieder sorgfältig abgewo-
gen werden. Beim digitalen Euro ist das nicht anders. 
Auch hier müssen Vor- und Nachteile sowie beson-
ders die Sicherheitsaspekte gründlich geprüft wer-
den. 

Wer aber gegen den digitalen Euro etwaige Investiti-
onskosten von Städten und Gemeinden ins Feld 
führt, der vergisst, wie tiefgreifend der Fachkräfte-
mangel genau dort ist und dass der digitale Euro dort 
auch ein gewisses Entlastungspotenzial beim Bu-
chen, Verbuchen und Bezahlen bringen kann. 

Ob und wann der digitale Euro eingeführt wird, ob-
liegt der Europäischen Zentralbank und im Zweifel 
dann auch noch dem Europäischen Parlament. Die 
Europäische Kommission hat zwei Verordnungsvor-
schläge unterbreitet, die auch im zuständigen Bun-
desratsausschuss mitberaten werden.  

Völlig klar ist: Der digitale Euro soll und kann Bargeld 
nicht ersetzen. Bei allen Vorteilen, die digitale Zah-
lungsmöglichkeiten bieten, liegen auch die Vorteile 
des Bargelds mit Flexibilität, Freiheit und Unabhän-
gigkeit auf der Hand.  

Genau wie es in den Kommissionsvorschlägen keine 
Verpflichtung für alle Zahlungsdienstleister geben 
wird, den digitalen Euro bereitzustellen, wird auch 
das Bargeld nach meiner Überzeugung kein Opfer 
des E-Euros werden. Jede Sorge um die Zahlung mit 
Bargeld im Alltag ist deshalb aus meiner Wahrneh-
mung, aus Wahrnehmung der Regierung, unbegrün-
det. Bargeld ist und bleibt verbriefte Freiheit. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, herz-
lichen Dank. – Wir sind am Schluss der Aussprache.  

Die antragstellende Fraktion der AfD hat direkt Ab-
stimmung beantragt. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Inhalt des Antrags Drucksache 
18/5420. Wer stimmt diesem Antrag zu? – Das ist die 
Fraktion der AfD. Wer lehnt diesen Antrag ab? – Das 
sind die Fraktionen von SPD, Grünen, CDU und 
FDP. Wer enthält sich? – Niemand. Somit ist dieser 
Antrag Drucksache 18/5420 abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

5 Ehrenamt braucht Wertschätzung – bürokrati-
sche Hürden abbauen, bürgerschaftliches En-
gagement stärken 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/5409 

Ich darf die Aussprache eröffnen. Die Kollegin Katha-
rina Gebauer hat seitens der CDU-Fraktion das Wort. 

Katharina Gebauer*) (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Ich freue mich, dass wir heute über ein Thema spre-
chen, das uns allen am Herzen liegt: das ehrenamt-
liche Engagement in Nordrhein-Westfalen.  

In einer Zeit, in der unsere Gesellschaft mit vielfälti-
gen Herausforderungen konfrontiert ist, zeigt das 
freiwillige Engagement unserer Bürgerinnen und 
Bürger in Nordrhein-Westfalen eine beeindruckende 
Solidarität und den starken Zusammenhalt, der unser 
Bundesland auszeichnet.  

Ehrenamtliche Arbeit ist das Herzstück unserer Ge-
sellschaft. Sie ist der Beweis für die uneigennützige 
Bereitschaft, sich für das Gemeinwohl einzusetzen: 
Menschen, die durch ihr freiwilliges Engagement in 
den unterschiedlichsten Bereichen das Leben vieler 
Mitbürgerinnen und Mitbürger positiv beeinflussen.  

In Nordrhein-Westfalen sind zahlreiche Organisatio-
nen, Vereine und Initiativen aktiv, die sich engagie-
ren. Rund die Hälfte der Menschen in Nordrhein-
Westfalen engagiert sich ehrenamtlich. Ob es um die 
Unterstützung von benachteiligten Kindern und Ju-
gendlichen geht, um die Förderung der kulturellen 
Vielfalt oder um Lebensrettung: Ihr Engagement 
macht einen entscheidenden Unterschied. Sie brin-
gen nicht nur ihre Zeit und Energie ein, sondern auch 
Ideen, Fachwissen und Empathie.  

Das ehrenamtliche Engagement trägt maßgeblich 
zur Stärkung unserer Gesellschaft bei. Es schafft 
nicht nur soziale Bindungen, sondern fördert auch 
die persönliche Entwicklung und das Zusammenge-
hörigkeitsgefühl. Menschen, die sich ehrenamtlich 
engagieren, sind Vorbilder für uns alle.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Sie zeigen, dass jeder Einzelne dazu beitragen kann, 
unsere Gesellschaft lebenswert zu machen.  

Daher ist es das Ziel der Regierungskoalition, den 
engagierten Menschen in unserem Land die ver-
diente Wertschätzung entgegenzubringen. Wir ha-
ben uns auf die Fahne geschrieben, die Rahmen-
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bedingungen für ehrenamtliches Engagement zu 
verbessern und bürokratische Hürden abzubauen.  

Wir, die Regierungsparteien, möchten uns im Bun-
desrat für die Verbesserung der steuerlichen Rah-
menbedingungen einsetzen. Dazu zählt die Erweite-
rung der steuerlichen Absetzbarkeit von Mitgliedsbei-
trägen sowie die steuerliche Anerkennung von un-
entgeltlich ehrenamtlich tätigen Personen. Darüber 
hinaus möchten wir uns auch im Ehrenamt für eine 
inflationsgerechte Erhöhung aller Freibeträge und 
Pauschalen im Bundesrat einsetzen.  

Gerade ehrenamtliche Verbände haben viele admi-
nistrative Aufgaben zu bewältigen. Hier möchten wir 
unterstützen, indem zentrale Ansprechpersonen in 
den Finanzämtern für ehrenamtlich Tätige benannt 
werden, insbesondere zur Beantwortung von Fragen 
für Vereine, die keine professionelle steuerliche Be-
ratung in Anspruch nehmen können.  

Neben steuerlichen Fragen kommen auch immer 
mehr rechtliche Herausforderungen auf die Vereine 
und Initiativen zu, sei es bezüglich der Aufsichts-
pflichten, der Besetzung von Ämtern oder zu Sat-
zungs- oder Vereinsfragen. Wir möchten eine kos-
tenlose rechtliche Erstberatung für gemeinnützige 
Vereine prüfen.  

Auch im Ehrenamt sind viele Weiterbildungs- und 
Qualifikationsmaßnahmen notwendig und hilfreich, 
sei es die Übungsleiterlizenz im Sport, die Grundaus-
bildung der Freiwilligen Feuerwehr oder die Juleica-
Ausbildung.  

Qualifizierungsmaßnahmen für ehrenamtlich Tätige 
sind aktuell nicht Teil des Arbeitnehmerweiterbil-
dungsgesetzes. Gemeinsam möchte die Zukunftsko-
alition prüfen, ob und inwieweit dieses Gesetz erwei-
tert werden kann, um Qualifizierungsmaßnahmen 
zur Wahrnehmung ehrenamtlicher Tätigkeiten attrak-
tiver zu gestalten. Das stellt sicher, dass diejenigen, 
die sich ehrenamtlich engagieren möchten, auch die 
notwendigen Fähigkeiten und Kompetenzen erwer-
ben, die sie für ihr Engagement benötigen.  

Indem wir die steuerlichen und rechtlichen Rahmen-
bedingungen verbessern, können wir das Ehrenamt 
unserer Bürgerinnen und Bürger stärken und ihnen 
die Anerkennung und Unterstützung zukommen las-
sen, die sie verdienen.  

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Zum Schluss möchte ich die Gelegenheit nutzen, al-
len Ehrenamtlerinnen und Ehrenamtlern in Nord-
rhein-Westfalen herzlich für ihre Arbeit zu danken; 
schließlich ist ihr Engagement das Fundament unse-
res gesellschaftlichen Miteinanders. Ich werbe an 
dieser Stelle für die Zustimmung zu unserem Antrag 
als Zeichen für das Ehrenamt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun der Kollege Simon 
Rock das Wort.  

Simon Rock (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ehrenamtli-
ches Engagement bildet das unverzichtbare Funda-
ment unserer Gesellschaft und durchdringt sämtliche 
Lebensbereiche, sei es im Sportverein, bei den Frei-
willigen Feuerwehren, im Schützenverein, bei der 
Mitarbeit bei den Tafeln und in Naturschutzverbän-
den bis hin zur queeren Jugendarbeit. An zahlrei-
chen Schlüsselstellen unserer Gesellschaft setzen 
sich ehrenamtliche Helferinnen und Helfer ein, um 
Menschen zu unterstützen und gemeinsam Freizeit-
aktivitäten zu gestalten.  

Die deutsche Vereinskultur ist zweifelsohne einzigar-
tig in der Welt, insbesondere in NRW fungieren Ver-
eine als Brückenbauer, die Menschen aus allen ge-
sellschaftlichen Schichten zusammenführen. Sie 
sind ein wertvoller Bestandteil unserer Gesellschaft 
und tragen maßgeblich zum Zusammenhalt in unse-
rem Bundesland bei.  

Die jüngsten Krisen haben uns verdeutlicht, wie fragil 
unser gesellschaftliches Gefüge sein kann. Während 
der Coronapandemie haben engagierte Menschen 
mit Entschlossenheit versucht, das soziale Miteinan-
der aufrechtzuerhalten. Dennoch waren zahlreiche 
Ehrenamtliche gezwungen, ihre Aktivitäten vorüber-
gehend ruhen zu lassen. Dies unterstreicht eindrück-
lich die Fragilität unseres ehrenamtlichen Engage-
mentsystems und gleichzeitig seine unverzichtbare 
Bedeutung. 

Deshalb ist es uns mit diesem Antrag ein wichtiges 
Anliegen, die Stärkung des Ehrenamtes anzustoßen 
und dabei gleichzeitig bürokratische Hürden abzu-
bauen, denn ehrenamtlich engagierte Menschen ver-
dienen unsere höchste Anerkennung und Unterstüt-
zung.  

Die steuerliche Absetzbarkeit von Mitgliedsbeiträgen 
stellt dabei einen sinnvollen Schritt dar, um die ge-
sellschaftliche Bedeutung des Ehrenamtes auch fi-
nanziell zu unterstreichen. Angesichts der Preisent-
wicklung in den vergangenen Jahren ist es ebenso 
wichtig, die Ehrenamtspauschalen und steuerlichen 
Freibeträge im Ehrenamtsbereich inflationsgerecht 
zu erhöhen.  

Allerdings beschränkt sich unsere Verantwortung 
nicht allein auf finanzielle Anreize. Es ist ebenso 
wichtig, den Ehrenamtlichen den Rücken bezüglich 
unnötiger bürokratischer Hürden freizuhalten. Des-
halb ist es ein entscheidender Schritt, wenn die Fi-
nanzämter eine zentrale Ansprechperson benennen, 
die für alle ehrenamtlich Tätigen in gemeinnützigen 
Vereinen jederzeit ein offenes Ohr haben.  
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Nicht alle Engagierten schließen sich bereits etablier-
ten Vereinen an. Jahr für Jahr entstehen in Nord-
rhein-Westfalen zahlreiche neue Vereine, die ihre ei-
genen Ideen in die Tat umsetzen können. Diese en-
gagierten Menschen sollten sich auf die Verwirkli-
chung ihrer Visionen konzentrieren können, anstatt 
sich im Labyrinth deutscher Bürokratie zu verirren. 
Die Möglichkeit einer kostenfreien Erstberatung für 
gemeinnützige Vereine kann hierbei eine bedeu-
tende Hilfe sein. Sie trägt dazu bei, die bestehenden 
Hürden für Vereinsgründung und -führung zu sen-
ken.  

Solche konkreten Maßnahmen sind eine notwendige 
Anerkennung für diejenigen, die sich täglich mit Herz-
blut für unser gemeinschaftliches Wohl einsetzen. In 
diesem Sinne bitte ich Sie alle um Zustimmung zu 
unserem Antrag. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Es folgt nun für die 
SPD-Fraktion der Kollege Sven Wolf.  

Sven Wolf*) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der vorliegende Antrag 
gibt uns noch einmal eine tolle Gelegenheit, über das 
Ehrenamt in unserer Gesellschaft zu sprechen. Das 
freut mich sehr, denn das Ehrenamt hat ganz viele 
Gesichter. Ganz viele davon sehe ich hier im Raum.  

Da gibt es zum Beispiel die Kollegin, die sich ehren-
amtlich im Vorstand ihres AWO-Kindergartens ein-
bringt, da gibt es den Kollegen, der ehrenamtlich den 
Deutschen Ringer-Bund führt. Da gibt es den Kolle-
gen, der ehrenamtlich Führungen in seiner Heimat-
stadt über den jüdischen Friedhof macht. Da gibt es 
die Kollegin, die sich im Vorstand ihrer Kirchenge-
meinde einbringt und für ein lebendiges Gemeinde-
leben sorgt. Diese Liste ließ sich mit Sicherheit sehr 
lang fortsetzen.  

Sie alle sollten vielleicht mal selber überlegen, was 
Sie so an ehrenamtlicher Tätigkeit leisten. Dann 
bleibt es nicht bei einem Ehrenamt, sondern andere 
Ehrenamtler werden Ihnen bestätigen: Ganz häufig 
macht man das nicht nur in einem Verein, man macht 
es in vielen. Ich finde, das ist ganz typisch für das 
Ehrenamt. Viele machen nicht in einem Verein, son-
dern meist in mehreren mit. 

Das Ehrenamt ist wertvoll. Meine Vorrednerin und 
mein Vorredner haben es gerade deutlich gemacht. 
Denn die Tätigkeiten sind unbezahlbar und dürfen 
daher für uns nie selbstverständlich werden. Das ha-
ben wir immer dann gemerkt, wenn Ehrenamt aus Al-
tersgründen oder während der Coronapandemie weg-
gebrochen ist. Denn alle im Ehrenamt bringen etwas 
absolut Unbezahlbares ein: ihre persönliche Zeit – 
Zeit, die einem niemand wieder zurückgibt, Zeit, die 

vielleicht bei der Familie fehlt, oder Zeit, die für Sport 
oder etwas anderes bei einem selber fehlt.  

Deswegen sage ich an dieser Stelle von mir persön-
lich, aber auch im Namen der SPD-Fraktion noch 
einmal ein großes Dankeschön an die vielen Men-
schen, die sich ehrenamtlich in unserem Land enga-
gieren.  

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN – Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, beim Dan-
keschön sollte es nicht bleiben. Zur Wertschätzung 
gehören auch Ehrungen, Aktionen zum Tag des Eh-
renamts, Ehrenamtspreise. Ich könnte jetzt ganz 
viele Beispiele aus unterschiedlichen Regierungszu-
sammensetzungen, aus unterschiedlichen Anträgen 
der demokratischen Fraktionen nennen. Ein Beispiel 
ist der Engagementpreis, der vor zehn Jahren unter 
Hannelore Kraft eingeführt wurde. Der ist immer 
noch da und hat dieses Jahr den Schwerpunkt 
„Nachhaltigkeit“. Das ist wirklich eine tolle Idee, um 
das Ehrenamt zu fördern.  

Deswegen – das war Ihr Wunsch, Frau Kollegin; Sie 
haben es sehr deutlich gesagt – stimmen wir Ihrem 
Antrag zu. Wir finden es nämlich wichtig, dass wir, 
wenn eine gute Idee da ist, diese Idee auch gemein-
sam als Parlament auf den Weg bringen.  

Insbesondere beim Ehrenamt in den Hilfsorganisati-
onen haben wir gerade im Zusammenhang mit dem 
Jahrhunderthochwasser gemerkt, wie unglaublich 
wichtig es gewesen ist. Wir haben uns in der letzten 
Sitzung des Untersuchungsausschusses intensiv 
auch mit der psychischen Belastung der Ehrenamtler 
beschäftigt. Ich glaube, das hat uns alle sehr berührt 
und gezeigt, wie wichtig dieses Ehrenamt ist und wie 
stark sich die Menschen in diesem Ehrenamt einbrin-
gen.  

Ich will aber noch einen Gedanken hinzufügen. Das 
Ehrenamt leistet noch etwas unglaublich Wichtiges: 
Es schützt und bewahrt unsere Demokratie. Denn 
wer sich für andere einsetzt, wer sich für unsere Ge-
sellschaft einsetzt, dem ist die Zukunft unseres Staa-
tes nicht egal. Wir müssen die Demokratie, wir müs-
sen den Rechtsstaat stärken – gegen die Feinde der 
Demokratie von außen, aber auch von innen.  

Dabei können wir uns auf das Ehrenamt verlassen. 
Wir wissen das Ehrenamt bei der Verteidigung unse-
rer Demokratie an unserer Seite. Vor 90 Jahren ha-
ben wir diese Demokratie einmal aus den Händen 
gegeben. Das wird uns nie wieder passieren. Das 
werden wir gemeinsam nie wieder zulassen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN – Vereinzelt Beifall von der FDP) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der FDP hat nun der Kollege Dirk Wedel 
das Wort. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! 7,5 Millionen Menschen in Nordrhein-
Westfalen engagieren sich ehrenamtlich. Das ist na-
hezu jeder Zweite in unserem Land. Ihr Engagement 
hat einen finanziellen Gegenwert von mindestens 19 
Milliarden Euro. Legt man den Wert einer durch-
schnittlichen Arbeitsstunde an, könnte es sogar mehr 
als das Dreifache sein. 

Der wahre Wert des ehrenamtlichen Engagements 
lässt sich gleichwohl nicht nur finanziell messen. 
Wenn Ehrenamtliche sich in ihrer Freizeit beispiels-
weise bei der Feuerwehr oder dem THW für die Si-
cherheit ihrer Mitbürgerinnen und Mitbürger engagie-
ren, Fußballtrainings geben, sich in ihren Kirchenge-
meinden einbringen, Jugendfreizeiten organisieren 
oder tatkräftig in der Schule ihrer Kinder mit anpa-
cken, dann geben sie mehr als nur ihre Zeit. Sie tra-
gen ganz konkret zu unserem gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt bei. Sie sind Vorbilder für andere, und 
sie leisten nicht zuletzt eine Arbeit, die vielfach vom 
Staat überhaupt nicht geleistet werden könnte. 

(Beifall von der FDP) 

Für all das möchten wir den 7,5 Millionen Ehrenamt-
lern in Nordrhein-Westfalen sehr herzlich danken. 
Die Wertschätzung für das Ehrenamt soll sich auch 
in politischen Entscheidungen wiederfinden. Deshalb 
war es eine richtige bundespolitische Initiative der 
letzten Landesregierung unter FDP-Beteiligung, den 
steuerlichen Ehrenamtsfreibetrag auf 840 Euro zu er-
höhen. 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Wenn sich die aktuelle Landesregierung daran ein 
Vorbild nehmen und sich aufgrund der Inflation für 
eine weitere Erhöhung stark machen möchte, hat sie 
dabei unsere Unterstützung. Weshalb der vorlie-
gende Antrag von CDU und Grünen aber gerade bei 
den steuerpolitischen Forderungen eher vage und 
unkonkret bleibt, erklärt sich uns nicht. 

Wenn wir schon über den finanziellen Aspekt der Eh-
renamtsförderung sprechen, dann sollten wir auch 
das Land in die Pflicht nehmen. Im Haushaltsentwurf 
für das Jahr 2024 macht sich diese Landesregierung 
nämlich einen schlanken Fuß und kürzt – wie bereits 
mit dem Haushalt 2023 – die Mittel für die Förderung 
bürgerschaftlichen Engagements.  

Ob und gegebenenfalls in welcher Höhe darüber hin-
aus noch vom letzten Landtag im Rahmen der Enga-
gementstrategie mit dem Haushalt 2022 zur Verfü-
gung gestellte Selbstbewirtschaftungsmittel gestri-
chen werden – Herr Minister, Sie sprachen vorgestern 
von 32.983.300 Euro im gesamten Einzelplan 02 –, 
können Sie gleich direkt klarstellen. Die Betroffenen 

im Ehrenamt können jedenfalls froh sein, dass die 
letzte Landesregierung auch bei diesem Thema so 
viel weitsichtiger war als die aktuelle. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

CDU und Grüne können sich darüber hinaus übri-
gens auch glücklich schätzen, weil eben dieser 
Haushaltstitel die Landesarbeitsgemeinschaft der 
Freiwilligenagenturen in Nordrhein-Westfalen, die 
lagfa NRW, mitfinanziert, die eine zentrale Rolle in 
ihrem Antrag spielt. Wir befürworten die vorgeschla-
gene gebührenfreie rechtliche Erstberatung für ge-
meinnützige Vereine durch die lagfa und die Schaf-
fung von Ansprechpartnern in den Finanzämtern. 

Gemeinnütziges Engagement muss sich auf die Sa-
che konzentrieren können und darf nicht an Rechts-
unsicherheit scheitern. Gleichwohl dürfen wir auch 
bei diesem Thema nicht bei der Symptombehand-
lung stehen bleiben. Dass der vorliegende Antrag, 
der im Titel verspricht, bürokratische Hürden abzu-
bauen, keine Vorschläge macht, wie Bürokratie tat-
sächlich abgebaut werden kann, ist ein Manko. 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Ausdrücklich nicht unsere Unterstützung findet der 
Prüfauftrag von CDU und Grünen nach dem Vorbild 
von Mecklenburg-Vorpommern und dem Saarland, 
das Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz um Qualifi-
zierungsmaßnahmen zur Wahrnehmung ehrenamtli-
cher Tätigkeiten zu erweitern. Auch wenn die Lan-
desregierung nach jedem Strohhalm greift, um Geld 
aufzutreiben: Über den Lohnfortzahlungsanspruch 
den Arbeitgebern die Kosten aufzudrücken, ist in Zei-
ten von Stagnation, Fach- und Arbeitskräftemangel 
genau das falsche Signal an die Unternehmen in 
Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Das muss das Land schon selbst finanzieren, wenn 
es denn gewollt ist. 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Antrag 
macht zum Teil gute Vorschläge, bleibt aber an ent-
scheidenden Stellen zu vage, hält nicht, was er ver-
spricht, und fällt mit anderen Forderungen völlig aus 
der Zeit. Uns ist er zu ambitionslos, gerade bei einem 
so wichtigen Thema. Die FDP-Fraktion lehnt den An-
trag deshalb ab. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD hat nun Herr Keith das Wort. 
Bitte sehr. 

Andreas Keith (AfD): Kennen Sie ein deutsches Un-
ternehmen, das jeden Tag 43 neue Stellen schafft, 
auch samstags und sonntags, und das seit 20 
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Jahren? Nein? Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Um welches Topunter-
nehmen es sich handelt, haben erst vor zwei Tagen 
die Ruhr Nachrichten verraten: Es ist der öffentliche 
Dienst. Ja, für Vater Staat arbeiten inzwischen 5 Mil-
lionen Menschen. Das sind 316.200 mehr als vor 20 
Jahren, also im Durchschnitt 43 neue Stellen jeden 
Tag.  

Was mich und viele Menschen allerdings daran ver-
wundert, sind zwei Dinge. Zum einen gibt es in 
Deutschland trotz dieses Stellenaufwuchses nicht 
genug Polizisten, Lehrer, Erzieher, Richter und Straf-
vollzugsbeamte. Zum anderen verwundert es, dass 
immer mehr Aufgaben des Staates durch Ehrenamt-
ler übernommen werden müssen.  

Während der Staat Unmengen an Personal für 
Gleichstellung, Verkehrswende, Klimarettung, Fair 
Trade, Diversity Management und ganz aktuell in 
Nordrhein-Westfalen für Meldestellen für Queer-
feindlichkeit einstellt, kümmern sich um den Erhalt 
des kommunalen Freibads, der Altentagesstätte o-
der des Jugendklubs längst Freiwillige in Förderver-
einen. Ehrenamtler trainieren Kinder und Jugendli-
che im Amateursport. Auch in der Jugendarbeit, der 
Pflege, der Feuerwehr, in Tier-, Umwelt- und Natur-
schutz, in der Wohlfahrtspflege, selbst in der Schul-
arbeit halten Ehrenamtler den Laden am Laufen.  

Ohne das großartige Engagement von rund 30 Milli-
onen Ehrenamtlern geht nichts, aber auch rein gar 
nichts mehr in diesem Land. Ob im Sport, in der Frei-
zeit, in der Gesundheit oder in der Pflege: Ohne Eh-
renamtler würde diese Gesellschaft von jetzt auf 
gleich einstürzen. Der Lohn für dieses Engagement 
ist Ihre über Jahrzehnte verkorkste Ehrenamtspolitik.  

Was tut also der Staat, der seine eigene Verwaltung 
angesichts der vielen fleißigen Freiwilligen immer wei-
ter aufbläht? Na, er freut sich. Schließlich spart er – 
wir haben es gerade gehört – Milliardensummen. 
Denn den ehrenamtlichen Helfern geht es vor allem 
um Anerkennung, Würdigung und Wertschätzung ih-
res Einsatzes. Eine angemessene Entlastung durch 
den Staat für die enorm gewachsene zusätzliche Ar-
beit gibt es bis heute nicht. 

Daran wird auch dieser Schaufensterantrag von 
Schwarz-Grün leider nichts ändern. Sie fordern unter 
anderem, dass sich die Landesregierung im Bundes-
rat dafür einsetzt, dass Freibeträge und Pauschalen 
im Ehrenamtsbereich an die Inflation angepasst wer-
den. Ernsthaft jetzt? Warum nennen Sie Ihren Antrag 
nicht gleich „Lösungen, die keine sind, für Probleme, 
die wir selbst verursacht haben“?  

Und meinen Sie eigentlich dieselbe Landesregie-
rung, die bei den Übungspauschalen für Jugendtrai-
ner jetzt den Rotstift ansetzt? Ihre sogenannte Zu-
kunftskoalition will laut Haushaltsentwurf gleich zahl-
reiche Förderpositionen für den organisierten Sport 
pauschal kürzen. Damit stoßen Sie vielen Ehren-

amtlern vor den Kopf – den Menschen, die den Brei-
tensport erst ermöglichen. 

Aber um die ganze Dimension Ihrer Heuchelei zu er-
fassen müssen wir den Blick erweitern. Schauen wir 
also mal auf die Tafeln. 1993 von Sabine Werth als 
Verein gegründet, gibt es in Deutschland inzwischen 
knapp 1.000 Tafeln mit 2.000 Ausgabestellen. Über 
60.000 meist ehrenamtliche Kräfte helfen dort rund 2 
Millionen Bedürftigen, irgendwie satt zu werden.  

Was vor 30 Jahren als Hilfe für Obdachlose und 
Menschen in sozialer Not begann, ist längst ein un-
verzichtbarer Bestandteil im Leben vieler Alleinerzie-
hender, kinderreicher Familien und älterer Men-
schen. Weil Sie dies regelmäßig und absichtlich bei 
Anträgen und Redebeiträgen der AfD tun, möchte ich 
hier ausdrücklich betonen: Das Engagement der Ta-
fel, noch verwertbare Lebensmittel vor der Mülltonne 
zu retten, ist natürlich gut und richtig.  

Falsch ist es, dass mittlerweile Arbeitsagenturen und 
Sozialämter – also der Staat – einfach auf die Tafeln 
verweisen. Laut eigenen Angaben der Tafel werden 
54 % aller Geflüchteten von den Behörden direkt zur 
Tafel geschickt. Ich zitiere den Vorsitzenden der 
Jenaer Tafel Wilfried Schramm: Bei uns sind es oder 
so 300, die schon auf der Warteliste stehen und die 
gesagt bekommen, Essen gibt es an der Tafel. Und 
das ist in ganz Deutschland so, dass jedes Zentrum 
der Stadt sagt: Geht zur Tafel; die versorgen euch 
schon. – Zitat Ende. 

Allein 2022 mussten sich dank Ihrer Armutspolitik 50 % 
mehr Menschen an der Tafel anstellen als im Jahr 
davor. Für das Land mit den höchsten Steuern und 
Abgaben ist so etwas eine einzige, eine riesengroße 
Schande. 

(Beifall von der AfD und Dr. Christian Blex 
[fraktionslos]) 

Die Unterstützungen des Staates an das Ehrenamt 
sind nichts als Alibis für seine Mitschuld an der wach-
senden Armut in unserem Land – Ihrer Mitschuld! 
Dasselbe gilt für diesen Antrag von CDU und Grü-
nen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD und Dr. Christian Blex 
[fraktionslos]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Landesre-
gierung spricht nun Minister Markus Optendrenk. 

(Zuruf von Katharina Gebauer [CDU] – Andreas 
Keith [AfD]: Nicht einen Cent geben Sie! – Zuruf 
von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finanzen: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ohne Ehrenamt wäre weder Staat noch Kommune 
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zu machen. Ehrenamt ist der soziale Kitt und das 
Rückgrat einer solidarischen Bürgergesellschaft. 

(Andreas Keith [AfD]: Geben Sie den Men-
schen das Geld dafür!) 

Diese solidarische Gesellschaft ist in Zeiten umso 
wichtiger, wenn andere an Redepulten spalten wol-
len. 

(Beifall von CDU, SPD, GRÜNEN und FDP – 
Zurufe von der AfD) 

Die Probleme unserer Gesellschaft sind groß. Sie 
sind aber nicht alle durch den Staat verursacht, und 
viele haben komplexe Ursachen. Wir haben in den 
Haushaltsberatungen auch darüber gesprochen. 
Diejenigen, die es sich einfach machen, finden kurze 
Hauptsätze. Die meisten davon klingen gut, sind 
aber falsch. 

(Beifall von CDU, SPD, GRÜNEN und FDP) 

Die meisten von denen, die die kurzen Hauptsätze 
verwenden, engagieren sich nicht ehrenamtlich. Die 
Ehrenamtler sind hingegen diejenigen, die die Le-
benswirklichkeit der Menschen verbessern. Sie 
schaffen Lebensqualität für andere. Es ist im Alltag 
gelebte Humanität.  

Das zeigt sich beispielsweise auch bei der Aufnahme 
der Ukraineflüchtlinge im letzten Jahr. Wie viele Men-
schen sich nicht organisiert, sondern spontan ehren-
amtlich engagiert haben, haben wir uns alle, glaube 
ich, gar nicht vorstellen können – zusätzlich zu de-
nen, die sich in Hilfsorganisationen, Vereinen und an 
anderer Stelle einsetzen. Ohne sie alle wäre die Auf-
gabe nicht zu bewältigen gewesen. 

Auch im Sport, im Kulturleben und im Brauchtum ist 
das Ehrenamt nicht zu ersetzen. Da ist der Trainer 
des örtlichen Fußballvereins, der die Jugendmann-
schaft für das nächste Spiel fit macht, die Sozialpä-
dagogin, die in ihrer Freizeit ein Theaterstück mit Ju-
gendlichen auf die Beine stellt, oder der Student, der 
nach der Uni im Altenheim vorliest. Sie alle machen 
unseren Alltag menschlicher, sie alle empfinden Sinn 
und Erfüllung. Deshalb begrüßen wir als Landesre-
gierung den Antrag der Koalitionsfraktionen. 

Unsere Finanzämter bieten eine kompetente Bera-
tung, damit sich Vereine und Ehrenamtliche im Steu-
errecht zurechtfinden. So bleibt ihnen mehr Zeit für 
das Wesentliche: die Ausübung ihres Ehrenamts. 
Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Ge-
meinnützigkeitsstellen unterstützen die Ehrenamtli-
chen von Beginn an. Zum Beispiel prüfen sie bei Ver-
einsgründungen die Satzungen. Diese Beratung 
werden wir intensivieren. Zukünftig soll ein zentraler 
Ansprechpartner für ehrenamtlich Tätige in jedem Fi-
nanzamt benannt sein.  

Durch die Inflation haben wir in den letzten Jahren 
erlebt, dass alle weniger in ihrem Portemonnaie ha-
ben. Dies belastet auch die Ehrenamtlichen stark. 

Wer sich um unsere Gesellschaft verdient macht, soll 
dafür nicht noch draufzahlen müssen. 

Steuerrecht ist überwiegend Bundesrecht. Deshalb 
werden wir über den Bundesrat für einen Sonderaus-
gabenabzug für Ehrenamtler eintreten. So könnte 
zum Beispiel der Fußballtrainer für seine unentgeltli-
che Tätigkeit, deren zeitlicher Umfang bestimmte 
Grenzen überschreitet, einen pauschalen Sonder-
ausgabenabzug steuerlich geltend machen.  

Auf Bundesebene werden wir uns für eine entspre-
chende gesetzliche Änderung einsetzen, damit bis-
her vollständig vom Sonderausgabenabzug ausge-
schlossene Mitgliedsbeiträge – zum Beispiel an 
Sport- und Brauchtumsvereine – zumindest teilweise 
steuerlich berücksichtigt werden können. Wir unter-
stützen die Forderung der Koalitionsfraktionen, die 
Freibeträge und Pauschalen wie den Übungsleiter-
freibetrag sowie die Ehrenamtspauschale entspre-
chend anzupassen. Auch dafür werden wir uns auf 
Bundesebene stark machen.  

Wir werden das umsetzen, was wir können, um die 
steuerlichen Maßnahmen, die hier vorgesehen sind, 
mit Leben zu füllen. Dafür gilt es zu werben; auch das 
ist auf Bundesebene nicht selbstverständlich. Trotz-
dem bin ich zuversichtlich, dass wir hier zu einer Lö-
sung gelangen. 

Die Ehrenamtlichen sind nicht nur das soziale Gewis-
sen und der Motor unseres gesellschaftlichen Mitei-
nanders, sondern sie sind auch Kernstützen unserer 
Demokratie, die es zu verteidigen gilt. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Wir sind am Schluss der Aussprache. Die 
antragstellenden Fraktionen von CDU und Grünen 
haben direkte Abstimmung beantragt. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt 
des Antrags Drucksache 18/5409. Wer stimmt die-
sem Antrag zu? – Das sind die Fraktionen von CDU, 
Grünen und SPD. Wer lehnt den Antrag ab? – Das 
sind die Fraktionen von FDP und AfD sowie der Kol-
lege Blex. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Somit ist dieser Antrag Drucksache 18/5409 
angenommen. 

Ich rufe auf: 

6 Für ein faires Praktisches Jahr im Medizinstu-
dium: Ausbildungsbedingungen verbessern 
und Vergütung anheben! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/5428 
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Die Kollegin Susanne Schneider steht bereits am 
Rednerpult. Bitte schön. 

Susanne Schneider*) (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Viele Medizinstudenten 
sind sauer; die Bedingungen im Praktischen Jahr 
werden als äußerst belastend empfunden. Eigentlich 
soll das PJ als letzter Teil des Medizinstudiums dafür 
sorgen, dass die erworbenen fachlichen Kenntnisse 
auf einzelne Krankheitsfälle angewandt und die Stu-
denten so auf den Berufsalltag vorbereitet werden. 
Die Praxis sieht jedoch so aus, dass die Anleitung 
und die Betreuung im Klinikalltag häufig zu kurz kom-
men. 

Krankheitstage werden quasi als Urlaubstage gewer-
tet, und die gezahlten Aufwandsentschädigungen 
sind äußerst gering. Bei dem Aktionstag „Faires PJ“ 
sind im Juli daher bundesweit viele Medizinstudie-
rende auf die Straße gegangen und haben ihrem Är-
ger Luft gemacht. 

Bei dieser Demonstration ist es nicht geblieben, denn 
die bvmd, die Bundesvertretung der Medizinstudie-
renden, hat begleitend dazu eine Onlinepetition ge-
startet. Diese Petition ist mittlerweile mehr als 
100.000-mal unterzeichnet worden. 

Diese Proteste sind berechtigt. Dies lässt sich auch 
daran ablesen, wie viele weitere Interessensver-
bände das Anliegen unterstützen. So gehören unter 
anderem der Hartmannbund, der Marburger Bund, 
der Spitzenverband Fachärzte Deutschlands und die 
Bundesärztekammern zu den Erstunterzeichnern 
dieser Petition. 

Bei der Landesregierung scheint das Problembe-
wusstsein hingegen wenig ausgeprägt zu sein. Die-
sen Eindruck konnte ich jedenfalls bei der Antwort 
auf die Kleine Anfrage gewinnen, die ich gemeinsam 
mit meiner Kollegin Angela Freimuth gestellt habe. 
Darin wurde seitens des Gesundheitsministeriums 
ausgeführt, dass keinerlei Informationen vorlägen, 
die auf strukturelle Probleme in Bezug auf die Aus-
gestaltung des Praktischen Jahres in Nordrhein-
Westfalen hinweisen würden. 

Wenn man sich allein die in Nordrhein-Westfalen ge-
zahlten Aufwandsentschädigungen einmal genauer 
anschaut, werden strukturelle Probleme durchaus of-
fensichtlich. Die Aufwandsentschädigungen für das 
Praktische Jahr sind an die Bedarfssätze des BAföG 
als Höchstbetrag gekoppelt. Viele Kliniken bleiben 
mit ihrer Vergütung allerdings deutlich unter diesem 
Betrag. In die Aufwandsentschädigung werden häu-
fig auch Sachleistungen wie eine kostenlose Verpfle-
gung und Unterkunft eingerechnet. 

Kliniken aus NRW sind in den Rankings der PJ-
Vergütung nicht in der Spitzengruppe vertreten. Bei 
den Universitätskliniken in Nordrhein-Westfalen liegt 
die monatliche Aufwandsentschädigung zwischen 

229 Euro und etwas über 600 Euro im Monat. Diese 
Beträge liegen deutlich unter der Höchstgrenze des 
BAföG-Satzes von 934 Euro. Das führt dazu, dass 
viele Medizinstudierende noch einen Nebenjob aus-
üben müssen, denn nicht jeder kann oder möchte auf 
familiäre Unterstützung zurückgreifen. 

Ein Nebenjob lässt sich mit der fordernden Vollzeit-
tätigkeit im PJ aber kaum vereinbaren, und die Be-
lastung geht auf Kosten der Patientinnen und Patien-
ten sowie der eigenen Ausbildung und Psyche der 
Studierenden bis hin zum Burn-out. Vor diesem Hin-
tergrund kann sich die Landesregierung nicht einfach 
darauf zurückziehen, dass regionale Gegebenheiten 
bei der Aufwandsentschädigung berücksichtigt wür-
den. 

Das Land kann und muss jetzt handeln. Dafür ist 
auch der richtige Zeitpunkt. Im Frühjahr 2023 wurde 
vom Bundesministerium für Gesundheit ein neuer 
Zwischenstand zum Referentenentwurf zur Neure-
gelung der ärztlichen Approbation vorgelegt. Da die 
Approbationsordnung im Bundesrat zustimmungs-
pflichtig ist, haben die Länder auch einen erheblichen 
Einfluss auf die künftige Gestaltung. 

Nordrhein-Westfalen ist gefordert, sich entsprechend 
einzubringen. Das Land muss sich für eine Mindest-
vergütung in Höhe des BAföG-Höchstsatzes und für 
eine gesonderte Regelung für Krankheitstage einset-
zen. Zudem sollte das Land bereits im Vorfeld der 
neuen Approbationsordnung im Austausch mit medi-
zinischen Fakultäten und den Universitätskliniken in 
Nordrhein-Westfalen auf eine Verbesserung der 
Ausbildungsbedingungen und eine Erhöhung der 
Aufwandsentschädigungen hinwirken. Dafür darf 
man sich nicht bequem zurücklehnen und den Status 
quo feiern, sondern man muss einen politischen Wil-
len zur Veränderung entwickeln. 

Wir Freien Demokraten wollen mehr junge Men-
schen für die ärztliche Tätigkeit gewinnen. In der letz-
ten Wahlperiode haben wir deshalb unsere Regie-
rungsbeteiligung genutzt, um dafür etliche Maßnah-
men auf den Weg zu bringen und die Zahl der Stu-
dienplätze für Medizin in Nordrhein-Westfalen auszu-
bauen. Letztlich werden diese Bemühungen aber 
durchkreuzt, wenn wir es nicht schaffen, die Bedin-
gungen im Praktischen Jahr jetzt entscheidend zu 
verbessern. 

(Beifall von der FDP, Thorsten Klute [SPD] 
und Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]) 

Unsere angehenden Ärzte und Ärztinnen verdienen 
beste Arbeits- und Ausbildungsbedingungen. – Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP, Thorsten Klute [SPD] 
und Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt für die Fraktion der CDU der Kollege Da-
niel Hagemeier. 

Daniel Hagemeier (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die ärztliche 
Versorgung der Menschen in unserem Land ist ein 
besonders sensibler Bereich der Daseinsfürsorge. 
Das liegt in der Natur der Sache; denn ärztlicher Rat 
und medizinische Versorgung sind in der Regel dann 
erforderlich, wenn sich Menschen in einer gesund-
heitlichen Situation befinden, deren Verbesserung o-
der Heilung der Expertise eines Arztes bedarf. Die 
Behandlung diverser Erkrankungen, die Versorgung 
von Verletzungen, die Linderung chronischer Be-
schwerden oder Unterstützung bei Beeinträchtigun-
gen oder in bestimmten Lebensphasen – all das leis-
ten unsere Ärztinnen und Ärzte. Medizinische Hilfe 
soll dabei mit vertretbarem Aufwand erreichbar sein, 
und zwar unabhängig vom Wohnort in Stadt und im 
ländlichen Raum 

Die meisten Menschen meiner Generation sind ein 
ärztliches Versorgungsniveau gewohnt, das in der 
Regel den von mir skizzierten Parametern entspricht. 
Gleichzeitig wissen wir, das durch die demografi-
schen Strukturen unserer Gesellschaft viele Ärztin-
nen und Ärzte bald in den Ruhestand eintreten wer-
den. Dadurch entsteht eine Lücke, die durch die 
nächste Generation junger Medizinerinnen und Me-
diziner allein nicht kompensiert werden kann – und 
dies im Kontext einer strukturell älter werdenden Ge-
sellschaft mit antizipierbar wachsendem medizini-
schem Versorgungsbedarf. 

Die Maßnahmen der Landesregierung, um der be-
schriebenen Situation zu begegnen, sind Ihnen hin-
länglich bekannt. Nordrhein-Westfalen hat die uni-
versitären Kapazitäten im Bereich der Humanmedi-
zin deutlich ausgeweitet. Das Haushaltsaktionspro-
gramm hat die Sicherung der medizinischen Versor-
gung vor Ort wohnortnah und für das gesamte Land 
im Blick. Es erleichtert unter anderem die Über-
nahme bestehender Praxen, reduziert Startkosten 
für junge Medizinerinnen und Mediziner und fördert 
gezielt die Effizienz im System 

Mit der Landarztquote öffnen wir jenen jungen Men-
schen den Zugang zu einem Medizinstudium, die 
sich im Gegenzug verpflichten, nach der Approbation 
im ländlichen Raum zu praktizieren. Das ist ein Ge-
winn für alle Beteiligten. 

Ein Medizinstudium braucht Zeit, und selbstverständ-
lich entstehen den Studierenden im Laufe dieser Zeit 
unterschiedliche Kosten. Das ist soweit noch nichts 
Besonders. Die einschlägigen Möglichkeiten der Stu-
dienfinanzierung sind Ihnen bekannt. Eine Besonder-
heit auf dem Weg zum erfolgreichen Abschluss eines 
Medizinstudiums ist das Praktische Jahr, abgekürzt 
als PJ. Die Vergütung des PJ ist aktuell uneinheitlich 

geregelt. Zu diesem Zweck wurde seitens der Lan-
desregierung bereits ein Austausch mit den Medizi-
nischen Fakultäten und Universitätskliniken betref-
fend der Rahmenbedingungen des PJ initiiert. 

Ich heiße daher die landesweite Abfrage für gut und 
richtig. Ziel der Abfrage ist zunächst eine umfas-
sende Sachstandsermittlung, die die Grundlage für 
eine Bedarfsermittlung und die Erarbeitung konkreter 
Maßnahmen zur Verbesserung der Bedingungen im 
PJ bilden soll. Auf dieser Grundlage kann eine fak-
tenbasierte Beurteilung der Situation erfolgen und 
entschieden werden, ob Handlungsbedarf besteht o-
der nicht. 

Ich denke, vor dem Hintergrund der von mir eingangs 
beschriebenen Gesamtsituation und des sich daraus 
ergebenden Bedarfs an Ärztinnen und Ärzten tun wir 
grundsätzlich gut daran, besondere finanzielle Här-
ten zu vermeiden, für faire Rahmenbedingungen zu 
sorgen und diese auch noch weiter zu verbessern. 

Der Überweisung in den zuständigen Fachaus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales stimmen 
wir zu und stellen uns da der vertiefenden Diskus-
sion. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. Vie-
len Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Rodion Bakum ist der Name des Kollegen der SPD-
Fraktion, der das Wort hat. 

Rodion Bakum (SPD): Sogar richtig ausgespro-
chen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Ich gebe mir 
manchmal Mühe. 

Rodion Bakum (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleg*innen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Es geschehen noch Zeichen und Wunder. 
Wir debattieren über Gesundheit und Studierende, 
und die SPD-Fraktion stimmt der antragstellenden 
FDP-Fraktion auf ganzer Linie zu. 

Der letzte Abschnitt des Medizinstudiums in 
Deutschland, das sogenannte Praktische Jahr, ist 
eine Vollzeittätigkeit zum Schnäppchenpreis für die 
Lehrkrankenhäuser und Universitätskliniken. Wer in 
unserem Land Arzt oder Ärztin werden will, der muss 
bereit sein, sich zunächst ausbeuten zu lassen. So 
ist das. 

Mit den höchst unterschiedlichen Aufwandsentschä-
digungen ist weder ein auskömmlicher Lebensunter-
halt möglich noch die Unabhängigkeit von der Familie. 
Wir reden hier nicht nur über Jüngere, die – wovon 
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man ausgehen kann – ohnehin zu Hause leben, son-
dern von ganz vielen Menschen. 

Mindestens ein Fünftel sind über die Wartezeit ins 
Studium gekommen, sie standen schon vorher mit-
ten im Leben und haben eine Ausbildung haben zum 
Rettungssanitäter, zur Pflegefachkraft gemacht. Sie 
haben sogar über Jahre schon Vollzeit gearbeitet 
und auch gutes Gehalt verdient, sie haben womög-
lich eine Familie gegründet und diese versorgt. Sie 
müssen plötzlich zum Nulltarif arbeiten, können auch 
keinen Nebenjob ausfüllen und werden im Prakti-
schen Jahr vor große Schwierigkeiten gestellt. 

Da ist eine Mindestvergütung nach dem BAföG-
Höchstsatz und eine angleichende Vergütung an 
Lehrkrankenhäusern notwendig und auch richtig. 

(Beifall von der SPD) 

Dass die Landesregierung – wie aus der Antwort auf 
die Kleine Anfrage der FDP hervorgeht – keine Ver-
bindung zwischen den Arbeitsbedingungen, mögli-
chen Bewerbungen auf einen Medizinstudienplatz 
und der späteren Entscheidung des künftigen Arbeit-
gebers sieht, zeigt – mit Verlaub – wie weit der Ge-
sundheitsminister von der Lebensrealität der Medi-
zinstudierenden entfernt ist. 

Ich könnte jetzt unzählige Beispiele nennen, nenne 
aber mal mein eigenes Beispiel. Ich habe mein Wahl-
tertial im St. Vinzenz-Hospital in Rhede im Kreis Bor-
ken absolviert. Das ist ein schönes Städtchen; das 
kann der Ministerpräsident sicherlich auch bestäti-
gen. Ich bin dort hingegangen, weil die Vergütung ge-
stimmt hat, mir Verpflegung und Unterkunft gestellt 
wurde und das Krankenhaus für eine hervorragende 
Anleitung bekannt war und auch noch ist. Es war na-
türlich auch selbstverständlich, dass ich dort nach 
Beendigung des Praktischen Jahres und des Studi-
ums weiterhin arbeite und dort auch eine Zeitlang 
bleibe. 

Ich will aber hervorheben, dass die Problematik der 
Fehltage, die ja auch aus dem Antrag hervorgeht, 
noch wesentlich prekärer ist. Man muss deutlich sa-
gen: Wer im Praktischen Jahr krank wird, der verliert. 
Wer krank wird, kann keinen Urlaub machen. Wer 
krank wird, kann nicht für das dritte Staatsexamen 
lernen. 

Ich erzähle deswegen eine wahre Geschichte, die 
sich aufgrund dieser Regelungen auch ereignet hat. 
Ein motivierter Medizinstudent absolviert sein Chirur-
gieltertial in der Unfallchirurgie in einem Kranken-
haus im westlichen Ruhrgebiet. Der passionierte 
Fußballer hat es leider geschafft, in der Zeit, in der er 
auch in der Unfallchirurgie tätig war, sich beim Spiel 
das vordere Kreuzbank und den Innenminiskus zu 
reißen. Was bedeutet das? Die Unfallchirurgen, bei 
denen er tätig war, haben gesagt: Wir müssen zwei-
mal operieren, erst das eine Band, dann das 
nächste. – Zeitverlust: zweimal acht Wochen. Das 

Praktische Jahr war vorbei und musste damit wieder-
holt werden. 

Also entscheidet sich der PJler, nicht operiert zu wer-
den und das Praktische Jahr durchzuziehen, auch 
ohne Kreuzband; denn die Wiederholung kann er 
sich schlicht und ergreifend finanziell nicht leisten. 
Das haben aber wiederum seine Oberärzte nicht ak-
zeptiert. Sie entschlossen sich, beide Bänder in einer 
OP zu fixieren, obwohl das durchaus ein Risiko für 
Folgeschäden darstellt. Der PJler ging eine Woche 
nach Hause, hat fünf Fehltage angegeben und hat 
dann tatsächlich mit Krücken in der Notfallambulanz 
der Unfallchirurgie Patienten versorgt. 

Das mag zwar ein Extrembeispiel sein, ein Bild für 
die Götter, ist aber letztendlich gar nicht so lustig. 
Denn so etwas geschieht tagtäglich im PJ. Ich be-
haupte: Wenn Medizinstudierende sich in ihrer Aus-
bildung dreimal überlegen müssen, ob sie krank sein 
dürfen, was werden sie dann wohl später als Ärzte 
vorleben? 

Ich danke der FDP-Fraktion für die Darstellung des 
Problems. Wir stimmen natürlich der Überweisung in 
den Ausschuss zu, ich darf aber verraten, dass wir 
dort im Ausschuss auch zustimmen werden. – Glück 
auf, und bleiben Sie gesund. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun die Kollegin Julia Ei-
sentraut das Wort.  

Julia Eisentraut (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen der demokratischen Frakti-
onen! Eine Vorbemerkung: Sie werfen uns ständig 
vor, mit dem Finger nach Berlin zu zeigen. 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir gerade ge-
hört!) 

Doch haben wir hier nun wieder einen FDP-Antrag, 
der von Schwarz-Grün eine Intervention bei der Am-
pel-Regierung im Bund fordert. Seit mehr als andert-
halb Jahren bremst die FDP alle möglichen Vorha-
ben der Bundesregierung aus. Dass Sie jetzt an-
scheinend dieses Selbstvertrauen verloren haben, ist 
eine gute Nachricht für die Ampel. Bevor die FDP 
also von uns erwartet, zu einer noch nicht existieren-
den Drucksache im Bundesrat zu intervenieren, kön-
nen Sie sich ja erst mal konstruktiv an der Regierung 
im Bund beteiligen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Entschuldigung, 
es liegt schon zu Beginn der Rede eine Zwischen-
frage der Kollegin Susi Schneider vor.  



Landtag   25.08.2023 

Nordrhein-Westfalen 47 Plenarprotokoll 18/41 

 

Julia Eisentraut (GRÜNE): Ja, gerne. 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte schön. 

Susanne Schneider*) (FDP): Ganz lieben Dank, 
Frau Kollegin, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 
Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass wir 
nicht nach Berlin zeigen, 

(Beifall von der SPD) 

sondern ganz klar aufzeigen, dass die Studierenden 
hier in Nordrhein-Westfalen dramatisch schlechter 
bezahlt werden als in den Nachbarländern wie 
Rheinland-Pfalz und Niedersachsen – nur als Bei-
spiele – und eben das Risiko besteht, dass diese 
schlecht bezahlten PJler in die Nachbarländer ab-
wandern? Insofern ist es sehr wohl ein NRW-
Problem. – Danke.  

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Jetzt haben Sie die 
Gelegenheit, zu antworten. Bitte. 

Julia Eisentraut (GRÜNE): Vielen Dank für die Zwi-
schenfrage. Sie gibt mir die Gelegenheit, auszufüh-
ren, dass drei von vier Beschlusspunkten sich auf die 
Approbationsordnung des Bundes beziehen. Zu den 
Dingen, die wir in NRW regeln können, beziehe ich 
jetzt Stellung. Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zustimmung von 
der CDU) 

Inhaltlich ist für uns als Zukunftskoalition klar: Wir set-
zen uns dafür ein, dass das Praktische Jahr fairer 
und studierendenfreundlicher wird. So haben wir es 
im Koalitionsvertrag letztes Jahr vereinbart. 

(Thorsten Klute [SPD]: Aber nicht gemacht!) 

Das Praktische Jahr, kurz PJ, ist ein wesentlicher Be-
standteil des Medizinstudiums in Deutschland. Das 
PJ bezeichnet das letzte Jahr des Studiums vor dem 
abschließenden dritten Staatsexamen und dient 
dazu, im Studium erworbene theoretische Kennt-
nisse in der klinischen Praxis anzuwenden und zu 
vertiefen.  

Zurzeit warten wir auf die im Antrag angesprochene 
Reform der Approbationsordnung auf Bundesebene. 
Wo stehen wir da im Verfahren? Ein erster Refe-
rent*innenentwurf liegt seit Mai vor. Im Verfahren und 
auch am Ende im Bundesrat wird es voraussichtlich 
noch viele Änderungen geben. Dann wissen wir 
auch, welchen Handlungsrahmen wir in NRW haben. 
Vorschläge zur Verbesserung des PJs gibt es viele: 
eine qualitativ hochwertige Ausbildung und Betreu-
ung, ein Mindestabstand zwischen Ende des Prakti-
schen Jahres und dem dritten Staatsexamen, Krank-

heitstage von Fehltagen unterscheiden, Anerken-
nung von Kinderkrankentagen im PJ, Aufwandsent-
schädigungen in der Mindesthöhe des BAföG-Sat-
zes. 

Der vorliegende Antrag der FDP enthält viele Forde-
rungen aus der Petition von Studierenden. Auffällig 
ist dabei jedoch: Die Forderung nach dem Mindest-
abstand zwischen dem Ende des Praktischen Jahres 
und dem dritten Staatsexamen ist dabei unter den 
Tisch gefallen. Hier können Studierende also nicht 
auf die FDP zeigen. Für uns ist dabei ganz klar: Gute 
Arbeitsbedingungen sind mehr als nur faire Entloh-
nung. Das ist eine Grundvoraussetzung. Ein ange-
nehmes Arbeitsumfeld und eine angemessene Be-
zahlung müssen Hand in Hand gehen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Und weil uns dieses Thema wichtig ist, stimmen wir 
der Ausschussüberweisung selbstverständlich zu 
und hoffen auf eine aufschlussreiche Anhörung 
dazu, was wir in NRW dafür tun können. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt hat Dr. Vincentz das Wort für die AfD-Fraktion. 

Dr. Martin Vincentz*) (AfD): Sehr geehrter Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Das Praktische 
Jahr bezeichnet das letzte Jahr des ärztlichen Studi-
ums. Es trennt einen also sozusagen nur noch eine 
Prüfung von der Approbation als Arzt. Für Studenten 
aus wohlhabenderen Familien heißt das dann oft 
Aufenthalt im Ausland und dort das Praktische Jahr 
in verschiedenen Tertialen. Da ist steht meistens e-
her weniger die Ausbildung und mehr die Aufent-
haltsqualität im Zentrum. 

Für die anderen sind es eher die Hiwi-Tätigkeiten in 
der Klinik um die Ecke: Blut abnehmen, Wunden säu-
bern, stundenlanges Haken-Halten, Schreibkram. 
Dafür gibt es dann allerdings wenig Lehre. Oft wird 
es bezahlt mit Essensmarken und vielleicht einer 
kleinen Aufwandsentschädigung. Die ist man aller-
dings auch schon wieder los, wenn man beispiels-
weise im Schwesternwohnheim wohnen möchte, 
weil man sich die Wohnung nicht mehr leisten kann; 
denn neben der Vollzeittätigkeit im Praktischen Jahr 
ist für den Nebenjob oftmals keine Zeit mehr übrig, 
sodass man sich dann entscheiden kann, ob man 
entweder das Geld für die Wohnung im Schwestern-
wohnheim ausgibt oder aber nachts noch den Ne-
benjob macht. Das ist das aufregende Leben als 
Jungarzt. 

Und noch ein Schwank aus der Praxis. In diesem 
Jahr bekommen Sie 30 Fehltage, und es ist vollkom-
men egal, ob Sie die für Krankheit, Familie oder Ur-
laub nutzen; das liegt völlig an Ihnen. Wenn Sie also 
nachts im Dienst völlig übermüdet die Treppe 
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runterfallen, sich einen komplizierten Bruch zuziehen 
und sechs Wochen brauchen, um den auszukurie-
ren, dann ist das Ihr eigenes Pech. Dann ist der Ur-
laub in diesem Jahr einfach gestorben.  

Viele Lernplattformen im Internet geben übrigens 
den Medizinstudierenden folgenden wertvollen Tipp: 
Wenn ihr über das gesamte Jahr nur zehn Tage frei 
nehmt, dann habt ihr 20 Tage übrig, die ihr im letzten 
Tertial nehmen könnt, um noch ein bisschen länger 
für die letzte Prüfung zu üben. Ein grandioser Tipp!  

Es ist so, Lehrjahre sind sicherlich keine Herrenjahre. 
Aber einen Lehrling würde man in dieser Art und 
Weise niemals behandeln, und zwar zu Recht. Wenn 
wir über einen Mangelberuf wie über den des Medi-
ziners sprechen, dann sollten wir vielleicht langsam 
damit anfangen, Mediziner nicht in dieser Art und 
Weise zu behandeln, sondern ihnen auch Arbeits-
konditionen zugestehen, wie man sie zu Recht in je-
dem anderen Berufsfeld auch zugestehen würde. 
Und Jungmediziner direkt von Anfang an daran zu 
gewöhnen, 24 Stunden, 36 Stunden oder wie lange 
auch immer am Stück zu arbeiten – ich glaube, nie-
mand möchte einen Chirurgen, der so lange arbeitet. 
Niemand möchte einen Chirurgen, der daran ge-
wöhnt wurde, dass das normal ist und dass diese Ar-
beitsbedingungen eben auszuhalten sind. 

An dieser Stelle ist es vollkommen egal, ob es von 
mir aus die Ampelregierung im Bund ist, die sich be-
wegt, oder ob es Schwarz-Grün im Land ist, die sich 
mit einer Initiative des Ganzen annehmen und in der 
Sache Druck machen. Hauptsache, es geschieht 
überhaupt etwas. In dieser Art und Weise können wir 
Jungmediziner nicht weiter behandeln. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Mi-
nister Laumann hat sich gerade schon bilateral in die 
Debatte eingebracht. Wenn er jetzt ans Rednerpult 
geht, können wir alle seinen Worten folgen. 

(Thorsten Klute [SPD]: Eigentlich ist alles ge-
klärt!)  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Aus Sicht der Lan-
desregierung zu dieser Debatte erstens Folgendes: 
Es ist so – das ist auch hier schon gesagt worden –, 
dass dieses Jahr zum Studium gehört, dass natürlich 
alle diejenigen, die BAföG-berechtigt sind, auch in 
diesem Jahr BAföG bekommen. Wahr ist auch, dass 
im BAföG-System vorgesehen ist – das gilt für alle 
Studierenden –, dass Aufwandsentschädigungen, 
die für Praktika bezahlt werden, auf das BAföG an-
gerechnet werden.  

Das muss man erst einmal sagen. Hier wird ein biss-
chen der Eindruck erweckt, alle Leute, die von zu 
Hause nicht unterstützt werden können, seien wäh-
rend des Praktischen Jahres mittellos. Die Wahrheit 
ist: Sie bekommen wie alle anderen Studierenden 
BAföG, wie auch zum Beispiel Leute, die Jura studie-
ren und ihre praktischen Zeiten bei Amtsgerichten 
und woanders leisten müssen. Das sollte man in ei-
ner solchen Debatte nicht ganz unter den Tisch keh-
ren.  

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Juristen kriegen 
Referendarsgehalt!) 

Zweitens ist es so, dass wir als Gesundheitsministe-
rium in Gesprächen mit den medizinischen Fakultä-
ten sind, weil wir zu gleichen Rahmenbedingungen, 
was die Anerkennungen im Praktischen Jahr angeht, 
und zu einer stärkeren Gleichbehandlung in Nord-
rhein-Westfalen kommen wollen. Wir können das 
aber nicht auf dem Verordnungsweg, sondern wir 
müssen es durch Gespräche erreichen. Wir müssen 
dann Vereinbarungen schließen. Wir können es nicht 
gesetzlich anordnen.  

Der dritte Punkt ist: Das Praktische Jahr – das sagt 
der Begriff ja schon – ist dafür da, den Ärztinnen und 
Ärzten das praktische Handwerkszeug für ihren Be-
ruf zu vermitteln. Da kommt es natürlich bei der 
Frage von Fehltagen und vielem anderen darauf an, 
dass sie dann auch die Kenntnisse haben müssen, 
die wir richtigerweise von einer Ärztin oder einem 
Arzt erwarten. Wenn sie Fehltage haben und trotz-
dem über diese Kenntnisse verfügen, geht es ja 
auch, aber wenn sie nicht über die Kenntnisse verfü-
gen, muss nachgearbeitet werden. 

Das ist im Übrigen in anderen Berufen, die einen 
praktischen Teil haben, nicht anders. Man muss am 
Ende eben auch neben einer theoretischen – we-
nigstens in den anderen Berufen – auch eine prakti-
sche Ausbildung bestehen, weil man eben gewisse 
Kenntnisse voraussetzt, nicht nur in der Theorie, son-
dern auch in der Praxis. Ich finde, dass das auch in 
Ordnung ist, dass man das so macht. In der Frage, 
ob man das etwas flexibler gestalten kann, um den 
Leuten zu ermöglichen, diese Zeit besser zu gestal-
ten, bin ich sehr offen.  

Deswegen können wir das gern im Ausschuss weiter 
beraten. Eine Landesregierung ist ja nicht so, dass 
sie nicht zur Kenntnis nimmt, was um sie herum pas-
siert. Dann schauen wir einmal, dass wir dann Schritt 
für Schritt in diesem Bereich die Lebens-, Studien- 
und Lernbedingungen so gestalten, dass sie der heu-
tigen Zeit entsprechen. – Schönen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Somit 
sind wir am Schluss der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales, dort fe-
derführend, sowie an den Wirtschafts- und Wissen-
schaftsausschuss. Die anschließende Beratung und 
Abstimmung soll im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen.  

Wer stimmt dieser Empfehlung zu? – Das sind die 
Fraktionen von AfD, FDP, CDU, Grünen und SPD so-
wie Dr. Blex. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Stimmt jemand dagegen? – Das ist auch 
nicht der Fall. Dann ist die Überweisungsempfehlung 
so angenommen.  

Wir kommen zu:  

7 Bedarfsgerechte Behandlung von Alopecia are-
ata (Kreisrundem Haarausfall) 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/5412 

Dr. Vincentz steht schon da. Er hat jetzt das Wort. – 
Bitte schön.  

Dr. Martin Vincentz*) (AfD): Vielen lieben Dank. – 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Vielleicht haben Sie folgende Zuschrift ebenfalls er-
halten: 

Meine Tochter Svenja hat Alopecia. Sie verlor vor 
etwa drei Monaten ihre Wimpern an einem Auge und 
hat seit gestern zwei große kahle Stellen am Kopf. 
Die Kleine fängt nun an, sich zu verstecken, sie ist 
sieben Jahre alt und war bislang ein offenes, selbst-
bewusstes Mädchen. Sie möchte einfach nur normal 
aussehen, sie ist total am Boden zerstört. Ich bin es 
im Übrigen auch.  

Dieses ist nur eines von Zehntausenden Beispielen, 
die zeigen, wie einschneidend die Erkrankung Alope-
cia areata und ihre Unterformen für das Selbstbild, ja 
für die Psyche der Menschen sein kann.  

Aber was muss man diesen Menschen nach aktuel-
len Leitlinien sagen? Alles halb so wild! Dir fallen 
schließlich nur die Haare aus. Das ist eine Lifestyle-
Erkrankung. – So argumentiert zumindest der Ge-
meinsame Bundesausschuss.  

Dabei wurde erst im Juni 2022 von der EU-
Kommission ein erstes Medikament zur Behandlung 
von Alopecia areata zugelassen, weitere werden vo-
raussichtlich dieses Jahr noch folgen. Es gäbe also 
eine Behandlungsmethode, um Tausenden Men-
schen wie Svenja zu helfen. In Deutschland wird das 

Medikament allerdings als Lifestyle-Arzneimittel ab-
getan.  

Die Folge, die daraus resultiert: Die Betroffenen müs-
sen die Kosten selbst tragen. Eine Monatspackung 
kostet ca. 1.200 Euro. Wer von den Betroffenen soll 
sich das auf Dauer leisten können?  

Der GBA ist allerdings der Meinung, dass Svenja als 
junges Mädchen mit einer Glatze leben muss, da 
sämtliche therapeutischen Ansätze nur als Mittel zur 
Verbesserung des Haarwuchses dienen. Von der 
Psyche wird da gar nicht erst gesprochen.  

Damit ist der einzige Ausweg für viele schlichtweg die 
Perücke, oftmals also ein Stück Kunst- oder Echt-
haar, was jungen Mädchen und Frauen ein Stück 
Würde im Leben wieder zurückgibt, welche sie sich 
so sehr wünschen und auch verdienen.  

Aber auch hier kann die Gesellschaft – vor allem im 
Kindesalter – sehr gemein sein. Lara, ein neunjähri-
ges Mädchen, hat seit vier Jahren Alopecia universa-
lis. Das bedeutet, sie hat keine Haare mehr auf dem 
Kopf, ihr fehlen die Wimpern, Augenbrauen und Kör-
perhaare. Ihre Familie ist 2021 umgezogen, und Lara 
ist auf eine neue Schule gekommen. Ihre Klasse ist 
zum Glück sehr lieb zu ihr, aber in der Pause gibt es 
eine Mädchengruppe, die sie hänselt, über sie tu-
schelt, mit dem Finger auf sie zeigt und sagt, dass 
ihre Perücke hässlich sei. Lara traut sich seither nicht 
mehr, in die Pause zu gehen, obwohl der Lehrer mit 
der Gruppe gesprochen hat.  

Lara und auch Svenja sind nicht die einzigen beiden 
Kinder, die an Alopecia areata im Kindesalter leiden. 
Laut der Berliner Charité erleben 40 % der Patienten 
bis zum Alter von 20 Jahren einen ersten Krankheits-
schub. Wir sprechen dabei von Zehntausenden Pati-
enten. Dabei ist die emotionale Belastung der Kinder 
oft sehr groß, und eine Verringerung der Lebensqua-
lität ist zu beachten.  

In diesem Zusammenhang möchte ich vielleicht den 
Anlass noch einmal nutzen und darauf hinweisen, 
dass aktuell eine Querschnitts-Beobachtungsstudie 
der Berliner Charité läuft, die die emotionale Belas-
tung und das Auftreten von Mobbing bei Kindern und 
jugendlichen Patienten mit Alopecia areata in 
Deutschland und anderen europäischen Ländern un-
tersucht. Falls Sie also Kinder und Jugendliche ken-
nen, die unter Alopecia areata leiden, wäre es schön, 
wenn Sie diese auf die Studie hinweisen würden, da-
mit sie auch daran teilnehmen können.  

Aber kommen wir zurück zum Antrag: Perücken für 
Frauen und für Kinder werden von den gesetzlichen 
Krankenkassen zumindest anteilig übernommen. 
Ziel der Hilfsmittelversorgung ist allerdings nicht die 
umfassende Rekonstruktion des verlorenen Haares, 
sondern nur die Sicherung der Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben, so heißt es. Das bedeutet in den 
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meisten Fällen: Kunsthaarperücke ja, Echthaarperü-
cke nur in Ausnahmefällen, im Regelfall aber nein.  

Bei von Alopecia areata betroffenen Männern wer-
den hingegen gar keine Kosten für einen Haarersatz 
übernommen, da die Kaschierung des Haarverlustes 
als optische Maßnahme zählt und vom Versicherten 
selbst zu zahlen ist. 

Möchte ein Mann allerdings zu einer Frau werden 
und kann er kein ausreichend weibliches Erschei-
nungsbild erzielen, übernimmt die Krankenkasse die 
Kosten für den entsprechenden Haarersatz selbst-
verständlich sofort. Auch hier zeigt sich, wie diese 
unterschiedlichen Krankheitsbilder im offenen Wider-
spruch zueinander stehen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen: Die Gesell-
schaft und vor allem auch die Politik muss ein größe-
res Verständnis für die am häufigsten vorkommende 
chronische Autoimmunerkrankung Alopecia areata 
entwickeln. Es geht hier um Würde, Teilhabe und 
Respekt für Hunderttausende Betroffene. Es gibt ein 
zugelassenes Medikament, welches sich große Teile 
der Bevölkerung einfach nicht leisten können. Die 
Krankheit muss als solche endlich anerkannt und die 
von der EU-Kommission zugelassenen Behand-
lungsmethoden dürfen nicht als reine Lifestyle-Mittel-
chen abgetan werden. 

Wir hoffen, dass sich die Landesregierung auf Bun-
desebene dafür einsetzt und den vielen Betroffenen 
eine Stimme gibt. Ich freue mich auf die Beratung im 
Ausschuss. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der AfD und Dr. Christian Blex 
[fraktionslos]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Der 
Kollege Sebastian Haug hat jetzt das Wort für die 
Fraktion der CDU. 

Sebastian Haug (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Alopecia areata oder 
kreisrunder Haarausfall ist die häufigste Haaraus-
fallerkrankung. Sie tritt akut, meist unvorhergesehen 
ein, betrifft Männer und Frauen gleichermaßen und 
tritt am häufigsten bei jungen Erwachsenen auf, kann 
aber auch bei Kindern vorkommen. 

Der Haarausfall kann, wie wir gehört haben, von klei-
nen umschriebenen haarlosen Arealen auf der Kopf-
haut bis zum vollständigen Verlust der Kopf- und Kör-
perhaare reichen. 

Die Ursachen von Alopecia areata sind nicht voll-
ständig geklärt. Mediziner gehen von einer Autoim-
munreaktion gegen die in der Haut liegenden Haar-
bestandteile aus. 

Sämtliche möglichen Therapien werden in der Fach-
welt derzeit kontrovers diskutiert. Der Verein Alopecia 

Areata Deutschland e. V., der Betroffene vertritt, be-
ziffert die Selbstheilungsquote mit 75 bis 80 %. Viele 
Hautärzte raten daher den Patientinnen und Patien-
ten, abzuwarten. 

Meine Damen und Herren, uns ist bewusst, dass Be-
troffene unter der Erkrankung leiden. Uns ist be-
wusst, dass diese Erkrankung eine Belastung dar-
stellt und dass damit ein individueller Leidensdruck 
einhergeht – wie bei vielen anderen Erkrankungen 
auch. 

Die Frage, die sich mir, die sich uns allen stellt, ist 
nur, was so ein Antrag hier im Landtag von Nord-
rhein-Westfalen soll. 

In Deutschland entscheidet der Gemeinsame Bun-
desausschuss, das höchste Gremium der Selbstver-
waltung im Gesundheitswesen, in dem auch die Kas-
senärzte vertreten sind, über Leistungsansprüche 
der gesetzlich Krankenversicherten auf der Basis 
von im Ausschuss vorhandener oder von außen hin-
zugezogener medizinischer Expertise. Und der Ge-
meinsame Bundesausschuss hat sich 2018 darauf 
verständigt, dass gesetzlich Versicherte keinen An-
spruch auf Übernahme der Kosten für die Behand-
lung von kreisrundem Haarausfall haben. 

Sollen wir als Landespolitiker allen Ernstes Be-
schlüsse darüber fassen, 

(Beifall von Thorsten Klute [SPD]) 

welche Erkrankungen aufgrund welcher wissen-
schaftlichen Erkenntnisse als Autoimmunerkrankun-
gen zu klassifizieren sind und welche Behandlungen 
die gesetzlichen Krankenversicherungen überneh-
men sollen und welche nicht? Sollen wir allen Erns-
tes der medizinischen Forschung sagen, zu welchen 
Ergebnissen sie gefälligst zu kommen hat? 

Für uns ist so eine Forderung schlichtweg Hybris und 
eine Anmaßung von Kompetenzen, die wir nicht ha-
ben. 

(Beifall von der CDU, Thorsten Klute [SPD] 
und Meral Thoms [GRÜNE]) 

Während der Coronapandemie habe ich gesagt: Hü-
ten wir als Politiker uns davor, die besseren Virolo-
gen als die Wissenschaftler des Robert Koch-Insti-
tuts sein zu wollen. – Heute, zu diesem Antrag, sage 
ich: Hüten wir uns davor, die besseren Hautärzte und 
Immunologen als die tatsächlichen Fachärzte sein zu 
wollen. – Die CDU-Fraktion lehnt diesen Antrag da-
her ab. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit 
und Ihnen allen ein schönes Wochenende. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und 
Thorsten Klute [SPD]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Bevor wir ins Wo-
chenende gehen, hat jetzt noch der Kollege Thorsten 
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Klute für die SPD-Fraktion das Wort. Danach folgen 
noch weitere Kollegen. 

Thorsten Klute (SPD): Herzlichen Dank. – Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Natürlich 
kann es eine schwere und emotionale psychische 
Belastung sein, wenn Menschen unter Haarausfall 
unterschiedlichster Ursachen leiden. Ich erinnere 
auch an Menschen im Familien- oder Freundeskreis, 
die zum Beispiel zurzeit eine Chemotherapie mitma-
chen müssen. Da kann es eine schwere Belastung 
sein. Auch der hier zur Debatte stehende kreisrunde 
Haarausfall kann eine schwere Belastung sein. Es ist 
gut, wenn Menschen dann auf den unterschiedlichen 
Ebenen geholfen wird. 

Ebenso gut ist es aber, dass in der Bundesrepublik 
Deutschland, in unserem Gesundheitssystem nicht 
Politikerinnen und Politiker in Parlamenten oder Mi-
nister in Landesministerien die Entscheidung dar-
über treffen, was gesetzliche Krankenversicherun-
gen zu finanzieren haben und was nicht, sondern 
dass das Fachleute machen, Menschen, die dafür 
speziell ausgebildet sind. Ich bin es jedenfalls nicht. 
Auch der Minister ist es nicht, jedenfalls nicht auto-
matisch. Deshalb ist es gut, dass wir da in Deutsch-
land Fachkommissionen haben. 

Den Kollegen – den Herren muss man ja sagen – von 
der AfD sei gesagt: Das unterscheidet unser demo-
kratisch verfasstes Gesundheitssystem zum Beispiel 
ganz erheblich vom Gesundheitssystem in Russland 
oder anderswo. 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN – Zuruf von Dr. Martin Vincentz 
[AfD]) 

Es ist natürlich üblich, dass auch solche Anträge in 
den Ausschuss überwiesen werden. Deswegen stim-
men wir der Überweisung in den Ausschuss zu. Im 
Ausschuss werden wir ihn aber ablehnen. 

Eines sei noch gesagt. Gerade weil es für Menschen 
ein ernsthaftes Leiden bedeuten kann, wenn sie un-
ter Haarausfall leiden, finde ich es schade, dass mit 
solchen Anträgen fälschlicherweise der Eindruck ver-
mittelt wird, als hätten wir im Parlament irgendetwas 
zu entscheiden, was die gesetzliche Krankenversi-
cherung macht. Das haben die Menschen meines Er-
achtens nicht verdient. 

(Beifall von der SPD, der CDU und Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat jetzt die Kollegin Meral 
Thoms das Wort. Bitte sehr. 

Meral Thoms (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Haarausfall 

kann für die Betroffenen eine erhebliche psychische 
Belastung darstellen. Das gilt für erblich bedingten 
Haarausfall und den hier erwähnten kreisrunden 
Haarausfall. 

Kreisrunder Haarausfall ist selbstverständlich eine 
Erkrankung, die wir ernst nehmen. Gleichwohl regelt 
das Fünfte Sozialgesetzbuch – das haben wir eben 
schon gehört –, dass Medikamente, bei denen die 
Erhöhung der Lebensqualität im Vordergrund steht, 
keine Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung sind. Das sind zum Beispiel Appetitzügler, Arz-
neimittel zur Raucherentwöhnung, wie hier zur Ver-
besserung des Haarwuchses, zur Behandlung von 
Erektionsstörungen oder zur Steigerung der sexuel-
len Potenz.  

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat den gesetz-
lichen Auftrag, Einzelheiten zu diesen Arzneimitteln 
zu bestimmen. Das hat Kollege Haug eben auch 
schon angeführt. Wie eben erwähnt, liegen die Zu-
ständigkeiten also nicht bei uns, sondern auf der 
Bundesebene. 

Ich möchte Ihnen Auszüge aus dem Antrag vorlesen. 
Bitte hören Sie zu, da müssen Sie jetzt durch. 

Ich zitiere: 

„Baricitinib hemmt die Janus-Kinasen 1 und 2, die 
für die intrazelluläre Signalfortleitung von sowohl 
IFN-γ als auch IL-15 benötigt werden. IFN-γ ist 
das primäre Zytokin, über das es zum Kollaps des 
Immunprivilegs des Haarfollikels kommt, wäh-
rend IL-15 eine wichtige Rolle in der Aktivierung 
der T-Zellen spielt. Somit hemmt Baricitinib zwei 
wichtige Mechanismen in der Entstehung der Al-
opecia areata.“ 

Alles klar? Haben Sie das jetzt verstanden? 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

Sehr geehrte AfD, glauben Sie ernsthaft, dieser Text 
im Antrag ist für Nicht-Medizinerinnen verständlich? 
Oder ist es Ihnen vielleicht auch einfach egal, ob der 
verständlich ist oder nicht? 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [fraktionslos]) 

Unser Land ist vielfältig. Unser Anspruch ist, dass wir 
in der Demokratie alle mitnehmen und niemanden 
ausgrenzen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Dazu gehört auch, dass die Menschen in NRW un-
sere parlamentarischen Debatten und deren Bei-
träge verstehen – auch ohne Studium, auch wenn 
Einschränkungen vorhanden sind und auch wenn 
das Deutsch nicht perfekt ist. 

(Andreas Keith [AfD]: Das ist ja Realsatire! 
Was Sie tun, versteht sowieso niemand mehr!) 
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Alles andere ist ausgrenzend und eine Hürde für un-
sere Demokratieprozesse. 

(Zurufe von Markus Wagner [AfD] und 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Der eben zitierte Abschnitt ist auch noch aus einem 
anderen Grund sehr bemerkenswert. Wenn Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen hier im Plenum, den 
Abschnitt eben nicht zu 100 % verstanden haben, 
dann ist das kein Wunder, denn Sie sind nicht die 
Zielgruppe. Wenn Sie den Text verstanden haben, 
weil Sie vielleicht Medizin studiert haben, dann ha-
ben Sie sich vielleicht gewundert, warum in einem 
politischen Antrag Wirkmechanismen eines Medika-
ments so im Detail beschrieben werden. 

Hier kommt die Aufklärung: Eine einfache Google-
Recherche zeigt, dass dieser Abschnitt wirklich eins 
zu eins übernommen wurde. Der Originaltext wurde 
in „hautnah“ veröffentlicht, und zwar in der zweiten 
Ausgabe dieses Jahres, Seite 104. Das ist eine Bei-
lage zur „Ärzte Woche“, einer Fachzeitschrift, die sich 
an Ärztinnen und Ärzte wendet. 

(Thorsten Klute [SPD]: Alles nur geklaut! – Ge-
genruf von Andreas Keith [AfD]: Das ist ja 
auch angegeben!) 

In der Wissenschaft nennt man so etwas ein Plagiat. 
Und mit diesem Hinweis beende ich meine Rede. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
rufe von Andreas Keith [AfD] und Tim Achter-
meyer [GRÜNE] – Weitere Zurufe) 

Vizepräsident Christof Rasche: Kollegin Thoms, 
Entschuldigung. Es liegt eine Kurzintervention vor. 
Sie können gerne auch hier am Rednerpult antworten. 
Zunächst hat der Kollege Dr. Vincentz für bis zu 90 
Sekunden das Wort. – Bitte sehr. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE] – 
Gegenruf von Markus Wagner [AfD]: Damit 
kennt ihr euch ja aus, ihr Grünen! – Weitere 
Zurufe) 

Dr. Martin Vincentz*) (AfD): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Sehr geehrte Damen und Herren! In der Tat 
habe ich nicht selbst die Wirkmechanismen des Me-
dikaments erforscht, sondern auf Fachmagazine zu-
rückgegriffen. Das ist so üblich in diesem Haus und 
wird im Regelfall auch so praktiziert. Von daher han-
delt es sich dabei nicht um ein Plagiat, sondern um 
die übliche Vorgehensweise. 

Wenn Sie jetzt wieder nach Kommata suchen, um 
Anträge abzulehnen, dann zeigt das auch, wie Sie 
gerade mit Kindern wie beispielsweise die von mir 
genannten Svenja, Lara und anderen sowie deren 
Leid umgehen. 

(Thorsten Klute [SPD]: Nein, das ist falsch!) 

Es geht in der Tat genau darum, dass man diese Me-
dikamente eben nicht als Lifestyle-Medikamente 
sieht und diesen kleinen Kindern, die mental sehr da-
runter leiden, dass sie teilweise von Mitschülern ge-
hänselt werden oder sich teilweise in ihrer eigenen 
Haut nicht mehr wohlfühlen, ein Stück Würde zurück-
gibt. Es geht also nicht nur um reine Lifestyle-As-
pekte, sondern vor allem um die Psyche. 

Wie oft haben wir im Gesundheitsausschuss, aber 
auch an anderer Stelle darüber diskutiert, dass der 
G-BA da sein eigenes Süppchen kocht und dass es 
schlecht ist, dass die Politik darauf keinen Einfluss 
hat? Wie wichtig wäre es auch an anderer Stelle, 
dass wir als Politik da vielleicht mal wieder einen Fuß 
in die Tür bekommen, um beim G-BA wieder mitre-
den zu können? Ich fordere nichts anderes, als dass 
wir als Politik bei gewissen Entscheidungen darüber, 
zum Beispiel Svenja wieder ein Stück weit Würde zu-
rückzugeben, ein Wort mitreden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD – Lachen von Thorsten 
Klute [SPD]) 

Vizepräsident Christof Rasche: So, bitte sehr. 

Meral Thoms (GRÜNE): Wir haben eben in den Re-
den der demokratischen Fraktionen wirklich alle 
fachlichen und auch die formalen Argumente gehört. 
Dem ist jetzt einfach nichts mehr hinzuzufügen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – An-
dreas Keith [AfD]: Weil Sie nichts zu sagen ha-
ben, wenn es nicht auf dem Zettel steht! –  
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Hören Sie 
auf, die Frauen anzupöbeln! – Klaus Esser 
[AfD]: Halt doch den Mund! – Zurufe: Oh! – 
Weitere Zurufe) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Fraktion der 
FDP hat nun Kollegin Susi Schneider das Wort. – 
Bitte keinen Stress. 

Susanne Schneider*) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir alle verlieren 
jeden Tag Haare, aber beim kreisrunden Haarausfall 
wird es dann natürlich massiver, und es ist für die Be-
troffenen – das haben wir schon gehört – ein ziemli-
cher Schock. Das Haar umrahmt nun mal das Ge-
sicht und ist ein entscheidender Bestandteil unseres 
Selbstbildes. 

Wahrscheinlich stecken das die Herren der Schöp-
fung ein bisschen einfacher weg, da oft eine gewisse 
genetische Disposition besteht. Für Frauen hingegen 
kommt so ein kreisrunder Haarausfall einer Katastro-
phe gleich.  
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Kopfhaare prägen die weiblichen Schönheitsideale 
entscheidend mit. Bei allen Betroffenen kann der 
Haarausfall nicht nur zu Leidensdruck, sondern auch 
zu schweren psychischen Belastungen bis hin zu De-
pressionen führen. 

Die Behandlung des kreisrunden Haarausfalls ist 
schwierig. Es gibt einige Therapieansätze, die Men-
schen individuell ausprobieren können. Eine häufig 
angewandte Methode ist das Einreiben der haarlo-
sen Stelle mit kortisonhaltigen Präparaten. Alternativ 
ist auch eine lokale Injektion von Kortison in die Kopf-
haut möglich, oder das Kortison wird oral über Tab-
letten aufgenommen. Doch trotz vielfältiger Behand-
lungsmethoden ist Erfolg nicht immer gegeben. Es 
gibt keine allgemeingültige Empfehlung für eine der 
derzeit möglichen Therapien. 

Haarausfall ist längst nicht nur ein ästhetisches Prob-
lem. Zur Problemlösung trägt der vorgelegte Antrag 
aber nicht bei. Sie haben es gesagt: Der Gemein-
same Bundesausschuss hat dieses Medikament zur 
Behandlung von Alopecia areata im Jahr 2018 als 
Lifestyle-Mittel eingestuft. Der Gemeinsame Bundes-
ausschuss prüft ja, was die Kassen erstatten bzw. er-
statten sollen und was nicht. Wenn wir dem jetzt wi-
dersprechen, dann widerspricht es der Unabhängig-
keit und der Kompetenz dieses G-BA, dieses Gremi-
ums, und somit auch der Selbstverwaltung im Ge-
sundheitswesen. 

Daher habe ich ein großes Problem mit diesem An-
trag. – Dr. Vincentz, mich hat auch gestört, als Sie 
wieder mal so empathisch wirkten, dass Sie hier am 
Rednerpult Menschen, die an kreisrundem Haaraus-
fall leiden, gegen Transfrauen ausspielen. Das war 
unterste Schublade, finde ich. 

(Beifall von der FDP, der SPD und den GRÜNEN) 

Vielen Dank fürs Zuhören und ein schönes Wochen-
ende. 

(Beifall von der FDP)  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Landesregierung spricht erneut Minister Karl-Jo-
sef Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Erstens ist es gut, dass wir in Deutschland in einem 
Land leben, in dem wir kein staatliches, sondern ein 
selbstverwaltetes Gesundheitssystem haben. Der Ge-
setzgeber gibt im SGB V eigentlich nur Grundsätze 
vor, nämlich dass die Menschen nach den neuesten 
medizinischen Erkenntnissen mit medizinischen Leis-
tungen versorgt werden sollen, dabei aber auch die Wirt-
schaftlichkeit – so steht es auch im SGB V – eine Rolle 
spielt.  

Wir haben uns ein Gremium geschaffen, das diese 
Frage entscheidet: Das ist der Gemeinsame Bundes-
ausschuss. Der hat sich natürlich auch mit diesem 
Thema beschäftigt und im Grunde genommen ge-
sagt, dass der Haarersatz – wenn ich es so sagen 
darf – in diesem Bereich die wirtschaftliche Lösung 
darstellt. Dies gilt im Übrigen – das muss man dazu 
sagen – nur für Frauen, aber im Regelfall nicht für 
uns Männer. Das ist die Beschlusslage.  

Ich glaube erst mal, dass es richtig ist, dass wir nicht 
in den Kabinetten und Parlamenten über den Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen ent-
scheiden.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: So ist das!) 

Genauso, wie wir auch technologieoffen sein sollten, 
sollten wir auch hier nicht meinen, dass wir es besser 
wüssten als diejenigen, die das beurteilen können. 
Man kann aber natürlich beeinflussen, wie sich der 
Gemeinsame Bundesausschuss zusammensetzt, 
und das ist auch Aufgabe der Politik. Zurzeit setzt er 
sich so zusammen, dass die Kostenträger dort eine 
gewaltige Rolle spielen und ein Stimmrecht haben 
und Ärztinnen und Ärzte über die Kassenärztlichen 
Vereinigungen sowie die Krankenhäuser dort eine 
wichtige Position einnehmen. Es gibt weitere Men-
schen, die an den Sitzungen bzw. den Beratungen 
des G-BA teilnehmen dürfen. Ich habe ein bisschen 
damit zu tun, dass das so ist und es dort jetzt zum 
Beispiel in großem Umfang Patientenvertreterinnen 
und Patientenvertreter gibt, also eine Betroffenenver-
tretung.  

Das Problem ist nur – daran muss der Gesetzgeber 
arbeiten, und dazu habe ich auch eine klare Position –, 
dass auch die Patientenvertreterinnen und Patien-
tenvertreter nicht nur dabeisitzen und ihre Meinung 
einbringen, sondern auch ein Stimmrecht haben soll-
ten. Die können heute viel vortragen, aber damit hät-
ten sie natürlich eine Möglichkeit, stärker ihre Bedürf-
nisse aus Sicht des Patientenschutzes einzubringen. 
Sie wissen, dass ich einmal dreieinhalb Jahre Pati-
entenbeauftragter der Bundesregierung war. Ich 
sage das hier auch gerne. Diese Zeit hat meinen 
Blickwinkel auf das deutsche Gesundheitssystem 
auch ein bisschen ergänzt und verändert. Ich halte 
das für meinen jetzigen Job nicht für nachteilig. Des-
wegen bin ich sehr für eine Stärkung der Patienten-
rechte in diesen Gremien. 

Wenn ich schon mal dabei bin: Mein großes politi-
sches Ziel ist – deswegen bin ich auch so für Pflege-
kammern –, dass auch die Pflege als größte Berufs-
gruppe des Gesundheitssystems Stimmrecht und 
Sitz im G-BA bekommt.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Dann hättest du nämlich folgende Lage: Heute hast 
auf der einen Seite die Kostenträger. Du hast die 
Krankenhäuser. Die kommen aber nicht mit ihrer 
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Pflegedirektorin oder ihrem Chefarzt, sondern in der 
Regel mit ihren Geschäftsführern, das heißt mit der 
kaufmännischen Seite. Auf der anderen Seite hast 
du die Ärzte, die über kassenärztliche Vereinigungen 
sicherlich medizinischen Sachverstand haben, bei 
denen es aber natürlich zum Teil auch um Geld geht 
und darum, wie Ärztinnen und Ärzte bezahlt werden. 
Das verhandeln die KVen. Deswegen glaube ich, 
dass man diese Fragen wahrscheinlich sensibler hin-
kriegte, wenn Patientenvertreter mehr zu sagen hät-
ten und wenn die Profession der Pflege mit ihrem 
ganzheitlichen Ansatz, die ja doch etwas anders ist 
als andere im Gesundheitssystem, eine wichtige 
Stimme im G-BA wäre. Das würde dazu führen, dass 
solche Probleme, wie wir sie heute diskutieren, dort 
gelöst würden, wo sie hingehören, nämlich in der 
Selbstverwaltung des Gesundheitssystems. – Schö-
nen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der 
SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, 
herzlichen Dank.  

Es wurde vorhin ein bisschen lauter. Herr Kollege Es-
ser, ich muss Sie nichtförmlich rügen, weil ein Begriff 
im Zuruf vorhin außerparlamentarisch war. Ich kann 
Ihnen das gerne hinterher bilateral erklären. 

(Widerspruch von der AfD) 

– Das ist jetzt so erfolgt. 

Wir kommen zur Abstimmung.  Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages Drucksache 
18/5412 an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung sollen dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. 
Wer stimmt dieser Überweisungsempfehlung zu? – 
Die Fraktionen von AfD, FDP, CDU, Grünen und 
SPD sowie Dr. Blex. Gibt es Enthaltungen? – Das ist 
nicht der Fall. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist auch 
nicht der Fall. Die Überweisungsempfehlung ist 
also angenommen.  

Wir sind am Schluss der heutigen Sitzung angelangt.  

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Tag und, 
wenn es geht, ein entspanntes Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 14:21 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 

Namentliche Abstimmung zu TOP 2: Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen – Drucksache 18/4567 

 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm-
enthaltung 

1 
Achtermeyer, Tim GRÜNE 

X 
 

 

2 
Andrieshen, Nina SPD 

X 
 

 

3 
Aymaz, Berivan GRÜNE 

X 
 

 

4 
Baer, Alexander SPD 

X 
 

 

5 
Bakum, Rodion SPD 

X 
 

 

6 
Baran, Volkan SPD 

abwesend 

7 
Berger, Christian CDU 

X   

8 
Dr. Bergmann, Günther J. CDU 

X   

9 
Besche Krastl, Ina GRÜNE 

entschuldigt 

10 
Dr. Beucker, Hartmut AfD 

 X  

11 
Bialas, Andreas SPD 

X   

12 
Blask, Inge SPD 

X   

13 
Dr. Blex, Christian fraktionslos 

 X  

14 
Blöming, Jörg CDU 

X   

15 
Blondin, Marc CDU 

X   

16 
Blumenrath, Peter CDU 

entschuldigt 

17 
Blumenthal, Ina SPD 

X   

18 
Börner, Frank SPD 

X   

19 
Bongers, Sonja SPD 

X   

20 
Bostancieri, Ilayda GRÜNE 

X   

21 
Braun, Florian CDU 

X   

22 
Brems, Wibke GRÜNE 

X   

23 
Brockes, Dietmar FDP 

 X  

24 
Brüntrup, Tom CDU 

X   

25 
Dr. Büteführ, Nadja SPD 

entschuldigt 

26 
Busche, Andrea SPD 

X   

27 
Butschkau, Anja SPD 

X   

28 
Clemens, Carlo AfD 

 X  

29 
Cordes, Frederick SPD 

entschuldigt 

30 
Creuzmann, Norika GRÜNE 

X   

31 
Dahm, Christian SPD 

X   

32 
Deppermann, Dorothea GRÜNE 

X   
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Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm-
enthaltung 

33 
Déus, Guido CDU 

X   

34 
Dudas, Gordan SPD 

X   

35 
Durdu, Tülay SPD 

X   

36 
Eggers, Matthias CDU 

X   

37 
Eglence, Gönül GRÜNE 

X   

38 
Eisentraut, Julia GRÜNE 

X   

39 
Engin, Dilek SPD 

entschuldigt 

40 
Engstfeld, Stefan GRÜNE 

X   

41 
Erwin, Angela CDU 

X   

42 
Esser, Klaus AfD 

 X  

43 
Falszewski, Benedikt SPD 

X   

44 
Fohn, Annika CDU 

X   

45 
Franken, Björn CDU 

X   

46 
Freimuth, Angela FDP 

 X  

47 
Frieling, Heinrich CDU 

X   

48 
Fuchs-Dreisbach, Anke CDU 

entschuldigt 

49 
Ganzke, Hartmut SPD 

X   

50 
Gebauer, Katharina CDU 

X   

51 
Gebauer, Yvonne FDP 

 X  

52 
Dr. Geerlings, Jörg CDU 

X   

53 
Göddertz, Thomas SPD 

X   

54 
Goeken, Matthias CDU 

X   

55 
Görtz, Guido CDU 

abwesend 

56 
Golland, Gregor CDU 

X   

57 
Gosewinkel, Silvia SPD 

X   

58 
Grothus, Antje GRÜNE 

X   

59 
Grunwald, Jonathan CDU 

abwesend 

60 
Hafke, Marcel FDP 

 X  

61 
Hagemeier, Daniel CDU 

abwesend 

62 
Hansen, Klaus CDU 

X   

63 
Hanses, Dagmar GRÜNE 

X   

64 
Dr. Hartmann, Bastian SPD 

X   

65 
Haug, Sebastian CDU 

X   

66 
Dr. Heinisch, Jan CDU 

X   

67 
Dr. Höller, Julia GRÜNE 

entschuldigt 
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Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm-
enthaltung 

68 
Höne, Henning FDP 

 X  

69 
Höner, Markus CDU 

X   

70 
Hoppe-Biermeyer, Bernhard CDU 

X   

71 
Hovenjürgen, Josef CDU 

X   

72 
Jablonski, Frank GRÜNE 

X   

73 
Jörg, Wolfgang SPD 

abwesend 

74 
Kahle-Hausmann, Julia SPD 

X   

75 
Dr. Kaiser, Gregor GRÜNE 

X   

76 
Kaiser, Klaus CDU 

X   

77 
Kamieth, Jens CDU 

X   

78 
Kämmerling, Stefan SPD 

entschuldigt 

79 
Kampmann, Christina SPD 

entschuldigt 

80 
Kapteinat, Lisa-Kristin SPD 

X   

81 
Dr. Katzidis, Christos CDU 

X   

82 
Kavena, Anna SPD 

X   

83 
Keith, Andreas AfD 

 X  

84 
Kerkhoff, Matthias CDU 

X   

85 
Kirsch, Carolin SPD 

X   

86 
Klenner, Jochen CDU 

X   

87 
Klocke, Arndt GRÜNE 

X   

88 
Klute, Thorsten SPD 

X   

89 
Dr. Korte, Robin GRÜNE 

X   

90 
Korth, Wilhelm CDU 

X   

91 
Krauß, Oliver CDU 

X   

92 
Krückel, Bernd CDU 

entschuldigt 

93 
Kuper, André CDU 

X   

94 
Kutschaty, Thomas SPD 

X   

95 
Laumann, Karl-Josef CDU 

X   

96 
Lehne, Olaf CDU 

X   

97 
Lienenkämper, Lutz CDU 

X   

98 
Lienesch, Sascha CDU 

X   

99 
Löcker, Carsten SPD 

entschuldigt 

100 
Löttgen, Bodo CDU 

X   

101 
Loose, Christian AfD 

 X  

102 
Lucke, Martin CDU 

X   
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Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm-
enthaltung 

103 
Lüders, Nadja SPD 

abwesend 

104 
Lürbke, Marc FDP 

 X  

105 
Dr. Maelzer, Dennis SPD 

X   

106 
von Marenholtz, Anja GRÜNE 

X   

107 
Matzoll, Jan GRÜNE 

X   

108 
Metz, Martin GRÜNE 

X   

109 
Moor, Justus SPD 

X   

110 
Mostofizadeh, Mehrdad GRÜNE 

X   

111 
Müller, Frank SPD 

X   

112 
Müller-Rech, Franziska FDP 

entschuldigt 

113 
Müller-Witt, Elisabeth SPD 

X   

114 
Nettekoven, Jens-Peter CDU 

X   

115 
Neubaur, Mona GRÜNE 

X   

116 
Neumann, Josef SPD 

X   

117 
Dr. Nolten, Ralf CDU 

entschuldigt 

118 
Obrok, Christian SPD 

X   

119 
Odermatt, Vanessa CDU 

X   

120 
Oellers, Britta CDU 

X   

121 
Okos, Thomas CDU 

X   

122 
Dr. Optendrenk, Marcus CDU 

X   

123 
Osei, Christina GRÜNE 

X   

124 
Ott, Jochen SPD 

X   

125 
Panske, Dietmar CDU 

X   

126 
Paul, Josefine GRÜNE 

X   

127 
Dr. Peill, Patricia CDU 

X   

128 
Dr. Pfeil, Werner FDP 

 X  

129 
Philipp, Sarah SPD 

X   

130 
Plonsker, Romina CDU 

X   

131 
Postma, Laura GRÜNE 

X   

132 
Quik, Charlotte CDU 

X   

133 
Rasche, Christof FDP 

abwesend 

134 
Rauer, Benjamin GRÜNE 

X   

135 
Reul, Herbert CDU 

X   

136 
Ritter, Jochen CDU 

X   

137 
Rock, Simon GRÜNE 

X   
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Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm-
enthaltung 

138 
Röls-Leitmann, Michael GRÜNE 

X   

139 
Rüße, Norwich GRÜNE 

X   

140 
Schäffer, Verena GRÜNE 

X   

141 
Schalley, Zacharias AfD 

 X  

142 
Scharrenbach, Ina CDU 

X   

143 
Scheen-Pauls, Daniel CDU 

X   

144 
Schick, Thorsten CDU 

X   

145 
Schlottmann, Claudia CDU 

X   

146 
Schmeltzer, Rainer SPD 

X   

147 
Schmitz, Hendrik CDU 

X   

148 
Schmitz, Marco CDU 

X   

149 
Schneider, René SPD 

X   

150 
Schneider, Susanne FDP 

 X  

151 
Schnelle, Thomas CDU 

X   

152 
Scholz, Rüdiger CDU 

X   

153 
Schrumpf, Fabian CDU 

X   

154 
Schulze Föcking, Christina CDU 

X   

155 
Schwarzkopf, Ralf CDU 

X   

156 
Seli-Zacharias, Enxhi AfD 

 X  

157 
Siebel, Christin SPD 

X   

158 
Sonne, Dennis GRÜNE 

X   

159 
Stamm, Christin-Marie SPD 

X   

160 
Stich, Kirsten SPD 

entschuldigt 

161 
Stinka, André SPD 

X   

162 
Stock, Ellen SPD 

X   

163 
Stoltze, Ralf SPD 

X   

164 
Sträßer, Martin CDU 

entschuldigt 

165 
Stullich, Andrea CDU 

X   

166 
Tarner, Hedwig GRÜNE 

entschuldigt 

167 
Teschlade, Lena SPD 

X   

168 
Thoms, Meral GRÜNE 

X   

169 
Tigges, Raphael CDU 

X   

170 
Tritschler, Sven W. AfD 

 X  

171 
Troles, Heike CDU 

X   

172 
Dr. Untrieser, Christian CDU 

X   
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Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm-
enthaltung 

173 
Dr. Vincentz, Martin AfD 

 X  

174 
Vogelheim, Astrid GRÜNE 

X   

175 
Vogt, Alexander SPD 

X   

176 
Voussem, Klaus CDU 

X   

177 
Wagner, Markus AfD 

 X  

178 
Watermeier, Sebastian SPD 

X   

179 
Wedel, Dirk FDP 

 X  

180 
Wendland, Simone CDU 

entschuldigt 

181 
Weng, Christina SPD 

X   

182 
Wenzel, Jule GRÜNE 

X   

183 
Wermer, Heike CDU 

entschuldigt 

184 
Dr. Wille, Volkhard GRÜNE 

X   

185 
Winkelmann, Bianca CDU 

X   

186 
Witzel, Ralf FDP 

 X  

187 
Woestmann, Eileen GRÜNE 

X   

188 
Wolf, Sven SPD 

X   

189 
Wolters, Stephan CDU 

X   

190 
Wüst, Hendrik CDU 

X   

191 
Yüksel, Serdar SPD 

X   

192 
Prof. Dr. Zerbin, Daniel AfD 

 X  

193 
Zimkeit, Stefan SPD 

X   

194 
Zimmermann, Marc GRÜNE 

X   

195 
Zingsheim-Zobel, Lena GRÜNE 

X   

 
Ergebnis  148 22 0 

 


